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244. Sitzung 

Bonn, den 19. Mai 1976 

Beginn:  13.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Die Sit-
zung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung soll der Entwurf eines Zwei-
ten Gesetzes zur Änderung des Rechtspflegergeset-
zes — Drucksache 7/2205 —, der in der 110. Sitzung 
des Deutschen Bundestages an den Rechtsausschuß 
— federführend — und zur Mitberatung an den 
Innenausschuß überwiesen worden ist, auch dem 
Haushaltsausschuß zur Mitberatung und nach § 96 
der Geschäftsordnung überwiesen worden. — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 14. Mai 1976 den nach-
stehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß Arti-
kel 77 Abs. 2 nicht gestellt: 

Gesetz zur Änderung des Titels IV und anderer Vorschriften 
der Gewerbeordnung 

Neunzehntes Gesetz über die Anpassung der Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen sowie über die Anpassung 
der Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
und der Altersgelder in der Altershilfe für Landwirte (Neun-
zehntes Rentenanpassungsgesetz — 19. RAG) 

Achtes Gesetz über die Anpassung der Leistungen des Bun-
desversorgungsgesetzes (Achtes Anpassungsgesetz-KOV 
8. AnpG-KOV) 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das Zollkontingent 
für feste Brennstoffe 1971, 1972, 1973, 1974, 1975 und 1976 

Gesetz zur Änderung des Entwidckungshelfer-Gesetzes 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zu dem Übereinkommen 
vom 4. Dezember 1965 zur Errichtung der Asiatischen Ent-
wicklungsbank 

Gesetz zu dem Abkommen vom 8. Oktober 1974 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Jamaika zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen 

Gesetz über die Personalstruktur des Bundesgrenzschutzes 
(BGSPersG) 

Zu dem letztgenannten Gesetz hat der Bundesrat ferner eine 
Stellungnahme beschlossen, die als Anlage 2 diesem Protokoll 
beigefügt ist. 

In seiner Sitzung am 14. Mai 1976 hat der Bundesrat ferner 
beschlossen, hinsichtlich der nachstehenden Gesetze zu verlan-
gen, daß der Vermittlungsausschuß einberufen wird: 

Drittes Gesetz zur Änderung des Personenbeförderungs-
gesetzes 

Zweites Gesetz zur Änderung des Allgemeinen Eisenbahn-
gesetzes 

Gesetz zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes und des Zivil-
dienstgesetzes 

Berufsbildungsgesetz (BBiG) 

Seine Schreiben werden als Drucksachen 7/5194, 7/5195, 7/5196 
und 7/5197 verteilt. 

In seiner Sitzung ein 14. Mai 1976 hat der Bundesrat beschlos-
sen, zu der Fünfunddreißigsten Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung — Drucksache 7/4994 — Stellung zu 
nehmen. Sein Schreiben wird als Drucksache 7/5202 verteilt. 

Dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) hat der Bundesrat in der 
gleichen Sitzung nicht zugestimmt. Sein Beschluß mit Begründung 
ist als Drucksache 7/5197 verteilt. 

Wir kommen zum einzigen Punkt der heutigen 
Tagesordnung: 

Fragestunde 
— Drucksache 7/5188 — 

Ich rufe zunächst die Frage 1 des Herrn Abgeord-
neten Dr. Arndt (Hamburg) aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers der Justiz auf: 

Trifft es zu, daß ein Generalstaatsanwalt des Landes Baden-
Württemberg das Gesetz über die innerdeutsche Rechts- und 
Amtshilfe in Strafsachen als obsolet und seine Anwendung für 
unzulässig erklärt hat, und wenn ja, wird die Bundesregierung 
diese Erklärung zum Anlaß nehmen, festzustellen, ob das ge-
nannte Bundesgesetz im Land Baden-Württemberg dem geltenden 
Recht gemäß ausgeführt wird? 

Zur Beantwortung steht der Herr Parlamenta-
rische Staatssekretär Dr. de With zur Verfügung. — 
Bitte. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
ster der Justiz: Nach meiner Kenntnis hat kein 
Generalstaatsanwalt, also auch kein Generalstaats-
anwalt in Baden-Württemberg, bisher das Gesetz 
über die innerdeutsche Rechts- und Amtshilfe in 
Strafsachen für obsolet gehalten. Im Zusammenhang 
mit den Anträgen nach § 15 des Rechtshilfegesetzes, 
wonach ein in der DDR Verurteilter hier die Erklä-
rung der Unzulässigkeit der Vollstreckung aus dem 
DDR-Urteil beantragen kann, vertrat allerdings ein 
baden-württembergischer Generalstaatsanwalt im 
Jahre 1973 zunächst die Ansicht, diese Anträge 
seien mangels Rechtsschutzinteresses unzulässig. 
Nachdem festgestellt worden war, daß kein anderer 
Generalstaatsanwalt diese Rechtsansicht teilt, alle 
anderen Generalstaatsanwälte vielmehr das Rechts-
schutzinteresse für Anträge nach § 15 des genannten 
Gesetzes bejahen, hat der betreffende Generalstaats-
anwalt nicht länger an seiner Ansicht festgehalten. 
Die Fortgeltung des Gesetzes über die innerdeutsche 
Rechts- und Amtshilfe in Strafsachen ist unter den 
Gerichten, Generalstaatsanwälten und Justizverwal-
tungen unumstritten. 

Es besteht deshalb kein Anlaß für die Bundesre-
gierung, tätig zu werden. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz- 
frage? — Bitte. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
darf ich aus Ihrer Antwort schließen, daß die Bun-
desregierung das Gesetz als einen wichtigen Be-
standteil der deutschlandpolitischen Grundauffas-
sung der Bundesrepublik ansieht, weil es mit Ge-
setzeskraft zum Ausdruck bringt, daß für uns die 
Entscheidungen der Gerichte der DDR Entscheidun-
gen deutscher und nicht ausländischer Gerichte sind? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich darf Ihnen 
antworten, daß mit der angesprochenen Vorschrift 
die strikte Anwendung des Rechtsstaatsgrundsatzes 
nach dem Grundgesetz sichergestellt ist und daß im 
übrigen das Rechtshilfegesetz den Meinungen des 
Bundesverfassungsgerichts entspricht, dem sich die 
Bundesregierung selbstverständlich voll anschließt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine 
weiteren Zusatzfragen. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft auf. Zur Beantwor-
tung der Fragen steht Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Dr. Glotz zur Verfügung. 

Die Frage 2 ist von dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Enders eingebracht: 

Mit welchem Erfolg wurden die für den nachträglichen Erwerb 
des Hauptschulabschlusses zur Verfügung gestellten Bundesmit-
tel eingesetzt? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Glotz, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege Enders, 
Förderungsmaßnahmen für den nachträglichen Er-
werb des Hauptschulabschlusses fallen, wie Sie 
wissen, in die Zuständigkeit der Länder. Ange-
sichts der Probleme, die daraus entstehen, daß eine 
Minderung von Beschäftigungsrisiken für Jugend-
liche schwierig ist, und die in vielen Fällen auch 
durch das Fehlen eines Hauptschulabschlusses be-
dingt sind, begrüßt die Bundesregierung alle Maß-
nahmen der Bundesländer, die in diesem Bereich 
getroffen werden. 

Im Hinblick auf die besondere Bedeutung dieser 
Frage für die Bildungsplanung fördert das Bundes-
ministerium für Bildung und Wissenschaft Modell-
versuche zur Entwicklung und Erprobung vor allem 
übertragbarer Lehrpläne und Arbeitsmaterialien, die 
kurzfristig und langfristig den nachträglichen Er-
werb des Hauptschulabschlusses ermöglichen. Darun-
ter fallen auch Vorhaben im schulischen Bereich, in 
der Berufsausbildung und in der Weiterbildung. Im 
Schulbereich werden Modellversuche gefördert, die 
es erlauben, an Sonderschulen durch den Besuch 
eines 10. Schuljahrs den Hauptschulabschluß zu er-
reichen. Erste übertragbare Ergebnisse werden 1976, 
weitere dann im Jahr 1977 zu erwarten sein. 

Das Nachholen des Hauptschulabschlusses ist zu-
gleich ein Ziel in einigen der rund 40 von uns 
geförderten Modellversuche zum Berufsgrundbil-

dungsjahr. Über den Erfolg und die Kosten können 
gegenwärtig noch keine genauen Angaben gemacht 
werden, da eine Auswertung dieser Versuche nach 
dem Beschluß der zuständigen Bund-Länder-Rom-
mission jetzt erst anläuft. Im Bereich der Weiter-
bildung fördert unser Ministerium einen Modell-
versuch des Deutschen Volkshochschulverbands, 
der die Entwicklung und Erprobung von sogenann-
ten Kompaktkursen, also Vollzeitkursen von relativ 
kurzer Dauer zur Vorbereitung von Erwerbslosen 
auf die externe Prüfung zum Nachholen des Haupt-
schulabschlusses, zur Aufgabe hat. Elf Modellkurse 
sind bereits in verschiedenen 1975 von Erwerbslo-
sigkeit besonders betroffenen Städten und Kreisen 
angelaufen. Ergebnisse werden etwa bis 1976 er-
wartet. Die entwickelten Lehrpläne und Arbeits-
materialien werden dann allen Einrichtungen der 
Weiterbildung zur Verfügung stehen. Sie dürften 
auch jenseits der besonderen Problematik Erwerbs-
loser von fachlicher und methodischer Bedeutung für 
die Weiterbildung sein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, wie groß 
ist die Zahl der Jugendlichen ohne Hauptschulab-
schluß in unserem Lande und zu welchem Prozent-
satz führen Fortbildungsmöglichkeiten zum Nach-
holen des Hauptschulabschlusses? Liegen darüber 
Zahlen vor? 

Dr. Glotz, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, diese 
Zahlen liegen sicher vor. Sie wissen, daß das etwa 
17 % der Schulentlassenen sind. Die absoluten Zah-
len kann ich Ihnen jetzt nicht sagen; ich will sie 
Ihnen aber gern schriftlich mitteilen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, sehen Sie 
einen Weg, die Schulen darauf hinzuweisen, daß es 
günstig wäre, dort in größerem Maße als bisher den 
Hauptschulabschluß zu vermitteln, damit dies später 
nicht mit immensen Mitteln nachgeholt werden muß? 

Dr. Glotz, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege En-
ders, ich glaube, daß dies nur durch eine entspre-
chende Schulpolitik erreicht werden kann, die sich 
gerade auf die Hauptschule richtet und dafür sorgt, 
daß die Hauptschule nicht zu einer Restschule her-
absinkt. Nur wenn wir eine solche Politik betreiben, 
was auch stärkere Finanzmittel gerade für die Aus-
stattung von Hauptschulen bedeutet, können wir 
irgendeine Gewähr haben, daß sich die Qualifika-
tionsschere nicht weiter öffnet, die es zur Zeit gibt, 
nämlich daß wir immer mehr höhere Abschlüsse, 
wie das Abitur, produzieren, daß wir aber die Zahl 
der jungen Leute, die nicht einmal zu einem quali-
fizierten Hauptschulabschluß kommen, nicht verrin-
gern können. Diese Qualifikationsschere ist sehr 
schlimm. Ich glaube, nicht durch gutes Zureden bei 
den Lehrern und in den Schulen ist dies zu verän- 
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dern, sondern nur durch eine staatliche Politik — in 
diesem Fall der Länder zugunsten der Haupt-
schulen und damit zugunsten der 75 % junger Leute, 
die nach wie vor diesen Bildungsweg durchlaufen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Nordlohne zu einer Zusatzfrage. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, müßte 
nicht in diesen gesamten Aspekt, den Sie ange-
sprochen haben, auch das Problem der Zunahme der 
Sonderschüler mit einbezogen werden? 

Dr. Glotz, Parl. Staatssekretär: Selbstverständlich 
gehört auch der Bereich der Sonderschule mit hin-
ein. Ich stimme Ihnen da voll zu. Wir haben das 
Problem, daß sich in den letzten Jahren sozusagen 
die Begriffe etwas erweitert haben und daß die 
Zahl derer, die heute in Sonderschulen geschickt 
werden, auch auf Grund der Tatsache zunimmt, daß 
man beispielsweise gegenüber Lernschwäche sen-
sibler geworden ist, als dies früher der Fall war. 
Aber selbstverständlich gehört die besondere Sorge 
um den Bereich der Sonderschule genauso in die 
Politik, die ich gerade im Hinblick auf die Haupt-
schulen angedeutet habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 22 des Herrn Abgeordneten Dr. Ahrens 
auf: 

Wie steht die Bundesregierung zu Meldungen aus Ärztekreisen 
über eine angeblich in einigen Jahren drohende Überfüllung des 
Arztberufs? 

Können beide Fragen gemeinsam beantwortet wer-
den?  — 

Der  Fragesteller ist einverstanden. Ich rufe auch 
die Frage 23 des Herrn Abgeordneten Dr. Ahrens 
auf: 

Welche Gründe stehen einer bevorzugten Zulassung solche 
Bewerber zum Medizinstudium entgegen, die sich für eine spä-
tere Tätigkeit in ärztlich unterversorgten Gebieten verpflichten? 

Dr. Glotz, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Ahrens, zur ersten Frage. Der Bundesregierung sind 
Hinweise aus Kreisen der Ärzteschaft auf Überfül-
lung des Arztberufes bekannt. Es trifft zu, daß die 
Zahl der Ärzte in der Bundesrepublik in den letzten 
Jahren gestiegen und daß auch in den kommenden 
Jahren auf Grund der Zulassungszahlen an den Fa-
kultäten mit einem weiteren Ansteigen zu rechnen 
ist. Anhaltspunkte dafür, daß mit einer Überfül-
lung des Arztberufes gerechnet werden müßte, lie-
gen allerdings nicht vor. Im übrigen läßt sich die 
künftige Entwicklung in diesem Bereich nur schwer 
absehen, da die Nachfrage nach ärztlichen Leistun-
gen auch von der medizinischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung abhängt. 

Damit komme ich zu Ihrer zweiten Frage. In § 32 
Abs. 2 Nr. 2 des Hochschulrahmengesetzes ist eine 
Sonderquote an Studienplätzen für solche Bewer-
ber vorgesehen, die sich auf Grund besonderer Vor-
schriften verpflichtet haben oder verpflichten wür-
den, ihren späteren Beruf in Bereichen des öffent-
lichen Bedarfs auszuüben. Diese Rahmenregelung 
muß nun durch Rechtsverordnungen ausgefüllt wer-

den, für deren Erlaß zunächst die Länder zuständig 
sind. Dabei könnte auch eine Sonderquote für Stu-
dienbewerber vorgesehen werden, die sich für eine 
mehrjährige Tätigkeit als Arzt in unterversorgten 
Gebieten verpflichten. Hierauf weist die Begrün-
dung zum Regierungsentwurf des Hochschulrahmen-
gesetzes ausdrücklich hin. Die Einführung einer der-
artigen Landarztsonderquote wird allerdings inner-
halb der Bundesregierung noch diskutiert. Es gibt 
hier auch Gegenargumente, die sich insbesondere 
auf die Hoffnung stützen, daß auf Grund der stei-
genden Zahlen der Studienanfänger in der Medi-
zin das Problem der Unterversorgung auch ohne 
eine solche Sonderquote gelöst werden könnte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu

-

satzfrage. 

Dr. Ahrens (SPD) : Herr Staatssekretär, dann liegen 
also den zitierten Warnungen vor dem Studium der 
Medizin verläßliche Bedarfsrechnungen, die auch 
die fachspezifische Differenzierung zwischen den an-
gehenden Medizinern berücksichtigen, offenbar 
nicht zugrunde? 

Dr. Glotz, Parl. Staatssekretär: Jedenfalls keine 
Bedarfsrechnungen, die es der Bundesregierung na-
helegen könnten, zu sagen: Wir werden demnächst 
sozusagen vor einer Überfüllung des Arztberufes 
stehen. Wir haben am 31. Dezember 1974 — dies 
entnehme ich meinen Unterlagen, Herr Kollege 
Ahrens — in der Bundesrepublik über eine Arzt-
dichte von einem Arzt auf 541 Einwohner verfügt. 
Anzeichen dafür, daß wir schon in Kürze eine Arzt-
dichte von einem Arzt auf etwa 350 Einwohner 
erreichen, wie sie von Fachleuten für notwendig 
gehalten wird, gibt es zur Zeit wirklich noch nicht. 
Das heißt: diese Schlüsse, die Sie in Ihrer Frage 
angedeutet haben, sind unseres Erachtens zur Zeit 
nicht zu ziehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Dr. Ahrens (SPD) : Herr Staatssekretär, beabsich-
tigt die Bundesregierung, solchen allzu pauschalen 
Warnungen, die offenbar nicht der Sorge um eine 
angemessene ärztliche Versorgung der Bevölkerung 
entspringen, mit begründeten Angaben zu begeg-
nen, falls solche Warnungen wiederholt werden 
sollten? 

Dr. Glotz, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Ahrens, das würde dann notwendig werden. Die 
Bundesregierung hat in all ihren Verlautbarungen 
etwa zur Auslastung der Universitäten und gerade 
auch der medizinischen Fakultäten immer klar den 
Standpunkt vertreten, daß ein Studium der Medi-
zin nach wie vor sinnvoll ist. Sie werden nie auch 
nur andeutungsweise gespürt haben, daß die Bun-
desregierung einer Auffassung in der Richtung ver-
tritt, wir brauchten keine zusätzlichen Ärzte mehr. 
Ich kann mir also durchaus vorstellen, daß die Bun-
desregierung dann, wenn weitere öffentliche Äuße- 
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rungen solcher Art gemacht werden, diesen ihren 
Standpunkt noch einmal deutlich macht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Dr. Ahrens (SPD) : Wird die Bundesregierung ge-
gebenenfalls bei den Landesregierungen vorstellig 
werden, um eine Sonderquote für Studienbewer-
ber, die in ärztlich unterversorgten Gebieten tätig 
werden wollen, durchzusetzen? 

Dr. Glotz, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Ahrens, ich habe versucht, dies in meiner zweiten 
Antwort zu sagen. Die Diskussion hierüber ist 
auch innerhalb der Bundesregierung noch im Gan-
ge. Es wird durchaus auch die Auffassung vertre-
ten, dieses Problem erledige sich durch die stei-
gende Zahl der Ärzte. Darüber, daß die Zahl der 
Ärzte steigt, besteht gar kein Zweifel. Selbstver-
ständlich wird aber auch die andere Auffassung 
vertreten, daß wir das Problem „Landarzt" ohne 
eine solche Sonderquote nicht lösen können. Sie 
wissen, daß es darüber auch innerhalb der Ärzte-
schaft Diskussionen gibt, wobei die Frage „Dirigis-
mus, ja oder nein?" im Vordergrund steht. Diese 
Diskussionen sind nicht endgültig abgeschlossen. 
Ich möchte zu diesem Zeitpunkt hier auch keine 
endgültige Auffassung der Bundesregierung vor-
tragen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, stehen den zu 
erwartenden höheren ärztlichen Zulassungsziffern 
seit Beginn der Rezession deutlich sinkende Krank-
meldungsziffern gegenüber bzw. wie beurteilt die 
Bundesregierung die Situation? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege Ey, ich bedaure, daß ich bei dieser Frage 
den in den Richtlinien für die Fragestunde gefor-
derten unmittelbaren Zusammenhang mit den bei-
den Ausgangsfragen nicht sehen kann. 

Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen für die Be-
antwortung der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
auf. Zur Beantwortung der Fragen steht Herr 
Staatssekretär Dr. Haack zur Verfügung. Die Frage 
99 ist von dem Herrn Abgeordneten Dr. Jahn 
(Münster) eingebracht: 

Welche Tatsachen rechtfertigen die Aussage des Bundesmini

-

sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau anläßlich der 
dritten Lesung der Novelle zum Bundesbaugesetz am 11. März 
1976 im Deutschen Bundestag, daß dies die Legislaturperiode sei, 
„in der in der Bundesrepublik am meisten Eigenheime gebaut 
wurden"? 

Bitte. 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
In der amtlichen Bautätigkeitsstatistik wird 1974 
und 1975 mit einem Anteil der genehmigten Ein-

und Zweifamilienhäuser von 42,3 bzw. 47,7 % an 
den genehmigten Wohnungen insgesamt und 1975 
mit einem Anteil der fertiggestellten Erstwohnun-
gen in Ein- und Zweifamilienhäusern von 38,8 % 
an den bezugsfertig erstellten Wohnungen insge-
samt die bisher höchste Eigentumsquote im Bun-
desgebiet nachgewiesen. In den sechs Jahren vor 
1974 — nur für diesen Zeitraum liegen uns Zah-
len vor — lag die Eigentumsquote bei den Bau-
genehmigungen dagegen nie über 33,3 %. Soweit 
jetzt schon überschaubar, ist 1976 sowohl bei den 
Baufertigstellungen als auch bei den Baugenehmi-
gungen mit einer ähnlichen Eigentumsquote wie 
1975 zu rechnen. Im übrigen wurde 1973 mit 
209 700 Eigenheimen auch absolut das höchste Fer-
tigstellungsergebnis seit 1949 im Eigenheimbau er-
zielt. 

Im übrigen, Herr Kollege Jahn, wird das Aus-
maß der Eigentumsbildung in den letzten Jahren 
erst dann deutlich, wenn auch die Eigentumswoh-
nungen mit in die Betrachtung einbezogen werden. 
Unter Einschluß der Eigentumswohnungen, die vor 
1970 nur in geringem Umfang gebaut wurden, er-
gibt sich ab 1972 eine bis dahin noch nicht erreich-
te Eigentumsquote. Sie stieg von 47,8 % im Jahre 
1972 auf 59,9 °/o im Jahre 1975. Dasselbe gilt auch 
für die absoluten Zahlen der Fertigstellungen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, auf Grund Ihrer Ausführungen habe ich die 
Frage: Hält die Bundesregierung die zitierten Aus-
führungen von Minister Ravens, die auf Eigenheime 
bezogen waren, für zutreffend oder für unzutref-
fend? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär: Ich halte sie in der 
Sache für zutreffend. Ich räume Ihnen allerdings 
ein, daß der Begriff „Eigenheime" vielleicht etwas 
verkürzt ist. Ich darf Sie aber darauf hinweisen, daß 
Herr Minister Ravens diese Äußerung auf eine 
Zwischenfrage während seiner Rede zur dritten 
Lesung des Bundesbaugesetzes gemacht hat. Mit 
dieser Äußerung sollte der weitere Rahmen der 
Eigentumsförderung gemeint sein, wie ich ihn 
hier gerade im Zusammenhang dargestellt habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie haben 
noch eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ist die Bundesregierung bereit, zuzugestehen, 
daß bereits während der 4. Legislaturperiode des 
Deutschen Bundestages, also in den Jahren 1962 
bis 1965, mehr als 1 Million Wohnungen in Fami-
lienheimen neu geschaffen wurden? Wird diese 
Zahl in der laufenden Legislaturperiode erreicht 
werden oder nicht? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär: Wir haben nie 
bestritten, daß auch in den 50er und 60er Jahren 
Eigenheime gebaut worden sind und daß hier von 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 244. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 19. Mai 1976 	17253 

Parl. Staatssekretär Dr. Haack 
der damaligen Bundesregierung eine konsequente 
Eigentumsförderung betrieben wurde. Wir wenden 
uns nur gegen die unterschwellige Polemik, die 
Eigentumsbildung würde nicht konsequent fortge-
setzt. Die Zahlen, die ich hier vorgetragen habe, 
beweisen nach meiner Auffassung deutlich, daß die 
Eigentumspolitik von der Bundesregierung konse-
quent betrieben wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 100 des Herrn Abgeordneten Dr. Schnei-
der auf: 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtungen des beim Bundes-
ministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau berufe-
nen Arbeitkreises „Sozialer Wohnungsbau" über die künftige 
Entwicklung des Wohnungsbaus, und welche Konsequenzen er-
geben sich daraus für die Bundesregierung? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schneider, der Arbeitskreis, den Sie in Ihrer Frage 
erwähnen, ist bei seinen Überlegungen zur weite-
ren bau- und wohnungswirtschaftlichen Entwick-
lung davon ausgegangen, daß es angesichts der 
unübersichtlichen Wohnungsmarktlage zur Zeit 
kaum möglich ist, kurzfristig zu verwirklichende 
Vorschläge bau- und wohnungswirtschaftlicher Art 
zu unterbreiten. Er hat sich daher im wesentlichen 
darauf beschränkt, die gegenwärtige Lage an Hand 
der verfügbaren Unterlagen zu analysieren. Danach 
ist die weitere Entwicklung namentlich im Bereich 
des Mietwohnungsbaus problematisch, wogegen für 
den Eigenheimbau eine relativ konstante Entwick-
lung unterstellt werden kann. Beim Mietwohnungs-
bau bestehe Unsicherheit in der Einschätzung des 
noch vorhandenen Bedarfs und der zahlungskräfti-
gen Nachfrage. Die Bedeutung der Einkommens-
erwartungen und der Zinsentwicklung für die Woh-
nungswirtschaft werde zunehmen. 

Diese Lagebeurteilung deckt sich weitgehend mit 
entsprechenden Äußerungen der Bundesregierung. 

Zur Befürchtung des Arbeitskreises, ab 1977 
könnten sich nach Abbau der Halden Angebots-
lücken bei Mietwohnungen zeigen, ist auf die nicht 
zu unterschätzende Wirkung des Investitionszu-
schusses auf den Bau von Mietwohnungen im so-
zialen Wohnungsbau hinzuweisen. Im übrigen wird 
die weitere Entwicklung sorgfältig zu beobachten 
sein. Dabei bleibt auch zu hoffen, daß die private 
Investitionstätigkeit sich besser entwickelt, als der 
Arbeitskreis befürchtet. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Schneider (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie noch bereit, zu behaupten, es bahne sich 
eine konstante Entwicklung im Eigenheimbau an, 
wenn wir bedenken, daß die Bundesregierung ab 
1978 für das zweite Programm keine Mark mehr in 
der mittelfristigen Finanzplanung vorsieht, wo doch 
das zweite Programm im wesentlichen Träger des 
Eigenheimbaus in den letzten Jahren gewesen ist? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär: Es kann keinen 
Zweifel geben, Herr Kollege Schneider, daß das 

Regionalprogramm, das Sie hier erwähnen, einen 
wesentlichen Beitrag für diese günstige Entwick-
lung im Eigenheimbau in den letzten Jahren ge-
leistet hat. Die Entscheidung, daß dieses Programm 
ausläuft, wurde schon vor einigen Jahren getrof-
fen. Sie wissen ganz genau, daß es ein zusätzliches 
Programm war, das vor einigen Jahren beschlossen 
wurde und das es in dieser Form in den 60er Jahren 
nicht gegeben hat. Es sollte damals, als es beschlos-
sen wurde, die Eigentumsbildung anregen. Diese 
Entscheidung ist für einen überblickbaren Zeitraum 
bis 1977 getroffen worden. 

Es wird nun darauf ankommen, schon bei den 
Haushaltsberatungen 1977 zu überlegen, ob wir 
diese Art der Eigentumsförderung nicht über 1978 
hinaus fortsetzen können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie haben 
noch eine weitere Zusatzf rage.  

Dr. Schneider (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wie beurteilen Sie die weitere Entwicklung gerade 
im sozialen Wohnungsbau, wenn davon auszugehen 
ist, daß die in der mittelfristigen Finanzplanung vor-
gesehenen Mittel ab 1978 im ersten Programm nur 
noch den Bau von etwa 30 000 Wohneinheiten zu-
lassen? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär: Ich darf dar-
auf hinweisen, Herr Kollege Dr. Schneider, daß 
auch dieser Arbeitskreis ja zunächst keine un-
mittelbaren Vorschläge gemacht, sondern eine Ana-
lyse der gegenwärtigen Situation gegeben hat. Ich 
habe festgestellt, daß wir diese Analyse weitgehend 
teilen. Die weitere Entwicklung, auch die kurzfri-
stige Entwicklung der nächsten Jahre wird ergeben 
müssen, ob wir — nicht nur im Blick auf das Regio-
nalprogramm, nach dem Sie eben gefragt haben, 
sondern auch im Blick auf den gesamten Wohnungs-
bau — die bisherigen finanziellen Überlegungen 
überdenken müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Nordlohne. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
beurteilen Sie die Tatsache, daß sich die Bundes-
regierung in der Einschätzung der künftigen Ent-
wicklung des sozialen Wohnungsbaus absolut von 
der Auffassung des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des, des Deutschen Mieterbundes, der Neuen Hei-
mat und auch des früheren Bundeswohnungsbau-
ministers Lauritzen unterscheidet? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär: Ich kann unter-
schiedliche Stellungnahmen in dieser Form nicht 
feststellen. Natürlich gibt es unterschiedliche Mei-
nungsäußerungen aus dem jeweiligen Verantwor-
tungsbereich. Auch ein Wohnungsbauminister 
spricht, solange er im Amt ist, unter Umständen mit 
anderen Akzenten als dann, wenn er dieses Amt 
nicht mehr hat und in einer anderen Funktion tätig 
ist. Das muß ganz deutlich festgestellt werden. 
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Aber wenn schon hier mehr gefordert wird, auch 

von der Bundesregierung — darauf darf ich jetzt 
hinweisen und damit auf die Frage des Herrn Kolle-
gen Schneider zurückkommen —, dann muß fest-
gehalten werden, daß der soziale Wohnungsbau 
und der Wohnungsbau überhaupt nicht nur Bundes-
sache, sondern im wesentlichen Landessache ist, 
also auch von den Ländern mitfinanziert werden 
muß. Dann müssen auch die Länder und alle Verant-
wortlichen bereit sein, selber daran mitzuwirken, daß 
die Finanzquellen sich verbessern, und sie dürfen 
entsprechende Pläne der Bundesregierung nicht 
vereiteln. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich danke 
Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Jugend, Familie und Gesundheit auf. Zur Bean-
wortung der Fragen steht Herr Staatssekretär Dr. 
Wolters zur Verfügung. 

Der Abgeordnete Gerlach (Obernau) hat um 
schriftliche Beantwortung der eingereichten Frage 
gebeten. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 30 des Abgeordneten Dr. Wer-
nitz auf: 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, durch Abstimmung 
zwischen Bund und Ländern die soziale Komponente heim 
Seniorenpaßangebot der Deutschen Bundesbahn so zu verstärken, 
daß besonders Bedürftige — etwa über die örtlichen Sozial-
ämter - auch in den Genuß des Sonderangebots der Deutschen 
Bundesbahn kommen können? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Präsident! 
Herr Abgeordneter Wernitz, nach § 75 des Bundes-
sozialhilfegesetzes soll alten Menschen geholfen 
werden, Schwierigkeiten, die durch das Alter entste-
hen, zu verhüten, zu überwinden oder zu mildern. 
Ihnen soll die Möglichkeit erhalten werden, am Leben 
in der Gemeinschaft teilzunehmen. Im Rahmen dieser 
Bestimmung ist es jetzt schon den Trägern der So-
zialhilfe möglich, Hilfen zu gewähren, die alten 
Menschen die Verbindung mit nahestehenden Per-
sonen ermöglichen. Das kann durch die Gewährung 
von Fahrtkosten oder eines Zuschusses hierfür ge-
schehen. Ob im Rahmen dieser Hilfe auch die Kosten 
für einen Seniorenpaß der Bundesbahn übernommen 
werden, läßt sich nur im Einzelfall entscheiden. 
Grundsätzlich ist die Ubernahme der Kosten im Ein-
zelfall nicht ausgeschlossen. Für eine generelle Über-
nahme dieser Kosten sieht die Bundesregierung 
allerdings angesichts der finanziellen Situation der 
Sozialhilfeträger keine Möglichkeit. 

Auf die Angebotsgestaltung der Deutschen Bun-
desbahn, die nach betriebswirtschaftlichen Grund-
sätzen erfolgt, kann die Bundesregierung keinen 
Einfluß nehmen. Die Sonderaktionen im Reisever-
kehr werden vom Vorstand der Deutschen Bundes-
bahn in eigener Zuständigkeit und Verantwortung 
ausgestaltet und eingeführt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage! 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es rich-
tig, daß es bei der Bundesbahn Überlegungen gibt 
bzw. auch Anregungen vorliegen, denen zufolge 
man im Zusammenhang mit der angesprochenen so-
zialen Komponente dort bereit ist, entsprechende 
Pakete von Seniorenpaßkarten anzubieten, um auf 
diese Weise eine gewisse Absatzgarantie sicherzu-
stellen? Ist Ihnen das bekannt? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Mir sind solche Über-
legungen nicht bekannt. Ich will das aber gern prü-
fen und Ihnen die Antwort darauf schriftlich geben. 

Nur würde das, selbst wenn es zuträfe, keine 
unmittelbare Auswirkung auf die Notwendigkeit 
haben, Einzelfallprüfungen vorzunehmen, jedenfalls 
soweit Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz 
gewährt werden können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie haben 
noch eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, wäre es 
nicht sinnvoll, die von mir angesprochene Frage und 
auch weitere Probleme der Abgrenzung des Perso-
nenkreises — ich denke etwa an die Abgrenzung 
zwischen Erwerbsunfähigen und Berufsunfähigen; 
die Berufsunfähigen sind hier ja bekanntlich ausge-
schlossen — einmal auf der Bund-Länder-Ebene zu 
besprechen, sei es in der Konferenz der Arbeits- und 
Sozialminister oder in anderer geeigneter Form? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Solche Abstimmungen, 
Herr Abgeordneter, nicht nur zur Abgrenzung des 
Personenkreises, sondern auch zum Gebrauch des 
Ermessensspielraums dort, wo ihn das Bundessozial-
hilfegesetz vorsieht, werden zwischen Bund und 
Ländern laufend vorgenommen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Damit 
sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
beantwortet. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf. Den 
Fragen, die der Herr Abgeordnete Kiechle unter der 
Nr. 3 und der Herr Abgeordnete Eigen unter der 
Nr. 5 eingebracht haben, liegt derselbe Sachverhalt 
zugrunde. Können diese beiden Fragen zusammen 
beantwortet werden, Herr Staatssekretär? 

Logemann, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Präsident, darf ich die beiden Fragen des Herrn 
Abgeordneten Kiechle zusammen beantworten? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Es ist so, 
daß die Fragen 3 und 5 und dann die Fragen 4 und 6 
und auch die Frage 8 des Herrn Abgeordneten Nie-
gel jeweils denselben Sachverhalt betreffen. Ich bin 
aber auch damit einverstanden, daß Sie mit der Be-
antwortung der Fragen 3 und 4 des Abgeordneten 
Kiechle beginnen: 
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Um wieviel haben sich die Rinder- und Schweineimporte aus 

der DDR im ersten Vierteljahr 1976 gegenüber dem gleichen 
Zeitraum des Vorjahrs erhöht, und welche Mengen kamen aus 
anderen Ostblockländern in die Bundesrepublik Deutschland? 

Ist die Bundesrepublik Deutschland bereit, angesichts der 
rapide zurückgegangenen Vieh- und Fleischexporte nach Italien 
diese Einfuhren entsprechend zu drosseln? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kiechle, die Bezüge an Schlachtrindern einschließ-
lich Kälbern und Jungrindern aus der DDR betrugen 
im ersten Vireteljahr 1976 rund 31 850 Stück gegen-
über rund 18 250 Stück im vergleichbaren Vorjahres-
zeitraum. Die Schlachtschweinebezüge beliefen sich 
im ersten Vierteljahr 1976 auf rund 138 150 Stück 
gegenüber rund 59 000 Stück im vergleichbaren Vor-
jahreszeitraum. Auf Grund des relativ knappen An-
gebots aus eigener Produktion im ersten Vierteljahr 
1976 hat sich die Zunahme der DDR-Bezüge nicht 
nachteilig auf die Märkte ausgewirkt. Sie waren, so 
möchte ich sagen, aus Versorgungsgründen sogar 
erwünscht. 

Im ersten Vierteljahr 1976 lagen in der Bundes-
republik die Preise für Schlachtrinder im Durch-
schnitt aller Klassen mit 341,30 DM pro 100 kg 
Lebendgewicht um 10 % und die Preise für Schweine 
der Handelsklasse C um 27 % über den vergleich-
baren Vorjahrespreisen. Die Einfuhren von Rindern 
aus Ostblockstaaten waren im vergangenen Jahr 
durch den Einfuhrstopp praktisch zum Erliegen ge-
kommen. Nach Einführung der sogenannten Koppe-
lungsregelung, d. h. der Erteilung von Einfuhrlizen-
zen bei gleichzeitiger Abnahme von Interventions-
ware, sind im ersten Quartal 1976 etwa 1 300 Rinder 
aus Ostblockstaaten eingeführt worden. Die Schwei-
neimporte aus Ostblockstaaten waren im ersten 
Vierteljahr 1976 mit rund 3 000 Stück gegenüber 
rund 20 000 Stück im vergleichbaren Vorjahreszeit-
raum stark rückläufig. Auf den Schlachtrindermärk-
ten hat sich die Situation jedoch seit April insbeson-
dere durch die Verschlechterung der Exportmöglich-
keiten nach Italien ungünstig entwickelt. Diese Ent-
wicklung wurde durch erhebliche Kürzungen der 
Wochenbezugsmengen von Schlachtbullen, Kälbern 
und Jungtieren aus der DDR Rechnung getragen. 
Eine völlige Aussetzung der Bezüge erscheint nicht 
sinnvoll, da dann mit einer Einstellung der Liefe-
rung von Kühen aus dem süddeutschen Raum in die 
DDR gerechnet werden müßte. Die Bezüge an 
Schweinen sind bereits Anfang des Jahres sehr er-
heblich gekürzt worden. Wegen der derzeit ange-
spannten Marktsituation ist in jüngster Zeit eine 
weitere Kürzung vorgenommen worden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie hoch 
sind die Mengen, die jetzt zu Beginn des zweiten 
Vierteljahres angesichts der von Ihnen angekün-
digten Kürzungen noch eingeführt worden sind? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kiechle, ich habe Zahlen genannt und möchte un-
gern jetzt noch weitere Zahlen nennen. Hier 
geht es einmal um Zufuhren für Berlin. Wir haben 
ja in Berlin eine besondere Situation. Ich kann Ihnen  

aber sagen, daß diese Einfuhren aus der DDR bezüg-
lich Berlin bei Schlachtbullen seit Januar 1976 um 
43 % gekürzt worden sind. Des weiteren sind die 
Bezüge bei Schlachtschweinen um 30 % gekürzt 
worden. Bei den Lieferungen ins übrige Bundesge-
biet haben wir bei Schlachtbullen und Jungrindern 
eine Kürzung um 50 % und bei Schlachtschweinen 
(lebend) um 84 % vorgenommen. Vielleicht sagt 
Ihnen das genug. Sonst bin ich aber auch gern bereit, 
Ihnen schriftlich Zahlen nachzureichen, falls Sie. dies 
wünschen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Kiechle (CDU/CSU) : Beziehen sich diese Zahlen der 
prozentualen Kürzung auf das erste Vierteljahr 
1976? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Sie beziehen sich 
auf den jetzigen Stand im Vergleich zu Januar 1976. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Gansel zu einer Zusatzfrage zu der von 
Herrn Abgeordneten Kiechle eingereichten Frage. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, welche Konse-
quenzen ergeben sich für die Empfänger von Rin-
der- und Schweineimporten aus kommunistischen 
Staaten, soweit sie dem öffentlichen Dienst angehö-
ren, im Hinblick auf ihre Verpflichtung, jederzeit für 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung ein-
zutreten? 

(Heiterkeit) 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich sehe leider 
keine Kompetenz zur Beantwortung dieser Frage. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Staatssekretär, ich hatte diese Zusatzfrage schon 
geahnt. 

Zu einer weiteren Zusatzfrage Herr Abgeordne-
ter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ange-
sichts der rapide, auf dem Rindfleischsektor sogar 
auf ein Drittel zurückgegangenen Absatzmenge, 
insbesondere aus dem bayerischen Agrarexport 
nach Italien, frage ich Sie: Welche einzelnen kon-
kreten Maßnahmen gedenkt die Bundesrepublik zu 
dieser Kürzung der Osteinfuhren zusätzlich zu un-
ternehmen, um hier Abhilfe zu schaffen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich habe dazu 
noch weitere Fragen vorliegen. Ich werde in diesem 
Zusammenhang gerade auch noch auf Italien zu 
sprechen kommen. Aber ich darf ergänzend viel-
leicht noch einmal sagen: Wir haben bei Rindern 
und Bullen die Bezüge in Richtung Bundesrepublik 
gegenüber Januar um 50 % gekürzt, und bei 
Schlachtschweinen haben wir um mehr als 80 % 
gekürzt. Das ist schon eine erhebliche Veränderung. 
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Zweitens müssen Sie auch beachten, daß aus Süd-
deutschland — das habe ich ebenfalls gesagt — in 
letzter Zeit Fleisch von Kühen in beachtlicher Menge 
in Richtung DDR geliefert wird. Wenn wir hier also 
volle Kürzungen vornähmen, wären die Möglich-
keiten zur Ausfuhr von Kühen aus Bayern in Frage 
gestellt. 

Drittens darf nicht unerwähnt bleiben, daß etwa 
die Hälfte der aus der DDR nach Süddeutschland 
gelieferten Bullen leichtgewichtige Tiere sind, die 
überwiegend noch weiter gemästet werden. Ich habe 
selber hören können, daß bei den Landwirten durch-
aus Interesse besteht, solche Tiere zu kaufen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit, hier in Frageform entgegenzunehmen, daß 
wir Bedenken haben, daß es zwar bestimmte An-
wärter in Beamtenpositionen gibt, die die freiheit-
liche Grundordnung gefährden, aber keine kom-
munistischen Rindviecher, die das tun? 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, bei der Unterscheidung von 
Rindviechern gibt es sehr subtile Abstufungen. 

(Heiterkeit) 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich darf hinzu-
fügen, Herr Präsident, daß wir schwarze Rindvie-
cher haben, aber auch rotbunte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 5 des Herrn Abgeordneten Eigen auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Rinder- und 
Schweineimporte aus der DDR insbesondere nach Bayern stark 
zunehmen, und was gedenkt sie bei Marktstörungen zu unter-
nehmen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ei-
gen, es trifft nicht zu, daß die Rinder- und Schweine-
bezüge aus der DDR insbesondere nach Bayern im 
Verlaufe dieses Jahres zugenommen haben. Im Ge-
genteil, wie bei der Beantwortung der Frage des 
Kollegen Kiechle bereits erwähnt, sind die wöchent-
lichen Bezugsmengen sehr stark reduziert worden. 
Eine völlige Aussetzung der Bezüge würde Konse-
quenzen — auch das habe ich eben schon gesagt — 
in  Richtung Rücklieferung von Kühen aus Bayern 
in die DDR haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage, bitte! 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wäre es 
dann nicht gut, die dortigen Berufsvertretungen da-
von zu informieren, daß ihre Ausführungen zu 
dem Problem der besonderen Situation der Fleisch-
wirtschaft in Bayern von der Sache her falsch sind? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Darum bemühen 
wir uns laufend. Wir geben bekanntlich BML-Infor-
mationen heraus. Ich hoffe, daß diese in Bayern 
auch gründlich gelesen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, eine der Funktionen der Frage-
stunde besteht ja gerade darin, der deutschen Öf-
fentlichkeit die Auffassung der Regierung zu sol-
chen Problemen mitzuteilen. 

Eine weitere Zusatzfrage. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wenn Ihre 
Ausführungen richtig sind, daß der Kuhexport aus 
Bayern in die DDR stark zugenommen hat, dann 
frage ich Sie: Wie stark sind diese Zunahmen ge-
wesen, und wie kann es angehen, daß gerade die 
Preise für Kühe B niedriger sind als im vorigen 
Jahr? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Die Zahl der aus 
Bayern in Richtung DDR gelieferten Kühe lag, 
glaube ich, in letzter Zeit wöchentlich um etwa 500 
Stück. Diese Zahl ist natürlich nicht so groß, daß 
für das gesamte Gebiet der Bundesrepublik schon 
ein größerer Markteinfluß erkennbar werden 
könnte. 

(Niegel [CDU/CSU] : Schwarze oder rote 
Kühe?) 

— Das liegt bei Ihnen; die können Sie liefern, wie 
Sie wollen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Arndt. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
man nicht gleichzeitig die starke Zunahme des Rin-
der- und Schweineimports aus der DDR und die 
stärkere Inanspruchnahme des Swing im Interzonen-
handel durch die DDR kritisieren kann, solange 
keine Marktstörungen auftreten? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich meine nicht, 
daß man das kritisieren kann. Wir haben einen kon-
tinuierlichen Marktbedarf gehabt und uns bemüht, 
diesen Marktbedarf zu regulieren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine 
weitere Zusatzfrage? — Dann rufe ich die Frage 6 
des Herrn Abgeordneten Eigen auf: 

Wie gedenkt die Bundesregierung die Milch- und Fleischwirt-
schaft der Bundesrepublik Deutschland — insbesondere Bayerns 
— vor Marktverlusten in Italien zu schützen, die durch die 
neuen nicht EG-konformen Importrestriktionen der italienischen 
Regierung entstehen, und wird die Bundesregierung ihre Maß-
nahmen mit der französischen Regierung abstimmen? 

Herr Staatssekretär. 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, zuerst möchte ich ein Mißverständnis ausräu-
men: Die EG-Kommission hat die italienische Regie-
rung unter Beachtung des Gemeinschaftsrechts zur 
Anwendung der Bardepotregelung ermächtigt. Von 
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nicht EG-konformen Importrestriktionen seitens 
Italiens kann keine Rede sein. 

Der Agrarrat hat sich auf seiner Sitzung am 
17./18. Mai 1976 eingehend mit der italienischen 
Bardepotpflicht beschäftigt. Er war sich darin einig, 
daß die schwierige Situation in Italien keine andere 
Möglichkeit zuließ. Für die italienischen Maßnahmen 
muß daher, auch im Gemeinschaftsinteresse, Ver-
ständnis aufgebracht werden. 

Da von der Bardepotpflicht alle Lieferländer und 
alle Warenbereiche in gleicher Weise erfaßt wer-
den, entstehen keine einseitigen Wettbewerbsnach-
teile für Deutschland. In den ersten Wochen nach 
Anwendung des Bardepots ist ein Rückgang der 
deutschen Exporte vor allem auf dem Milch- und 
Fleischsektor eingetreten. Da dies aber auch durch 
andere Faktoren mit beeinflußt worden ist, muß zu-
nächst die weitere Entwicklung abgewartet werden. 
Die Bundesregierung wird die bestehenden Mög-
lichkeiten der Marktentlastung, z. B. verstärkte In-
terventionen in Süddeutschland, bei Rindfleisch 
nutzen. 

Nach den Erfahrungen mit dem Bardepot 1974 
kann damit gerechnet werden, daß sich die Export-
situation nach Überwindung der gegenwärtigen 
Übergangsschwierigkeiten angesichts des Nahrungs-
mittelbedarfs und der voraussichtlichen Marktpreis-
entwicklung in Italien wieder normalisieren wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu

-

satzfrage. 

Eigen (CDU/CSU) : Wenn die Kommission der ita-
lienischen Regierung für die Einführung des Bar-
depots eine besondere Ermächtigung geben muß, 
beweist das dann nicht, daß diese Maßnahme nor-
malerweise nicht EG-konform ist? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Doch, diese Maß-
nahme war ja von Italien angemeldet und ist von 
der Kommission als EG-konform gebilligt worden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei

-

tere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, liegt die 
Problematik nicht vor allen Dingen darin, daß die 
französische Regierung, wie ihr Landwirtschafts-
minister Bonnet in der Nationalversammlung schon 
jetzt festgestellt hat, der französischen Fleisch- und 
Milchwirtschaft solche Hilfen geben wird, daß der 
Export von Frankreich nach Italien nicht abbricht, 
während die deutsche Regierung erklärt hat, sie sei 
nicht zu solchen Maßnahmen bereit, und unser Ex-
port nach Italien deshalb, wie Sie selbst sagen, 
leidet? Wie stehen Sie dazu? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, dazu darf ich noch einmal folgendes sagen. 
Wir haben ja gestern in Brüssel eine Beratung ge-
habt. Dabei sind folgende Punkte festgehalten wor-
den. 

Erstens. Wir haben uns im Agrarrat dafür einge-
setzt, daß keine nationalen Hilfsmaßnahmen er-
griffen werden, die zu einer einseitigen Begünsti-
gung der eigenen Exportwirtschaft führen, andere 
Mitgliedstaaten aber zwangsläufig beeinträchtigen 
würden. 

Zweitens. Wir haben uns außerdem für eine 
Übergangsregelung eingesetzt, nach der alle Lie-
ferungen, die vor dem 6. Mai 1976 erfolgt sind, die 
aber nunmehr zur Zahlung anstehen, von der Bar-
depotpflicht ausgenommen werden. Die Kommis-
sion hat die Prüfung dieser Frage zugesagt. 

Drittens. Im Agrarrat ist die Kommission aufge-
fordert worden, den Warenverkehr und die Ent-
wicklung der Märkte für die einzelnen Agrarpro-
dukte aufmerksam zu beobachten und darüber bald-
möglichst zu berichten, damit gegebenenfalls Son-
derregelungen für die am stärksten betroffenen Er-
zeugnisse erlassen werden. 

Viertens. Im Agrarrat bestand auch Einverneh-
men darüber, daß der innergemeinschaftliche Wa-
renverkehr gegenüber Importen aus den Drittlän-
dern, bei denen infolge des niedrigen Preises ein 
geringerer Bardepotbetrag anfällt, nicht benach-
teiligt wird. Dazu wird die Kommission eine ent-
sprechende Regelung treffen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu

-

satzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Ritz. 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, unter 
Bezugnahme auf die Ergebnisse des Ministerrates 
gestern und vorgestern darf ich Sie fragen, ob da-
bei die Ausführungen des französischen Landwirt-
schaftsministers Bonnet in der Nationalversamm-
lung, Frankreich werde durch besondere Über-
nahmegarantien dafür sorgen, daß der Export wei-
terfließt, eine Rolle gespielt haben und wie die 
französische Regierung daraufhin reagiert hat. 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Die eben von mir 
angeführten Punkte sind ja gemeinschaftlich ver-
einbart worden. Ich bin nicht der Meinung, daß 
Frankreich hier aus der Reihe tanzen wird. Wenn 
das geschehen sollte, müßten wir uns natürlich 
sofort melden. 

Lassen Sie mich abschließend noch ein paar Be-
merkungen dazu machen. Erstens ist festzustellen, 
daß durch diese Maßnahmen in Italien der Lira-
Kurs um rund 10 %  gestiegen ist. Ich finde, wir 
sollten das auch für den deutschen Agrarexport als 
einen Schritt in Richtung Stabilisierung der ita-
lienischen Verhältnisse sehen. 

Zweitens ist mir durch Minister Ertl mitgeteilt 
worden, daß Italien in dieser Maßnahme nur eine 
kurzfristige Maßnahme sieht; sie wird also nicht 
von langer Dauer sein. 

Drittens noch eine letzte Bemerkung: Es ist ja 
auch 1974 nicht zu den großen Einbrüchen gekom-
men, die wir anfänglich befürchtet hatten. Es war 
allerdings bei Kälbern und bei Rindfleisch schlimm, 
aber die Milcherzeugnisse sind damals nicht so be- 
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Parl. Staatssekretär Logemann 
troffen gewesen. Ich bin der Meinung, daß wir nun 
vielleicht auch in diesem Jahr mit ähnlichen Ent-
wicklungen rechnen können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage des Abgeordneten Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ange-
sichts der Tatsache, daß sich die Bundesregierung 
eingesetzt hat, und angesichts Ihrer Ankündigung, 
daß sie prüfen wird, möchte ich fragen: Wird sie 
auch — bezogen auf die gegenüber 1974 doch sehr 
andersartigen Verhältnisse der Abwertungen und 
Aufwertungen zwischen den Tauschländern Frank-
reich /Italien und Deutschland /Italien — im Falle sehr 
starker Auswirkungen, deren Andeutungen wir ja 
schon haben, konkret etwa Maßnahmen wie Ausfall-
bürgschaften gegenüber denen ergreifen, die dieses 
Bardepot letztlich zu tragen haben, nämlich gegen-
über der exportierenden Wirtschaft? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kiechle, ich glaube, die Frage stellt sich so nicht. 
Das wären ja nationale Maßnahmen, die zu verhin-
dern wir vereinbart haben. Aber ich meine, die 
Bundesregierung ist immer dann sofort initiativ ge-
worden, wenn es wirklich um Benachteiligungen 
ging. Ich erinnere daran, daß ja der Vorschlag, die 
Auszahlung des Grenzausgleichs der abwertenden 
Mitgliedstaaten durch die Lieferländer durchführen 
zu lassen, auch von uns eingebracht worden war und 
auch angenommen wurde. Wir erhoffen uns schon 
dadurch gewisse Erleichterungen für cien Export. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
Frage 7 des Herrn Abgeordneten Dr. Ritgen auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die deutschen 
Gemüsekonservenfabriken vor den Wettbewerbsvorteilen anderer 
EG-Länder zu schützen und dadurch eine fortschreitende drasti-
sche Einschränkung des Feldgemüsebaus (u. a. im Raum War-
burg/ Westf.) aufzuhalten bzw. umzukehren? 

Herr Staatssekretär. 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Ritgen, der Bundesregierung sind Wettbewerbsvor-
teile anderer Mitgliedstaaten, die sich im Sinne 
nachweisbarer Verstöße gegen die Vorschriften 
der gemeinsamen Marktorganisation für Verarbei-
tungserzeugnisse aus Obst und Gemüse ausgewirkt 
hätten, nicht bekannt. Sofern solche Verstöße nach-
gewiesen werden können, wird die Bundesregierung 
in Brüssel mit Nachdruck auf Unterlassung und Be-
seitigung drängen. Ich weise im übrigen darauf hin, 
daß die Möglichkeit besteht, die Gemüsekonserven

-

industrie im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes" durch Investitionsbeihilfen zu unter-
stützen. 

Die Einschränkung im Feldgemüseanbau hat sich 
in den letzten Jahren spürbar verlangsamt. Bei ein-
zelnen Feldgemüsearten ist sogar ein Anstieg der 
Anbaufläche für den Konservenbereich zu verzeich-
nen. 

Bei der Betrachtung des Gesamtproblems darf 
nicht unberücksichtigt bleiben, daß ein gewisser 
Rückgang im Gemüseanbau auch darauf zurückzu-
führen ist, daß der Feldgemüseanbau mit anderen 
Kulturen — wie Zuckerrüben und Getreide — kon-
kurriert, die für den Landwirt günstigere Erlöse er-
bringen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter. 

Dr. Ritgen (CDU/CSU): Wie verträgt sich die Tat-
sache, daß in dieser Situation schon sehr viele deut-
sche Konservenfabriken zugemacht haben oder nicht 
mehr leistungsfähig sind, mit der Entscheidung der 
Kommission in Brüssel, daß für zwei neu zu errich-
tende Werke in Arnsdorf und in Dingolfing erheb-
liche Fördermittel von seiten der EG bereitgestellt 
werden? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Ritgen, ich hätte Ihnen gern — auch mehr in posi-
tivem Sinne — eine umfangreichere Antwort gege-
ben. Ich weiß durchaus, daß es hier bei uns Schwie-
rigkeiten und auch einen Rückgang in der Produk-
tion von Konserven gegeben hat. Aber berücksich-
tigen Sie bitte auch, daß dieser Rückgang etwas 
unterschiedlich verlaufen ist. Ich habe hier Zahlen, 
die ausweisen, daß wir z. B. bei Frühjahrsspinat 1969 
einen Anteil von 889 ha hatten, 1972 von 826 ha und 
1975 von 933 ha haben, bei frühen Möhren z. B. 1969 
870 ha, 1972 814 ha und im Jahre 1975 1 070 ha. 
Sehr stark ist der Rückgang und da sind wir 
empfindlich getroffen — bei Frischerbsen von 7 783 
ha auf 4 693 ha. Ich könnte mir also vorstellen, daß 
in gewissen Bereichen durchaus noch gute Chancen 
für eine Weiterentwicklung und für Investitionen 
für unsere Konservenindustrie gegeben sind. 

Dr. Ritgen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, stim-
men Sie mir zu, daß der Wettbewerb im europä-
ischen Raum gerade auf dem Sektor Erbsen und 
Buschbohnen besonders stark ist und dadurch die 
Anbauflächen in der Bundesrepublik stärker als bei 
anderen Gemüsesorten zurückgegangen sind? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Ritgen, bei Frischerbsen stimme ich Ihnen zu das 
habe ich gesagt —, bei Buschbohnen haben wir fol-
gende Zahlen: 5 890 ha im Jahre 1969 und 5 234 ha 
seit 1975. Da kann ich Ihnen also nicht ganz zustim-
men. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bitte, 
Herr Abgeordneter Eigen! 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir einer Meinung, daß gerade bei Erbsenkon-
serven und Buschbohnenkonserven der Wettbewerb 
gegenüber Frankreich die entscheidende Rolle spielt 
und daß die Abwertung des französischen Franc und 
das interprofessionelle Abkommen in Frankreich, 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 244. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 19. Mai 1976 	17259 
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das staatlich sanktioniert wird, eine wesentliche 
Wettbewerbsverzerrung zugunsten der französi-
schen Konservenwirtschaft ist? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ja, der wesent-
liche Nachteil liegt auch darin, daß die Einbeziehung 
von Verarbeitungserzeugnissen aus Obst und Ge-
müse in den Grenzausgleich nicht möglich ist, weil 
es in diesem Bereich keine in Rechnungseinheiten 
ausgedrückten Preise gibt. Das brauche ich Ihnen 
aber nicht zu sagen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Dr. 
Ritz, ist damit auch Ihre Zusatzfrage beantwortet? 

Dr. Ritz  (CDU/CSU): : Herr Präsident, ich wollte nur 
noch herzlich darum bitten, die Zahlen, die Sie zur 
Entwicklung der Gemüseanbauflächen gegeben ha-
ben, doch möglichst umfassend für alle Gemüsearten 
schriftlich mitzuteilen, damit man einen Überblick 
hat, und wenn möglich, Herr Staatssekretär, bitte 
auch für die Entwicklung in Frankreich im gleichen 
Zeitraum. 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Das werde ich 
gerne tun. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich 
glaube, das ist sehr verdienstvoll. 

Ich rufe die Frage 8 des Herrn Abgeordneten 
Niegel auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung bzw. ist sie 
bereit zu ergreifen, daß für die Landwirtschaft ein reibungsloser 
Export ihrer Erzeugnisse mich Italien, insbesondere auf dem 
Vieh- und Fleischsektor sowie bei Milch und Milcherzeugnissen, 
gegeben ist? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Nie-
gel, darf ich beide Fragen zusammen beantworten? 

Niegel (CDU/CSU) : Ich habe nichts dagegen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Dann rufe 
ich auch noch die Frage 9 des Herrn Abgeordneten 
Niegel auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür zu sorgen, deß hinsicht-
lich des italienischen Exports der deutschen Landwirtschaft die 
vor dem G. Mai 1976 durchgeführten Warentransaktionen von der 
Depotbelastung freigestellt werden, die in der entsprechenden 
Verordnung der europäischen Kommission gebotenen Möglichkeit 
genutzt wird, daß die von der Bardepotregelung besonders hart 
betroffenen Produktgruppen von der Importbeschränkung her-
ausgenommen werden und für die deutschen Agrarexporte eine 
Exportsicherung eingeführt wird, die der Regelung in anderen 
EG-Staaten entspricht? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Zur Frage der 
Auswirkungen der Bardepotregelung auf den Export 
von Vieh und Fleisch sowie von Milch und Milch-
erzeugnissen darf ich auf meine Antwort auf die 
Frage des Herrn Abgeordneten Eigen verweisen. 

Die Bundesregierung hat sich im Agrarministerrat 
dafür eingesetzt, daß Lieferungen nach Italien vom 
Bardepot f re igestellt werden, die vor dem 6. Mai 
1976 erfolgt sind, für die aber die depotflichtige 
Zahlung des Kaufpreises erst nach dem 6. Mai vor-
genommen wird. Die Kommission hat die Prüfung 
dieser Frage zugesagt. Außerdem ist die Kommis-

sion gebeten worden, den Warenverkehr und die 
Entwicklung der Märkte für die einzelnen Agrar-
produkte aufmerksam zu beobachten und darüber 
baldmöglichst zu berichten, damit gegebenenfalls 
gemeinschaftliche Sonderregelungen für die am 
stärksten betroffenen Erzeugnisse geschaffen wer-
den. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bitte, Zu-
satzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, als sogenannte kurzfristige 
Maßnahme die Einfuhr- und Vorratsstellen für Vieh 
und Fleisch anzuweisen, daß insbesondere im süd-
deutschen Raum stärkere Aufkäufe durchgeführt 
werden, wobei auch die private Lagerhaltung, die 
Zerlegung und die Konservierung neu eingeführt 
werden können? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Nie-
gel, das hatte ich vorhin schon angedeutet. Wir 
werden uns bemühen, gerade im süddeutschen Raum 
stärker zu intervenieren, weil wir wissen, daß hier 
jetzt ein bestimmter Stau vorhanden ist, den wir 
auszugleichen versuchen müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist seitens 
der Bundesregierung als längerfristige Maßnahme 
auch beabsichtigt, z. B. hart betroffene Produktgrup-
pen mit Blick auf Italien von der Bardepotregelung 
auszunehmen und ähnliche Exportsicherungen ein-
zuführen, wie es in anderen Staaten der Fall ist, um 
gleiche Wettbewerbschancen herzustellen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich habe vorhin 
schon ausgeführt, daß eine Vereinbarung getroffen 
worden ist, daß keine nationalen Hilfsmaßnahmen 
eingeleitet werden sollen. Ich habe im übrigen be-
tont, daß wir davon ausgehen, daß diese italienische 
Maßnahme nicht längerfristig wirksam werden wird, 
sondern daß wir Informationen haben, daß es sich 
um eine kurzfristige Maßnahme handeln wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine 
weitere Zusatzfrage. Ich danke Ihnen, Herr Staats-
sekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Beantwortung 
der Fragen steht der Herr Parlamentarische Staats-
sekretär Buschfort zur Verfügung. Der Herr Abge-
ordnete Pohlmann hat um schriftliche Beantwortung 
seiner Fragen 10 und 11 gebeten. Auch der Herr 
Abgeordnete Dr. Klein (Stolberg) hat um schriftliche 
Beantwortung seiner Fragen 12 und 13 gebeten. Die 
Antworten auf die genannten vier Fragen werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 14 des Herrn Abgeordneten Geiger 
auf. — Der Herr Abgeordnete Geiger ist nicht im 
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Saal; die Frage wird daher schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird ebenfalls als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 15 des Herrn Abgeordneten 
Mahne auf. — Der Herr Abgeordnete ist offensicht-
lich nicht im Saal, so daß auch diese Frage schrift-
lich beantwortet wird. Die Antwort wird als An-
lage abgedruckt. 

Der Herr Abgeordnete Ziegler hat um schriftliche 
Beantwortung seiner Frage 16, der Herr Abgeord-
nete Immer (Altenkirchen) um schriftliche Beant-
wortung seiner Frage 17 gebeten. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. Herr Staatssekre-
tär, ich danke Ihnen für Ihre Anwesenheit. 

(Heiterkeit) 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Verteidigung auf. Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Schmidt steht zur Beantwortung zur 
Verfügung. Die erste Frage — Frage 18 — ist von 
dem Herrn Abgeordneten Reiser eingebracht wor-
den: 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, das Überfliegen 
der Insel Helgoland durch Düsenjäger in niedriger Höhe zum 
Schutz der Bevölkerung und der zahlreichen Touristen zu unter-
binden, nachdem in letzter Zeit dadurch Fensterscheiben zu 
Bruch gingen und Felsstürze auf diese Lufttätigkeit zurückgeführt 
werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Verteidigung: Herr Kollege Reiser, das Ü ber-
fliegen der Insel Helgoland im Tiefflug, d. h. in ei-
ner Höhe von 150 bis 450 m, ist untersagt. Die In-
sel ist in den Tiefflugkarten als Schutzzone ge-
kennzeichnet und muß durch tieffliegende Bundes-
wehr- und NATO-Strahlflugzeuge in einem Radius 
von 3 Nautischen Meilen, d. h. etwa 6 km, umflo-
gen werden. 

Die Bundesregierung hält es nach dem derzeiti-
gen Stand der technischen Erkenntnisse für nicht 
möglich, daß tieffliegende Strahlflugzeuge im Unter-
schallflug Glasbrüche und Felsstürze verursachen. 
Überschalltiefflüge sind im NATO-Ausbildungspro-
gramm nicht enthalten und werden auch nicht durch-
geführt. Bundeswehr und NATO-Luftstreitkräfte 
führen Überschallflüge nur in größeren Höhen, und 
zwar über Land in 12 000 m, über See in 7 000 m 
Höhe, und unter Radarüberwachung durch. 

Die Bundesregierung nimmt jedoch Ihre Frage 
gerne zum Anlaß, zu prüfen, ob Überschallflüge im 
Nordseeraum — Mindesthöhe dabei 7 000 m — so 
durchgeführt werden können, daß Helgoland von 
den Auswirkungen der Überschalldruckwellen, die 
gelegentlich auch Schäden, wie Fenster- und Putz-
schäden, verursachen können, verschont bleibt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Reiser (SPD) : Herr Staatssekretär, halten Sie es 
denn für ausgeschlossen, daß hier ein Fehler bei 
solchen Bürgern vorliegt, die in der letzten Zeit das 
Überfliegen von Helgoland durch Düsenmaschinen  

in niedriger Höhe registriert haben wollen, wobei 
sie sich natürlich im Hinblick auf die Überflughöhe 
getäuscht haben können? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Es kann sich nur um 
Flüge in der Nähe von Helgoland handeln. Helgo-
land ist bei Tiefflügen ausgespart. Knalle können 
nur dann auftreten, wenn man in den Überschall 
hineingeht. Die tieffliegenden Maschinen fliegen 
nicht mit Überschallgeschwindigkeit, keine Ma-
schine. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Reiser (SPD) : Die Bürger dort haben derartige 
Flüge in der letzten Zeit bis zu zwanzigmal am Tag 
registriert. Dem Finanzministerium in Kiel liegen 
für die Monate Januar bis April Schadensmeldun-
gen in dieser Angelegenheit in Höhe von 5 599 DM 
vor. Können Sie mir sagen, ob eine Verbindung 
damit hergestellt werden kann? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Ja, natürlich! Ich 
habe das schon gesagt. Es handelt sich nicht um 
tieffliegende Maschinen, sondern um Maschinen, 
die über 7 000 m Höhe fliegen und die durchaus 
beim Durchstoßen der Schallgrenze einen Knall 
verursachen, der auch Schäden hervorrufen kann. 
Deswegen hat die Bundesregierung erklärt, daß sie 
prüfen will, ob man das, etwa durch ein Umfliegen, 
verhindern kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Frau Ab-
geordnete, Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Frau Pieser (CDU/CSU) : Ist die Bundesregierung 
bereit, in diesem Zusammenhang auch noch einmal 
das zu prüfen, was sich hier im Raum Bonn bezüglich 
tieffliegender Flugzeuge ereignet? Denn es ist wie-
derholt vorgekommen, daß im Raum Bonn-Süd, Bad 
Godesberg bis zum Siebengebirge im Tiefflug die 
Schallmauer durchbrochen wurde. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Frau Kol-
legin, so verständlich der Wunsch ist, solche Fragen 
auch noch mit Bezug auf andere Gegenden anzubrin-
gen, so bitte ich um Verständnis, daß ich eine der-
artige Zusatzfrage nicht zulassen kann. 

Herr Abgeordneter Nordlohne, ich bitte Sie daher 
um Beachtung der Richtlinien. Sie haben eine Zu-
satzfrage. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, liegen 
Ihrem Hause in dem Zusammenhang, der hier zur 
Erörterung steht, Beschwerden der Bewohner vor? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Es liegt eine Be-
schwerde des Bürgermeisters der Insel Helgoland 
vor. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 19 der Frau Abgeordneten Pack auf: 

Trifft es zu, daß — wie im „Spiegel" Nr. 19/1976 vermeldet — 
beim Bundesverteidigungsministerium eine Fragebogenaktion an-
gelaufen ist, und wenn ja, wie erklärt die Bundesregierung die 
Diskrepanz zwischen ihrer Beteuerung, die Intimsphäre des Bür-
gers schützen zu wollen, mit dieser Aktion? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Verehrte Frau Kol-
legin, in der Bundeswehr sind im April und Mai 1976 
durch Fragebogen Daten für eine Wirkungsanalyse 
der politischen Bildung in der Bundeswehr erhoben 
worden. Diese sozialwissenschaftliche Untersuchung 
geht auf eine Anregung des vom Bundesministerium 
der Verteidigung berufenen Beirates für Innere Füh-
rung zurück und wird durch den Psychologischen 
Dienst der Bundeswehr fachlich betreut. Die Bundes-
regierung legt Wert auf die Feststellung, daß durch 
die Fragebogenaktion in keiner Weise in die Intim-
sphäre der Befragten eingegriffen wird. Die streng 
vertrauliche Behandlung der individuellen Befra-
gungsergebnisse ist bei derartigen Erhebungen eine 
selbstverständliche Voraussetzung. Befragungen die-
ser Art haben nicht das Ziel, Ergebnisse von Einzel-
personen herauszufinden. Von Interesse ist aus-
schließlich das Meinungsbild unterschiedlicher Grup-
pen. Der konkrete Fragenkatalog der genannten 
Analyse läßt — das sei ergänzt — eine Identifi-
zierung von Einzelpersonen nachweislich nicht zu. 
Zudem ist vorgesehen, das Datenmaterial nach der 
statistischen Auswertung zu vernichten. 

Die Teilnahme der Einheitsführer und der Solda-
ten erfolgte erstens auf der Grundlage der Freiwil-
ligkeit und zweitens auf der Grundlage der absolu-
ten Anonymität. Beides sind die entscheidenden 
Voraussetzungen für verwertbare Ergebnisse. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Frau Pack (CDU/CSU) : Wann und wo sind von der 
Bundesregierung ähnliche Aktionen beobachtet bzw. 
veranlaßt worden? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Wir haben in den 
vergangenen Jahren — das kann ich auch als ehe-
maliger Vorsitzender des Verteidigungsausschusses 
sagen — in dieser Form, in der Form absoluter 
Anonymität, auf allen Gebieten Befragungen durch-
geführt, wie solche Befragungen in Ländern und 
wahrscheinlich sogar in Gemeinden sowie auf der 
Bundesebene auch von anderen Ministerien durch-
geführt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 20 des Herrn Abgeordneten Stahl auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, mit den Kultusministern der 
Länder gemeinsam eine großzügigere Regelung anzustreben, daß 
für Abgänger der höheren Fachoberschulen FOS 12, die am 
1. Juli zum Wehrdienst eingezogen werden, Abschlußprüfungen 
und Zeugnisübergaben wenigstens einige Tage vor dem Ein-
zugstermin vorgenommen werden? 

Herr Staatssekretär, ich kann im Augenblick nicht 
übersehen, ob eventuell eine gemeinsame Beant-
wortung der beiden Fragen des Abgeordneten Stahl 
möglich ist. 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Verehrter Herr Kol-
lege Stahl, ich beantworte die Fragen einzeln. 

Bereits im Mai 1973 hatte sich das Bundesministe-
rium der Verteidigung auf der Ebene der Kultus-
ministerkonferenz mit den Bundesländern prinzi-
piell dahin verständigt, daß die Aufnahme des Stu-
diums an Fachhochschulen durch gediente Studien-
bewerber ohne besondere zeitliche Verzögerungen 
ermöglicht werden muß. Die Aufnahme des Stu-
diums an Fachhochschulen zum Wintersemester des 
Jahres setzt voraus, daß die Absolventen der Fach-
oberschulen zum Antritt ihres Grundwehrdienstes 
am 1. Juli des Vorjahres zur Verfügung stehen. 

Gestützt auf diese Verständigung haben seither 
alle Bundesländer, deren Ferientermine später la-
gen als der Einberufungstermin, durch vorzeitige 
Entlassung der Fachoberschulabsolventen die Ein-
berufung zum 1. Juli und damit einen Übergang zum 
späteren Studium ohne Verzögerung ermöglicht. 
Allein das Bundesland Nordrhein-Westfalen sah 
sich in den Jahren bis einschließlich 1975 hierzu 
nicht in der Lage. 

Durch weitere Verhandlungen mit den Vertretern 
des Kultusministeriums des Landes Nordrhein-
Westfalen, die am 27. November 1975 stattfanden, 
konnte erreicht werden, daß für das Jahr 1976 — Be-
ginn der Sommerferien: 15. Juli 1976 — und für das 
Jahr 1977 — Beginn der Sommerferien: 7. Juli 1977 
— angeordnet wurde, daß diejenigen Absolventen 
der Fachoberschule, die einen Einberufungsbescheid 
vorlegen, vorzeitig zu prüfen und spätestens zum 
30. Juni — somit rechtzeitig zum Antritt ihres 
Grundwehrdienstes — aus der Fachoberschule zu 
entlassen sind. Für das Jahr 1978 sind in Nordrhein-
Westfalen keine Schwierigkeiten zu erwarten, da 
der Ferienbeginn auf den 29. Juni 1978 festgelegt 
ist. 

Da in allen anderen Bundesländern Schwierigkei-
ten bisher nicht aufgetreten sind und auch das Land 
Nordrhein-Westfalen die vorzeitige Prüfung und 
Entlassung zum 30. Juni möglich macht, werden wei-
tere Schwierigkeiten aus dem Bereich des Ü ber-
gangs von Fachoberschulen zum Grundwehrdienst 
nicht mehr erwartet. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, meine 
Frage ziehlt darauf ab, daß zwischen der Abschluß-
prüfung hinsichtlich der Prüfungstage haben die 
Lehrer einen Ermessensspielraum — und der Aus-
gabe der Zeugnisse einerseits und dem Einberu-
fungstermin andererseits oftmals nur ein Tag liegt, 
so daß sich hier auf Grund der weiten Anfahrtswege 
mancher Wehrdienstpflichtiger Schwierigkeiten er-
geben. 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
können den Kultusministern natürlich keine Vor-
schriften machen. Das wollen wir auch nicht. Das ist 
deren Sache, Ländersache. Wir werben nur dafür, 
daß eine rechtzeitige Prüfungsfestlegung erfolgt, 
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damit die jungen Leute so rechtzeitig aus der Schule 
entlassen werden, daß zwischen Prüfung, Entlassung 
und der Einziehung in die Bundeswehr noch einige 
Tage liegen. Mehr können wir nicht tun, aber dafür 
sind wir ständig tätig. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine weitere Zusatzfrage. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Würden Sie so freundlich 
sein, Herr Staatssekretär, und diesen Punkt noch-
mals mit den Kultusministern besprechen, weil es 
ganz danach aussieht, daß dieses Problem in ver-
schiedenen Gegenden verschiedener Länder sehr 
unterschiedlich gehandhabt wird und hier tatsäch-
lich doch Schwierigkeiten auftreten? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Ich bin sehr gern 
bereit, das wieder aufzugreifen. Wir stehen nicht 
nur wegen dieses Themas, sondern auch wegen an-
derer Themen in einem ständigen Kontakt mit den 
Kultusministern der Länder und haben bisher alles 
in einer sehr freundschaftlichen Atmosphäre regeln 
können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 21 des Herrn Abgeordneten Stahl (Kem-
pen) auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Regelung mit den Kultus-
ministern abzusprechen, Schülern der FOS 12, die die Abschluß-
prüfung im ersten Anlauf nicht bestehen, denen aber nach der 
Härteregelung der Kultusminister auf Grund eines Erlasses die 
Möglichkeit eingeräumt wird, sich einer Nachprüfung binnen 
14 Tagen zu unterziehen, eventuell durch Beurlaubung oder 
Freistellung für diese Zeit vom Wehrdienst entgegenzukom-
men, damit sie in ihrer künftigen beruflichen Entwicklung 
nicht beeinträchtigt werden? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Die wehrpflichtigen 
Schüler der Fachoberschulen werden nach den Vor-
schriften des Wehrpflichtgesetzes bis zum Erwerb 
der Fachhochschulreife vom Wehrdienst zurück-
gestellt und deshalb erst zu einem nach der erfolg-
reich bestandenen Abschlußprüfung liegenden Zeit-
punkt zum Grundwehrdienst einberufen. Bei Nicht-
bestehen im ersten Anlauf wird der etwa bereits 
festgelegte Einberufungstermin selbstverständlich 
bis zur Nachprüfung hinausgeschoben. Einer beson-
deren Regelung in Absprache mit den Kultusmini-
stern der Länder bedarf es deshalb nicht mehr. 
Allerdings muß der Wehrpflichtige den die Rück-
stellung begründenden Sachverhalt der Wehrersatz-
behörde rechtzeitig bekanntgeben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Stahl (Kempen). 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, die 
rechtzeitige Bekanntgabe ist der kritische Punkt. 
Wenn ein Schüler einen Tag vor dem Einzugstermin 
zur Bundeswehr die Mitteilung bekommt, daß er 
die Prüfung nicht bestanden hat, ist es für ihn nicht 
ohne weiteres möglich, dies sofort auch dem Wehr-
ersatzamt mitzuteilen. Wegen dieser Schwierigkei-
ten kann er nicht an einer Nachprüfung teilnehmen. 

Würden Sie so freundlich sein, dies nochmals mit 
den Ländern zu besprechen, damit zwischen der Ab-

schlußprüfung und der Aushändigung des Zeugnis-
ses einerseits und der Einberufung andererseits eine 
genügende Übergangszeit von mindestens zwei bis 
drei Tagen gegeben ist? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Das ist gern aufge-
nommen. Im Hinblick auf die Institution der Kreis

-

wehrersatzbehörden kann ich im übrigen sagen, daß 
sie sehr flexibel sind und also auch ein Anruf in 
dieser Richtung ausreichen würde. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Stahl. 
Bitte knapp! 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, dem 
zuletzt Gesagten kann man nicht ohne weiteres zu-
stimmen. Die Erfahrungen zeigen, daß die Wehrer-
satzämter diese Ihre Auslegung nicht so handhaben, 
sondern sehr restriktiv verfahren. 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Da müßten Sie mir 
schon Beispiele nennen, Herr Kollege. Denn es gibt 
eine Anweisung, daß so verfahren werden muß. 
Falls nicht so verfahren wird, stehe ich jederzeit 
gern zur Verfügung. Ich werde ja von vielen Kol-
leginnen und Kollegen brieflich in anderen Fragen 
angesprochen. Ich stehe auch für diese Frage gern 
zur Verfügung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
als nächste die Frage 87 des Abgeordneten Pawel-
czyk auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, die der Präsident 
des Bundesrechnungshofs in seiner Eigenschaft als Beauftragter 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung in seinem Bericht vom 
Dezember 1975 vorgelegt hat, wonach Offiziere in militärfach-
licher Verwendung bis zum 60. Lebensjahr und Soldaten des 
Sanitäts-, Militärmusik- und militärgeographischen Dienstes so-
wie des logistischen Bereichs bis zum 65. Lebensjahr zu dienen 
haben, und wenn ja, wird sie entsprechende Folgerungen dar-
aus ziehen? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Ich bitte um Ent-
schuldigung, Herr Kollege Pawelczyk, daß die Ant-
wort sehr kurz ist. 

Der Bundesminister der Verteidigung ist grund-
sätzlich der Auffassung, daß die für alle Offiziere 
eingeführten besonderen Altersgrenzen beibehalten 
werden müssen. Gleichwohl werden zur Zeit im 
Bundesministerium der Verteidigung die Vorschläge 
des Präsidenten des Bundesrechnungshofes geprüft. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Pawelczyk (SPD) : Herr Staatssekretär, kann ich 
davon ausgehen, daß der Truppe diese Information 
in geeigneter Weise bekanntgegeben wird? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Das ist noch nicht 
geschehen. Aber das machen wir sehr gern — viel-
leicht in „bundeswehr-aktuell". 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Damit 
sind die Fragen aus Ihrem Geschäftsbereich beant-
wortet. Vielen Dank, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
auf. Zur Beantwortung der Fragen steht der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Haar zur Verfü-
gung. 

Die erste Frage — Frage 25 — wurde von dem 
Abgeordneten Dr. Freiherr Spies von Büllesheim 
eingereicht. Ich sehe den Herrn Abgeordneten nicht. 
Die Frage wird daher schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Herr Abgeordneter Sauer (Salzgitter), gehe ich 
richtig davon aus, daß die von Ihnen eingereichten 
Fragen 26 und 27 schriftlich beantwortet werden . 

sollen? 
(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Ja!) 

— Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Die nächste Frage — Frage 28 — hat der Abge-
ordnete Vahlberg eingereicht. Ich sehe den Herrn 
Abgeordneten nicht. Die Frage wird daher schriftlich 
beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Nun rufe ich die Frage 29 des Abgeordneten Dr. 
Kunz (Weiden) auf: 

Welche Auswirkungen für die Frachlkosten der Wirtschaft, 
besonders in den dünner besiedelten peripheren Räumen, er-
wartet die Bundesregierung durch die Stillegung von Bundes-
bahnstrecken und -nebenstrecken in diesen Gebieten? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: Bei 
den inzwischen angelaufenen Arbeiten zur Ermitt-
lung des künftigen gesamtwirtschaftlich optimalen 
Streckennetzes der Deutschen Bundesbahn werden 
auch die hier in Rede stehenden Auswirkungen un-
tersucht. Vor Abschluß der Arbeiten kann dazu je-
doch noch keine Stellungnahme abgegeben werden. 
Im übrigen ist der Fahrplan — auch der zeitliche 
Fahrplan — mit den Ministerpräsidenten der Länder 
erörtert. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, gibt es ein Gesamtkonzept für die Verkehrsbe-
dienung in den peripheren Räumen, insbesondere 
für den Güterverkehr, und wie gedenkt die Bundes-
regierung die aus der Stillegung von Strecken in 
diesen Räumen zu erwartende Verschlechterung, 
insbesondere im Kostengefüge der dort produzieren-
den Betriebe, auszugleichen, um zu verhindern, daß 
in diesen Räumen noch mehr Arbeitsplätze verloren-
gehen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir dür-
fen zunächst einmal festhalten, daß die Beförde-
rung und Verteilung von Gütern in der Fläche durch 
Lkw in jedem Falle betriebswirtschaftlich günstiger 
erfolgen kann als durch Strecken, die ohnehin in 
den zurückliegenden Jahren durch die Veränderung  

der Verkehrsstruktur in der gesamten Entwicklung 
benachteiligt worden sind. Insoweit ist konzeptio-
nell klar, um welche Veränderungen es sich handeln 
kann. Die Untersuchungen beginnen erst, und inso-
weit sind abschließende Aussagen noch nicht mög-
lich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, Sie haben noch eine Zusatzfrage; Sie haben 
soeben zwei Fragen innerhalb einer Zusatzfrage 
gestellt. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tar, abgesehen davon, daß es sich in meiner Frage 
nicht um eine betriebswirtschaftliche günstige, son-
dern um eine kostengünstige Gleichstellung han-
delt, möchte ich die Frage stellen: gibt es für die 
derzeitigen Streckenstillegungen andere Gründe, 
als die, daß man möglichst schnell Fakten schaf-
fen will, ohne ein Gesamtkonzept für die Strecken-
bedienung dieser Räume erarbeitet zu haben? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Es gibt überhaupt keine 
Streckenstillegungen mit Ausnahme derer, die im 
dritten Stufenprogramm aus der Großen Koalition 
des Jahres 1968 gemeinsam erörtert und in der 
Zielsetzung festgelegt worden sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Wir kom-
men zur Frage 31 des Herrn Abgeordneten Lambi-
nus. Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die Frage 
wird daher schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 32 der Frau Abgeordneten 
Pack auf: 

Wie stellt sich die Ertragssituation des von der Deutschen 
Bundesbahn be tr iebenen nichtschienengebundenen Güterverkehrs 
im Vergleich zum schienengebundenen Güterverkehr der Deut-
schen Bundesbahn sowie zum privatwirtschaftlichen Straßen-
güterfern- und -nahverkehr dar? 

Herr Staatssekretär. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Der von der Deutschen 
Bundesbahn betriebene nichtschienengebundene 
Güterverkehr wird nach den gleichen Tarifen ab-
gewickelt, die auch für den gewerblichen Stra-
ßengüternah- und -fernverkehr gelten. Insoweit ist 
hier bei der Deutschen Bundesbahn die gleiche Er-
tragssituation gegeben wie beim Gewerbe. Wegen 
des im allgemeinen höheren Frachtniveaus dieser 
Tarife ist die Ertragssituation des nichtschienenge-
bundenen Güterverkehrs eine etwas günstigere als 
die für den schienengebundenen Güterverkehr der 
Deutschen Bundesbahn. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine Zu-
satzfrage. 

Ich rufe die Frage 33 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Kunz (Weiden) auf: 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost verschiedenen Fern-
meldeämtern, z. B. auch dem im Zonenrand gelegenen Fern-
meldeamt Weiden, zum 1. September 1976 für die Einstellung  
von Auszubildenden keine Quote zugewiesen hat? 

Herr Staatssekretär. 
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Haar, Parl. Staatssekretär: Bei der Vergabe der 
Einstellungsquoten im Rahmen des Sonderpro-
gramms der Bundesregierung zur Durchführung zu-
sätzlicher berufsbildungspolitischer Maßnahmen 
sind, den Vorgaben der Bundesregierung folgend, 
die Ausbildungsplätze vorwiegend in struktur-
schwachen Gebieten, insbesondere im Zonenrand-
gebiet, angeboten worden. Bei einer Gesamtein-
stellungsquote von 800 wurden in Weiden in die-
sem Frühjahr 16 Bewerber eingestellt. Für die im 
Herbst vorgesehene Einstellungsquote konnten für 
Weiden keine Einstellungsermächtigungen vorge-
sehen werden. Mit der Verteilung der beiden Ein-
stellungsquoten sollen nach Möglichkeit alle Aus-
bildungsstätten erhalten werden. Wenn im letzten 
Jahr 10 Einstellungen bei einer Kapazität von 30 
Plätzen vorgenommen worden sind, dann ist durch 
das Sonderprogramm der Bundesregierung auch in 
Weiden für eine Auslastung der Kapazität gesorgt. 
Für die einzelnen Ausbildungsstätten müssen Min-
desteinstellungsquoten vorgesehen werden, um 
einen ordnungsgemäßen Ausbildungsgang zu ge-
währleisten. Auch ist es notwendig, die Ausbil-
dungskapazitäten einigermaßen gleichmäßig auszu-
lasten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, mit welchem Förderungsaufwand aus dem Pro-
gramm der Bundesregierung für zusätzliche bil-
dungspolitische Maßnahmen wurden von der Bun-
despost dem Fernmeldeamt Weiden diese 16 von 
Ihnen genannten Plätze zur Verfügung gestellt? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Das hängt mit den För-
derungsmitteln zusammen, die im letzten Jahr be-
schlossen worden sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Abgesehen davon, 
Herr Staatssekretär, daß ich die Antwort auf die 
Frage nicht verstanden habe — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Der Herr 
Staatssekretär kann das wiederholen. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Ich hatte nach dem 
Förderungsaufwand gefragt. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Mit welchem Förde-
rungsaufwand das im einzelnen geschah, kann ich 
Ihnen jetzt nicht sagen; denn wir haben die Beträge 
insgesamt beschlossen. Aber ich will das gern fest-
stellen lassen und dann für Ihren Bereich mitteilen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Wie kann die Bun-
desregierung den Verdacht ausräumen, daß sie ge-
gen die Richtlinien dieses Gesetzes verstoßen hat, 
indem sie einerseits zum 1. 9. 1976 in Weiden keine 
Ausbildungsplätze zur Verfügung stellt, anderer-
seits aber zur Durchführung zusätzlicher bildungs-
politischer Maßnahmen erhebliche öffentliche Mittel 
in Anspruch nimmt? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich verstehe den Sinn 
Ihrer Frage nicht. Hier geht es nicht um den Ver-
stoß gegen Richtlinien, sondern wir wollen die Aus-
bildungskapazitäten für alle Ausbildungsstellen bei 
der Bundesbahn in etwa gleich auslasten, und das 
geschieht durch die Ermächtigung zur Einstellung im 
Frühjahr. Es hat wohl die Zustimmung aller Be-
teiligten gefunden, daß wir hier im Vorgriff Ein-
stellungen vorgenommen haben, während bei einem 
entsprechenden Bedarf in Ballungsräumen im Sep-
tember dieses Jahres einige mehr eingestellt wer-
den müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Damit ist 
auch diese Frage beantwortet. 

Die Abgeordnete Frau Berger (Berlin) hat um 
schriftliche Beantwortung der von ihr eingereichten 
Fragen 34 und 35 gebeten. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. Die Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
sind damit beantwortet. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für innerdeutsche Beziehungen. Ich rufe 
die Frage 36 des Herrn Abgeordneten Reddemann 
auf: 

Mit welcher konkreten Zielsetzung wird die vom Bundesmini-
ster für innerdeutsche Beziehungen getragene Großausstellung 

"Zehn Jahre aktive Deutschlandpolitik" durchgeführt? 

Herr Staatssekretär Herold steht zur Beantwor-
tung der Fragen zur Verfügung. 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Präsident, Herr 
Kollege Reddemann, ich beantworte Ihre Frage wie 
folgt. Die Ausstellung „Zehn Jahre aktive Deutsch-
landpolitik" gehört in die Reihe der Ausstellungen, 
die das Bundesministerium für innerdeutsche Bezie-
hungen bzw. das meinem Hause nachgeordnete Ge-
samtdeutsche Institut seit 1968 im Rahmen ihrer 
Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit in vielen Orten 
der Bundesrepublik Deutschland ständig zeigt. Die 
konkrete Zielsetzung dieser Ausstellungen ist die 
Information der interessierten Bürger über beson-
dere Aspekte der Deutschlandpolitik und die Ent-
wicklung im anderen Teil Deutschlands. 

Die jetzige Ausstellung, die bereits vor ihrer 
Eröffnung ein breites Echo fand, faßt noch einmal 
die Entwicklung der Deutschlandpolitik in den letz-
ten zehn Jahren zusammen. Sie zeigt Ergebnisse und 
weiter bestehende Probleme auf. Vor allem aber 
soll sie den Besuchern die Möglichkeiten vor Augen 
führen, die durch die Vertragspolitik der Bundes-
regierung mit der DDR für jeden einzelnen geschaf- 
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Parl. Staatssekretär Herold 
fen werden konnten, um Kontakte und Bindungen 
mit den Menschen im anderen deutschen Staat her-
zustellen oder sie, wenn möglich, zu verbessern. Es 
ist beabsichtigt, die Ausstellung vorerst bis Dezem-
ber 1976 zu zeigen. Wir hoffen, daß sie mit ihrem 
ergänzenden Informationsangebot ein Platz für 
Diskussionen in vielen Städten sein wird und daß 
viele Bürger die Gelegenheit zu dieser Information 
auch nutzen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Kollege Herold, ist 
im Interesse der Zielsetzung sichergestellt worden, 
daß in dieser Ausstellung exakt darüber berichtet 
wird, in welchem Maße die Zahl der Selbstschuß-
anlagen erhöht wurde, daß die Zahl der Minenfelder 
im Grenzgebiet vervielfacht worden ist und daß 
Zehntausende von DDR-Bürgern zu Geheimnisträ-
gern erklärt wurden, damit sie keinen Kontakt zur 
Bundesrepublik mehr halten dürfen? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Redde-
mann, ich weiß nicht, ob Sie die Ausstellung selbst 
einmal besucht haben. Ich habe das getan. Wir 
haben dort ein breites Angebot an Informationen für 
den Bürger gegeben. Ich glaube, die von Ihnen ge-
wünschten Informationen über Mauer und Stachel-
draht sind auf dieser Ausstellung genauso vertreten 
wie die Informationen über das, was sich an Positi-
vem nach Abschluß der Verträge entwickelt hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Redde-
mann. 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Kollege Herold, um 
kein Mißverständnis aufkommen zu lassen: Ich 
wünsche Mauer und Stacheldraht natürlich nicht. Ich 
habe ganz konkret die Frage gestellt: Werden in der 
Ausstellung über die Tatbestände, die ich hier auf-
geführt habe, exakte Informationen gegeben? Soweit 
ich die Sache übersehe, ist dies nicht der Fall. 

Herold, Parl. Staatssekretär: Wie Sie die Sache 
übersehen, weiß ich nicht. Aber ich merke schon, daß 
Sie die Ausstellung nicht besucht haben. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Sie irren wieder 
einmal!) 

Eine Darstellung über die Grenze und die Sperr-
maßnahmen wird auch gegeben. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Also wieder 
nichts!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 37 des Herrn Abgeordneten Kunz (Berlin) 
auf: 

Ist beabsichtigt, die Großausstellung „Zehn Jahre Deutschland-
politik", die in vielen deutschen Groß- und Mittelstädten bis zum 
31. Oktober dieses Jahres gezeigt wird, auch in Berlin zu zei-
gen, und wenn nicht, aus welchen Gründen? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
beantworte die Frage des Kollegen Kunz wie folgt. 
Trotz anderslautender Presseberichte handelt es sich 
hier nicht um eine Großausstellung, sondern um 
einen Ausstellungsstand, wie er bereits in den ver-
gangenen Jahren ständig benutzt wurde. Die Aus-
stellung soll daher wie bisher vorerst in mittel-
großen Städten gezeigt werden. Sollte das Interesse 
an diesem Stand weiterhin so rege sein wie bisher, 
werden in der weiteren Planung auch noch größere 
Städte berücksichtigt werden. 

Für Berliner Betrachter wird vieles, was hier in 
Bildern und Statistiken gezeigt wird, aus eigener 
Anschauung und Erfahrung bekannt sein. Es ist da-
her beabsichtigt, den Stand in Berlin später mit ei-
nigen Änderungen und Ergänzungen für längere 
Zeit aufzubauen — möglichst an einem Platz, an 
dem vor allem die vielen Besucher Berlins eine Ge-
legenheit zur zusätzlichen Information und Anre-
gung finden können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie mir bitte sagen, nach welchen Kriterien 
die Städte ausgesucht wurden, die das Privileg ha-
ben, diese Ausstellung zu sehen? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Hier gibt es Erfah-
rungen derjenigen, die seit Jahren diese Ausstel-
lungen in unserem Auftrag durchführen. Diese 
Städte haben seit Jahren Ausstellungen durchge-
führt, und wir haben uns auf Grund der Erfahrun-
gen und Analysen von Fachleuten wieder für diese 
Städte entschieden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
kann ich weiter davon ausgehen, daß die Ausstel-
lung selbstverständlich auch in Berlin gezeigt würde, 
wenn Berlin sich an den Bundestagswahlen beteili-
gen könnte? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Ich möchte diese Un-
terstellung, Herr Kollege Kunz, als politisch unfair 
zurückweisen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Pieser. 

Frau Pieser (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da 
Sie soeben davon sprachen, es handele sich nicht 
um eine Großausstellung, sondern lediglich um 
einen Ausstellungsstand, frage ich Sie: Womit sind 
dann die relativ hohen Kosten in Höhe von 700 000 
DM zu erklären? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Sehr verehrte Frau 
Kollegin Pieser, ich weiß nicht, warum Sie, die Sie 
Berichterstatterin für unseren Haushalt sind, auf 
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eine Summe von 700 000 DM eingehen. Sie wissen 
genau, daß uns nur 300 000 DM für diese Gesamt-
aufgabe zur Verfügung stehen. Minister Franke hat 
bereits vor Wochen zu diesen Beträgen eindeutig 
Stellung genommen. Der Betrag, der für die Aus-
stellung mit allem Drum und Dran ausgegeben wird, 
macht höchstens 150 000 DM aus. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 38 des Abgeordneten Reddemann auf: 

Liegen der Bundesregierung Informationen vor, die die An-
gaben des Rechtsanwalts Stroebele bestätigen, daß die DDR- 
Regierung die Absicht hatte, die in Stammheim inhaftierten 
Anarchisten gegen Häftlinge der DDR-Justiz auszutauschen, weil 
Ulrike Meinhof in Ost-Berlin als Mitglied der illegalen KPD 
besonderes Ansehen genossen habe? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Redde-
mann, Ihre Frage beantworte ich mit Nein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Kollege Herold, ist 
der Bundesregierung bekannt, daß Ulrike Meinhof 
Mitglied der illegalen KPD gewesen ist? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Das ist der Bundes-
regierung bekannt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Kollege Herold, wie 
beurteilt die Bundesregierung dann die etwas merk-
würdige Reaktion aus Ost-Berlin, daß sich Ost-
Berlin zunächst — wie wir glaubten: aus ideologi-
schen Gründen — sehr reserviert gegenüber der 
Baader-Meinhof-Bande gezeigt hat, aber nach dem 
Tod von Frau Meinhof plötzlich eine völlig andere 
Richtung in seiner Propaganda einschlug? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Redde-
mann, ich habe das letztere nicht unbedingt zu be-
urteilen. Ich möchte Ihnen sagen: Wenn Sie von 
einer Zurückhaltung in den Äußerungen sprechen, 
die von der DDR-Seite im Zusammenhang mit den 
Baader-Meinhof-Leuten gemacht worden sind, dann 
stimme ich Ihnen nicht zu; denn die Meinungen von 
drüben waren doch in Kommentaren und Auslas-
sungen des ZK oder von ZK-Mitgliedern eindeutig. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Das stimmt ja 
nicht! Sie haben die neueste Entwicklung 
nicht mitbekommen; Sie müssen das „Neue 

Deutschland" lesen!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 39 des Herrn Abgeordneten Straßmeir auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach die DDR-Behörden dem 
katholischen Weihbischof des Erzbistums Paderborn, Nordhues, 
die Erlaubnis zu einer Privatreise in die DDR ohne Angabe von 
Gründen verweigert haben? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Straß-
meir, ich darf Ihre Frage wie folgt beantworten. 
Selbstverständlich sind uns die Pressemitteilungen  

über die Verweigerung der Einreise des katholi-
schen Weihbischofs des Erzbistums Paderborn, 
Dr. Nordhues, in die DDR bekannt. Mitteilungen von 
kirchlicher Seite oder seitens des Bischofs persön-
lich sind uns nicht zugegangen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Straßmeir. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, halten 
Sie es, wenn Sie diese Pressemeldungen für relevant 
halten, nicht für erforderlich, auch einmal Ihrerseits 
Kontakte herzustellen, um die Vorgänge im Zusam-
menhang mit der Zurückweisung aufzuhellen? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Kolle Straßmeir, 
ich werde in der Beantwortung der anderen Fragen, 
die in diesem Zusammenhang gestellt wurden, auf 
Ihre Frage zurückkommen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Wollen 
Sie jetzt noch eine Zusatzfrage stellen? — Nein. 
Dann rufe ich die Frage 40 des Herrn Abgeordneten 
Straßmeir auf: 

Sieht die Bundesregierung bei der Verweigerung einen Zu-
sammenhang damit, daß Weihbischof Nordhues bis zum Jahr 
1961 im Kirchenbezirk Magdeburg tätig war, der kirchenrechtlich 
zum Erzbistum Paderborn gehört? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Straß-
meir, mir ist bekannt, daß Bischof Nordhues von 
1957 bis 1961 Regens in Huysburg bei Halberstadt 
war. Ob dies in einem Zusammenhang mit der Ein-
reiseverweigerung steht, kann auf jeden Fall nur 
vermutet werden. 

Bei der sich logisch anschließenden Frage, ob die 
jetzige Tätigkeit von Bischhof Nordhues ausschlag-
gebend für die Einreiseverweigerung war, bin ich 
ebenfalls auf Vermutungen angewiesen. Das Ver-
halten zuständiger Stellen in der DDR deutet aller-
dings darauf hin, daß man dort auch nach der Ein-
setzung eines apostolischen Administrators in 
Magdeburg offensichtlich privaten Besuchsabsichten 
von kirchlichen Würdenträgern amtliche Absichten 
unterstellt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben eine Zusatzfrage. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesreigerung überhaupt Schritte unternommen, 
um im Kontakt mit dem bischöflichen Ordinariat 
einerseits oder mit den Behörden der DDR anderer-
seits eine Begründung für die Zurückweisung zu er-
langen? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Straß-
meir, es ist nicht notwendig — auf Grund der Ver-
träge — , daß die DDR eine Begründung für eine Ab-
lehnung gibt. In den anderen Fällen, die ich nachher 
im Zusammenhang mit der Frage des Abgeordneten 
Kunz nennen werde, haben wir eine Änderung der 
Entscheidungen versucht. Wir haben sie in den ent-
sprechenden Gremien auch behandelt. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine weitere Zusatzfrage. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, teilt 
die Bundesregierung nicht die Auffassung, daß es 
sich bei dieser Zurückweisung des Bischofs um einen 
Fall handelt — sowohl rechtlicher wie auch kirchen-
politischer Natur —, der über das Individualinter-
esse des Bürgers Nordhues hinausgeht? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Ich darf Ihnen dazu 
folgendes sagen: es ist hier nicht von einer Zurück-
weisung die Rede, sondern man muß von einer Ab-
lehnung einer Aufenthaltsgenehmigung sprechen. 

Wir haben in anderen Fällen versucht, unsere 
Möglichkeiten doch auszuschöpfen. Es wurde uns in 
den entsprechenden Gesprächen kein Entgegenkom-
men gezeigt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die nächste Frage, Frage Nr. 41, des Abgeordneten 
Kunz (Berlin) auf: 

Welche Fälle der Verweigerung der Besuchserlaubnis für 
kirchliche Würdenträger durch die DDR haben sich nach Abschluß 
des Grundlagenvertrags ereignet? 

Herr Staatssekretär. 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kunz, 
die Bundesregierung ist bei der Registrierung der-
artiger Fälle auf die Informationen der Betroffenen 
angewiesen. Da nicht davon ausgegangen werden 
kann, daß jeder Fall der Bundesregierung vorgelegt 
wird, können Aufstellungen nicht vollständig sein. 
Mir sind folgende Einreiseverweigerungen bekannt. 
Erstens. Generalsuperintendent Hans Martin Hel-
bich. Dazu habe ich in der Fragestunde am 25. Sep-
tember 1974 Ausführungen gemacht. Zweitens. Erz-
bischof Johannes Joachim Degenhardt. Hierzu habe 
ich in den Fragestunden am 7. November 1974 und 
am 18. April 1975 Ausführungen gemacht. Drittens. 
Bischof Heinrich Janssen, der ebenfalls keine Ein-
reiseerlaubnis bekommen hat. Ich habe dazu am 
11. Juni 1975 Stellung genommen. Das sind die uns 
bekannten Fälle. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie Na-
hen keine weitere Zusatzfrage? — Bitte, Herr Ab-
geordneter Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, da Sie soeben gesagt haben, daß Ihnen nicht alle 
solche Fälle bekannt werden, frage ich: würden Sie 
mir darin zustimmen, daß es richtig wäre, die um-
fangreichen Mittel für Öffentlichkeitsarbeit, die 
Ihrem Hause zur Verfügung stehen, dafür einzuset-
zen, die Bürger unseres Landes aufzufordern, alle 
solche Schwierigkeiten der Bundesregierung mitzu-
teilen? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Böhm, ich lasse diese Zusatzfrage nicht 
zu. 
Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
teilen Sie meine Auffassung, daß in der Frage der 
Einreiseerlaubnis für kirchliche Amtsträger seit den 
Beschlüssen von Helsinki im letzten Sommer eine 
neue Situation dadurch entstanden ist, daß in Ziffer 1 
Buchstabe d des dritten Korbes die Unterzeichner-
staaten dieser Vereinbarung sich ausdrücklich ver-
pflichtet haben, daß die Vertreter religiöser Be-
kenntnisse, Institutionen und Organisationen zu 
Treffen untereinander und zu Kontakten ihre Länder 
bereisen können? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Ich teile Ihre Auffas-
sung, daß es eine moralische Verpflichtung gibt; 
es gibt aber keinen Rechtsanspruch. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die nächste Frage, Frage 42, der Abgeordneten Frau 
Pieser auf: 

Welche Schritte hat die Bundesregierung unternommen, um 
Weihbischof Nordhues wie jedem anderen Bundesbürger die 
Einreise in der DDR zu ermöglichen? 

Herr Staatssekretär. 

Herold, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Pieser, 
jeder Fall von Einreiseverweigerung, der der Bun-
desregierung vorgelegt wird, wird geprüft, und alle 
gegebenen Möglichkeiten werden genutzt, um Ab-
hilfe zu schaffen. Bischof Nordhues hat sich bisher 
nicht an die Bundesregierung gewandt. Dieser Fall 
wird aber unabhängig davon im nächsten Gespräch 
mitbehandelt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine 
weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die nächste Frage, Frage 43, des Abgeord-
neten Jäger (Wangen) auf: 

Auf welche der Einzelpunkte im III. Korb der Schlußakte von 
Helsinki bezieht sich die Aussage der Bundesregierung in ihrer 
Antwort auf meine schriftliche Anfrage vom 27. April 1976, 
daß die Bundesregierung „in der Vergangenheit . . ., gestützt auf 
die bilateralen Vereinbarungen mit der DDR, jede sich ihr bie-
tende Möglichkeit" benutzt habe, „um zu Verbesserungen für die 
Menschen in beiden deutschen Staaten zu gelangen", oder be-
deutet diese Antwort, daß sich die Bundesregierung in den Ge-
sprächen mit der DDR über menschliche Erleichterungen über-
haupt nicht auf die Schlußakte von Helsinki stützt, weil diese 
Vereinbarungen nicht bilateral zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR abgeschlossen sind? 

Herr Staatssekretär. 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident! Herr 
Kollege Jäger, ich darf Ihre Frage wie folgt beant-
worten. Die Aussage der Bundesregierung vom 
27. April 1976 bezieht sich im besonderen, aber nicht 
ausschließlich auf die Einzelpunkte „menschliche 
Kontakte", „Information", „Zusammenarbeit und 
Austausch im Bereich der Kultur" und hierbei vor 
allem auf die Problemkreise „Kontakte und regel-
mäßige Begegnungen auf der Grundlage familiärer 
Bindungen", „Familienzusammenführung", „Reisen 
aus persönlichen und beruflichen Gründen", „Ver-
besserungen der Bedingungen für den Tourismus", 
„Sport", „Erweiterung der Kontakte", „Verbesse-
rung der Verbreitung von, des Zugangs zu und des 
Austauschs von Informationen", „Erweiterung der 
Beziehungen", „Austausch und Verbreitung von 
Publikationen", „Kontakte und Zusammenarbeit". 
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Indessen ist — das ist Ihnen bekannt — die Schluß-
akte von Helsinki kein multilateraler Vertrag völ-
kerrechtlichen Charakters, sondern eine politisch

-

moralische Absichtserklärung, die, obwohl sie wich-
tige Grundsätze des staatlichen Zusammenlebens 
der Völker Europas ethisch verankert, keine ein-
klagbaren Verpflichtungen der Unterzeichnerstaaten 
begründet. Aus diesem Grunde legt die Bundes-
regierung besonderen Wert auf die Feststellung, 
daß bei der Regelung der besonderen Beziehungen, 
die zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR bestehen, der zwischen den beiden deut-
schen Staaten abgeschlossene Grundlagenvertrag 
die Basis für die Ausfüllung des rechtlichen Rah-
mens ist. 

Die Realisierung der Grundsätze der Schlußakte 
von Helsinki wird eine gewisse Zeit in Anspruch 
nehmen. Die Bundesregierung ist dabei der Auffas-
sung, daß hinter die in Helsinki formulierten Prin-
zipien nicht zurückgegangen werden sollte. Dies gilt 
auch unbeschadet der besonderen Vereinbarungen 
und Bemühungen im innerdeutschen Bereich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
in welchen der von Ihnen aufgeführten Punkte des 
dritten Korbes der Schlußakte von Helsinki hat die 
DDR in den Gesprächen, über die Sie berichten, er-
kennen lassen, daß sie bereit wäre, menschliche Er-
leichterungen über den im Grundlagenvertrag be-
schlossenen Rahmen hinaus zu gewähren, wie sie 
in Helsinki vorgesehen worden sind? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Ich habe bereits bei 
Ihrer letzten Frage gesagt, daß es sich hier um Ab-
sichtserklärungen handelt. Diese Feststellung habe 
ich Ihnen gegenüber in diesem Hause schon min-
destens zwanzig- bis dreißigmal gemacht. Aber das 
schadet ja nichts; man kann es ja immer noch ein-
mal betonen. Unsere Basis sind der Grundlagenver-
trag und die Folgeverträge. Sie können wohl nicht 
bestreiten, daß im Zusammenhang mit diesem Ver-
trag hinsichtlich der Absichtserklärungen im Korb 3 
der Abmachungen von Helsinki doch große Fort-
schritte gemacht worden sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär. 
da die Bundesregierung die Bedeutung dieses Kor-
bes 3 als gewichtige politisch-moralische Erklärung 
immer wieder hervorhebt, möchte ich Sie fragen: 
Muß ich aus der Antwort, die Sie mir gerade soeben 
gegeben haben, schließen, daß die DDR bisher kei-
nerlei Bereitschaft gezeigt hat, auf die dort ver-
einbarten Erleichterungen einzugehen, soweit sie 
über das hinausgehen, was in den Zusatzprotokol-
len zum Grundlagenvertrag steht? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Das können Sie kei-
nesfalls daraus schließen; denn Sie wissen, daß die 

Verhandlungen gerade im Bereich der Kontaktauf-
nahme, des zusätzlichen Ausbaus der Verkehrs-
wege usw. über das hinausgehen, was wir im 
Grundlagenvertrag verabredet haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich lasse 
noch eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten 
Hupka zu, bevor ich dann wegen des Zeitablaufs 
der Fragestunde die weitere Frage des Herrn Ab-
geordneten Jäger aufrufe. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, nach-
dem die KSZE-Schlußakte vor zehn Monaten unter-
zeichnet worden ist, möchte ich fragen, ob die Bun-
desregierung nun irgendwelche Erfahrungen be-
sitzt, ob die DDR-Regierung überhaupt die Absicht 
hat, diese moralisch-politischen Erklärungen etwa 
bezüglich der Familienzusammenführung im Korb 3 
der KSZE zu befolgen. 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Hupka, 
wenn ich mir die Ergebnisse dieses Jahres im Zu-
sammenhang mit Familienzusammenführung usw. 
anschaue, dann muß ich sagen, daß daraus zu er-
kennen ist, daß die DDR sie auch ernst nimmt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 44 des Herrn Abgeordneten Jäger (Wan-
gen) auf: 

Bedeutet die Aussage der Bundesregierung in ihrer Antwort 
auf meine in Frage 43 bezeichnete schriftliche Anfrage, „daß es 
erst im Jahr 1977 in Belgrad möglich sein wird, eine erste 
Zwischenbilanz zu ziehen", daß die seit der Schlußakte von Hel-
sinki von der Bundesregierung gegebenenfalls unternommenen 
Anstrengungen, die menschlichen Erleichterungen in Korb III 
dieser Schlußakte in die Wirklichkeit umzusetzen, gegenwärtig 
für eine erste Zwischenbilanz noch nicht ausreichen? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
ich beantworte Ihre Frage mit Nein. Diesen Schluß 
können Sie daraus nicht ziehen. Die Teilnehmer 
der KSZE sind übereingekommen, daß im Jahre 
1977 in Belgrad ein erster Zwischenbericht über die 
Verwirklichung der KSZE erstattet werden soll. Die 
Bundesregierung sieht keinen Anlaß, diesen Din-
gen vorzugreifen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie nun in der Beantwortung der voran-
gegangenen Frage nicht einen einzigen Punkt be-
zeichnen konnten, in dem es auch nur 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie Ihre Zusatz-
frage ganz konkret, ohne weitere Erläuterungen, 
stellten. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Ich versuche, das zu 
tun, Herr Präsident. 

Nachdem keine klare Haltung der DDR im Sinne 
einer Zusage erkennbar ist, frage ich Sie: Wie 
kann die Bundesregierung diese Bilanz im Augen- 
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blick anders bezeichnen, als ich es hier mit meiner 
Fragestellung getan habe? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
ich bedaure außerordentlich, daß Sie mir Fragen 
von nur allgemeiner Art stellen. Ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn Sie die nächste Fragestunde dazu 
benutzen, mir Fragen konkret zu stellen. Dann 
werde ich Ihnen die entsprechenden Bilanzen hier 
vor dem Hohen Hause vorlegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Noch eine 
Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie mich um konkrete Fragen bitten, 
möchte ich von Ihnen gern wissen, wann die Bun-
desregierung eine erste Zwischenbilanz dieser zahl-
reichen Gespräche mit der DDR vorlegen wird, aus 
denen sich ergibt, in welchen Punkten der KSZE- 
Schlußakte — Korb 3 — die DDR bereit ist, jetzt 
auf die von ihr darin unterschriebenen Verpflich-
tungen konkret einzugehen. 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
es ist vereinbart, daß 1977 in Belgrad eine soge-
nannte Zwischenbilanz in Form eines Zwischen-
berichts erfolgt. Wie ich Ihnen auch schon sagen 
durfte und jetzt zum x-ten Male wiederhole, be-
reitet die Bundesregierung diese Konferenz sorgfäl-
tig vor. Das Material wird aus allen Bereichen zu-
sammengestellt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Straßmeir, wollen Sie Ihre Zusatzfrage 
noch stellen? — Nicht mehr. Danke. 

Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Die Fragen 58, 72 und 73 sind von den Frage-
stellern zurückgezogen worden. Die übrigen nicht 
beantworteten Fragen werden schriftlich beantwor-
tet. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Damit sind wir am Ende unserer Fragestunde. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Donnerstag, den 20. Mai 1975, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.32 Uhr) 





Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode - 244. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 19. Mai 1976 	17271* 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete (r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Adams * 19.5. 
Dr. Ahrens *' 20. 5. 
Dr. Artzinger * 20. 5. 
Dr. Bangemann 19. 5. 
Coppik 19. 5. 
Conradi 20. 5. 
Dr. Corterier * 20. 5. 
Dreyer 20. 5. 
Entrup 20. 5. 
Flämig * 20. 5. 
Frehsee * 20. 5. 
Dr. Früh * 19. 5. 
Gerlach (Emsland) * 20. 5. 
Haase (Fürth) *** 20. 5. 
Hauser (Krefeld) 19. 5. 
Hussing 20. 5. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 20. 5. 
Dr. Klepsch 20. 5. 
Krall * 19. 5. 
Lautenschlager * 20. 5. 
Lemmrich *** 20. 5. 
Memmel * 20. 5. 
Mick 20. 5. 
Müller (Bayreuth) 19. 5. 
Dr. Müller (München) *** 20. 5. 
Mursch * 20. 5. 
Peter 20. 5. 
Roser 20. 5. 
Richter *** 20. 5. 
Schmidt (Kempten) *** 20. 5. 
Schmidt (München) *  20. 5. 
Dr. Schwörer * 20. 5. 
Dr. Schulz (Berlin) * 20. 5. 
Seefeld * 20. 5. 
Seibert 20. 5. 
Springorum * 20. 5. 
Dr. Sprung 20. 5. 
Suck * 20. 5. 
Dr. h. c. Wagner (Günzburg) 20. 5. 
Walkhoff * 20. 5. 
Walther 20. 5. 
Frau Dr. Walz * 20. 5. 
Wende 20. 5. 
Frau Dr. Wex 19. 5. 
Frau Dr. Wolf ** 19. 5. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

sa für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 
***a für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen 
Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Beschluß des Bundesrates zum Gesetz über die Per

-

sonalstruktur des Bundesgrenzschutzes (BGSPersG) 

Der Bundesrat hat in seiner 434. Sitzung am 
14. Mai 1976 beschlossen, zu dem am 9. April 1976 
vom Deutschen Bundestag verabschiedeten Gesetz 
einen Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grund-
gesetzes nicht zu stellen. 

Ferner hat der Bundesrat folgende Stellungnahme 
beschlossen: 

Der Bundesrat geht davon aus, daß durch die Ver-
änderung der Personalstruktur des Bundesgrenz-
schutzes die Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben 
und sein Verbandscharakter nicht beeinträchtigt 
werden. 

Die Bundesregierung wird deshalb aufgefordert, 

- durch die von ihr zu erlassende Ausbildungsord-
nung und durch sonstige geeignete Maßnahmen 
sicherzustellen, daß mindestens die derzeitige 
Verbandsstärke des einsatzbereiten Personals 
und die Verbandsorganisation des Bundesgrenz-
schutzes im östlichen Grenzbereich in vollem 
Umfange erhalten bleiben; 

- sicherzustellen, daß der Bundesgrenzschutz je-
derzeit zur Erfüllung seiner ersten Aufgabe 
- des grenzpolizeilichen Schutzes des Bundes-
gebietes - uneingeschränkt mit allem dazu er-
forderlichen und geeigneten Material ausgerü-
stet bleibt. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Pohlmann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen A 10 und 11): 

Wie weit ist das von der Bundesregierung in der Beantwor-
tung der Kleinen Anfrage vom 16. Februar 1972 (Drucksache 
VI /3149) angekündigte Vorhaben, die Festlegung der Vergütung 
für die Tätigkeit der Mitglieder der Einigungsstelle nach § 76 
des Betriebsverfassungsgesetzes durch Gesetz näher zu regeln, 
gediehen? 

Sieht die Bundesregierung eine Vergütung für die Tätigkeit 
der Mitglieder der Einigungsstelle auf der Basis der Rechtsan-
waltsgebührenordnung für gerechtfertigt an? 

Die Bundesregierung hatte unmittelbar nach In-
krafttreten des neuen Betriebsverfassungsgesetzes 
im Jahre 1972 Vorarbeiten für eine gesetzliche Re-
gelung der Entschädigung der Mitglieder der Eini-
gungsstellen nach § 76 Betriebsverfassungsgesetz 
eingeleitet. Hierbei sind auch die Tarifvertragspar-
teien eingeschaltet worden. Aus Kreisen der Sozial-
partner wurde seinerzeit die Ansicht vertreten, vor 
einer bundesgesetzlichen Regelung zunächst einmal 
Erfahrungen mit dem neuen Betriebsverfassungs-
gesetz abzuwarten. Aus diesem Grunde sind die 
eingeleiteten Vorarbeiten zunächst nicht weiter be-
trieben worden. 
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Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung ist wegen dieser Angelegenheit vor kurzem 
erneut sowohl an die Sozialpartner als auch an die 
Minister und Senatoren für Arbeit und Soziales 
der Länder herangetreten. Sie wurden gebeten, ihre 
bisherigen Erfahrungen mit den betriebsverfas-
sungsrechtlichen Einigungsstellen, insbesondere 
auch hinsichtlich der Entschädigung ihrer Mitglieder 
mitzuteilen. 

Sobald die erbetenen Stellungnahmen vorliegen, 
wird die Bundesregierung die Frage einer gesetz-
lichen Regelung dieses Komplexes weiter prüfen. 

Was Ihre zweite Frage anbelangt, so sollte man 
zwar der noch ausstehenden Auswertung der bis-
herigen Erfahrungen nicht vorgreifen. Jedoch er-
scheint es der Bundesregierung sehr zweifelhaft, ob 
eine Vergütung auf der Basis der Rechtsanwalts-
gebührenordnung nicht zu stark überhöhten Ver-
gütungen führen würde. Die Frage, ob die Vergü-
tung der Mitglieder der Einigungsstellen nach dem 
Gegenstandswert, durch einen festen Gebührenrah-
men, nach dem Zeitaufwand oder gegebenenfalls 
durch eine Kombination dieser Gesichtspunkte be-
messen werden soll, wird unter Berücksichtigung 
der hoffentlich bald eingehenden Erfahrungsberichte 
noch eingehend zu prüfen sein. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd

-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Klein (Stolberg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen A 12 und 13) : 

Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, angesichts des 
zu erwartenden Überschusses an Arbeitskräften, in den nächsten 
Jahren ein Gesamtkonzept zu entwickeln, das dennoch eine ge-
ringe Arbeitslosenquote sichert? 

Welchen Stellenwert mißt die Bundesregierung in diesem Zu-
sammenhang Überlegungen zu, die Arbeitszeit (Lebens-, Jahres-  
und Wochenarbeitszeit) zu verkürzen, etwa durch Vorziehen der 
Altersgrenze, Verlängerung der Bildungszeiten, Verlängerung 
des Urlaubs und Reduzierung der Wochenarbeitszeit? 

Die Gesamtpolitik der Bundesregierung ist darauf 
gerichtet, einen möglichst hohen Beschäftigungs-
stand zu halten. Das gilt auch für die kommenden 
Jahre. 

Die Bundesregierung hat im Jahreswirtschafts-
bericht 1976 die Maßnahmen und Entwicklungen dar-
gelegt, die im Verlaufe des Jahres zu einem 
merklichen Absinken der Arbeitslosigkeit führen. 
Die gegenwärtige Besserung der Arbeitsmarktlage 
zeigt, daß dieses Ziel erreicht werden kann. 

Auch für die Zeit nach 1976 hat sich die Bundes-
regierung einen weiteren deutlichen Abbau der 
Arbeitslosigkeit zum Ziel gesetzt. In ihrer letzten 
Projektion der mittelfristigen gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung bis zum Jahre 1979 wie auch im Jah-
reswirtschaftsbericht zeigt sie die ökonomischen Be-
dingungen und politischen Voraussetzungen auf, die 
mittelfristig die Verbesserung der Beschäftigungs-
lage ermöglichen. 

Im Mittelpunkt der beschäftigungspolitischen Kon-
zeption der Bundesregierung steht die Schaffung 
von neuen und zusätzlichen Arbeitsplätzen durch 
eine Verstärkung der Investitionstätigkeit. Flankie-
rend wird die Arbeitsmarktpolitik dafür Sorge tra-
gen, daß diese Arbeitsplätze auch besetzt werden. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich folgendes be-
merken: 

Einer Einschränkung des Arbeitsangebots im 
Wege arbeitspolitischer Maßnahmen kommt nur 
begrenzte Bedeutung zu. Erforderlich ist hier zu-
nächst, daß die Unternehmenleitungen und Beleg-
schaften vor Überschreitung der tariflichen Arbeits-
zeit alle Möglichkeiten zur Neueinstellung, insbe-
sondere von Arbeitslosen, ausschöpfen. Darauf hat 
die Bundesregierung bereits im Jahreswirtschafts-
bericht 1976 hingewiesen. 

Zusätzliche, über den gegebenen Trend der Ar-
beitszeitreduzierung hinausreichende Verkürzungen 
der Arbeitszeit — sei es über mehr Urlaub oder we-
niger Wochenarbeit — müssen sich im ökonomisch 
vertretbaren Rahmen halten. Tarifliche Vereinba-
rungen sind weit eher als die vielfach geforderten 
gesetzlichen Regelungen geeignet, derartige Spiel-
räume flexibel auszufüllen und darüber hinaus 
Branchenbesonderheiten zu berücksichtigen. 

Für eine Herabsetzung des Rentenalters sollten 
in erster Linie allgemein sozialpolitische, nicht je-
doch arbeitsmarktpolitische Gründe maßgeblich sein. 
Die mit einer weiteren Herabsetzung der flexiblen 
Altersgrenze verbundenen finanziellen Mehrbela-
stungen der gesetzlichen Rentenversicherung wären 
im übrigen derzeit nicht tragbar. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Geiger (SPD) (Druck-
sache 7/5188 Frage A 14) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach den Sozialver-
sicherungsabkommen jeweils eine Amtshilfe vorgesehen ist, 
aber Krankenkassen bei der Verfolgung und Realisierung von 
Schadensersatzforderungen im Sinne des § 1542 RVO gegen im 
Ausland befindliche Schädiger keine ausreichende Hilfe der ver-
pflichteten ausländischen Stellen erhalten, und welche Möglich-
keiten sieht die Bundesregierung, eine Verbesserung der Amts-
hilfe der ausländischen Träger zur Durchführung von Schadens-
ersatzansprüchen nach § 1542 RVO deutscher Sozialversicherungs-
träger gegen im Abkommensausland befindliche Schädiger zu 
erreichen? 

Der von Ihnen genannte Sachverhalt ist in den 
meisten von der Bundesrepublik Deutschland abge-
schlossenen Abkommen über Soziale Sicherheit ge-
regelt. Danach gehen Schadensansprüche gegen 
Dritte entsprechend § 1542 Reichsversicherungsord-
nung auf den deutschen Versicherungsträger über, 
wenn der Schaden im Gebiet des anderen Vertrags-
staates eingetreten ist und der deutsche Versiche-
rungsträger die Leistungen erbracht hat. Auf Ersu-
chen des deutschen Versicherungsträgers hat der 
Träger des anderen Vertragsstaates in diesen Fällen 

I die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die 
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Verwirklichung des Ersatzanspruches sicherzustel-
len. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in der prak-
tischen Durchführung dieser Regelungen bei be-
stimmten Ländern Schwierigkeiten aufgetreten sind. 
Sie hat mehrfach und nachdrücklich gegenüber der 
anderen Seite auf Einhaltung der genannten Vor-
schriften bestanden und wird auch in Zukunft sich 
dafür einsetzen, daß die Sozialversicherungsabkom-
men bei Verwirklichung der Ersatzansprüche deut-
scher Versicherungsträger eingehalten werden. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Mahne (SPD) (Drucksache 
7/5188 Frage A 15) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bundesversicherungs-
anstalt für Angestellte in den vergangenen Jahren durch den 
Bau von eigenen Kurkliniken einen schwerwiegenden Eingriff 
in die bestehende Infrastruktur der deutschen Heilbäder und 
Kurorte sowie eine Existenzbedrohung der mittelständischen 
privaten Kurheimbetriebe bewirkt hat, und ist die Bundesregie-
rung bereit, im Rahmen ihrer Möglichkeiten darauf hinzuwirken, 
daß die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte bei der 
Durchführung von Heilverfahren bisher von ihr belegte Kur-
heime weiterhin mit Kurpatienten belegt und auf den sehr 
kostenintensiven Neubau von eigenen Kurkliniken verzichtet? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Bundes-
versicherungsanstalt für Angestellte (BfA) in den 
vergangenen Jahren mehrere eigene Kurkliniken 
errichtet hat. Hierdurch ist nach ihrer Auffassung je-
doch weder schwerwiegend in die bestehende In-
frastruktur der deutschen Heilbäder eingegriffen 
noch die Existenz der mittelständischen privaten 
Kurbetriebe bedroht worden. Die Neubauten der 
BfA hatten allein den Zweck, dem erhöhten Betten-

bedarf in den vergangenen Jahren wegen allgemei-
ner Erkrankungen bei ganz bestimmten Indikationen 
abzuhelfen. In den Jahren 1972 bis 1975 hat die BfA 
deshalb auch die Bettenkapazität in Vertragssanato-
rien (von 13 200 auf 19 700) und in Kurheimen (von 
5 800 auf 7 400) kontinuierlich erhöht. Der Anteil 
der Betten in eigenen Kurkliniken ist trotz der Er-
richtung eigener Kurkliniken von 15,7 v. H. im 
Jahre 1972 auf 14,8 v. H. im Jahre 1975 gesunken, 
während er in dem gleichen Zeitraum in den Ver-
tragssanatorien von 58,6 v. H. auf 62,0 v. H. ange-
stiegen und in den Kurheimen nur leicht auf 23,2 
v. H. zurückgegangen ist. Hieraus wird deutlich, daß 
der Zuwachs an Belegbetten der BfA in privat be-
triebenen Rehabilitationseinrichtungen stärker als 
der an eigenen Betten war. Es geht aber auch hier-
aus hervor, daß den privaten mittelständischen Kur-
einrichtungen weiterhin ein großes Betätigungsfeld 
verbleibt. 

Ich will damit nicht die Schwierigkeiten verken-
nen, in denen sich verschiedene mittelständische 
Kurbetriebe befinden. Dies ist jedoch im wesent-
lichen auf die zurückgehende Nachfrage nach Reha-
bilitationsmaßnahmen infolge der Wirtschaftslage 
sowie eine starke Ausweitung der privaten Betten-
kapazität in den vergangenen Jahren zurückzufüh-

ren. Die Bundesregierung ist deshalb der Ansicht, 
daß eine Verbesserung der allgemeinen wirtschaft-
lichen Entwicklung auch wieder zu einer normalen 
Auslastung der vorhandenen privaten Bettenkapa-
zitäten führen wird. Eine Einwirkung auf die Bele-
gungspraxis der BfA ist der Bundesregierung nicht 
möglich. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Ziegler (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage A 16) : 

Trifft es zu, daß 40 % der Zivildienstplätze im Bereich der 
Kirchen und der Diakonie derzeit nicht besetzt sind, und wie 
hoch ist die Zahl der Wehrdienstverweigerer, die keinen Zivil-
dienst ableisten? 

Die Frage bezieht sich offensichtlich auf eine 
zutreffende Erklärung des Diakonischen Werkes 
vom 11. Mai 1976, wonach von den Ende April  1976 
im Bereich des Diakonischen Werkes vorhandenen 
5 672 Dienstplätzen nur etwa 60 Prozent besetzt 
waren. Diese Relation entspricht der Situation im 
Zivildienst, in dem derzeit rd. 30 000 Dienstplätze 
vorhanden, jedoch nur ca. 15 000 besetzt  sind. Auch 

 andere Verbände, insbesondere im Bereich des 
Krankentransport- und Unfallrettungsdienstes, kla-
gen über die unzureichende Belegung der Dienst-
plätze. 

Ursache für die unzureichende Belegung der 
Dienstplätze ist die geringe Zahl an unmittelbar 
heranstehenden Dienstpflichtigen. Lediglich ca. 1 500 
Dienstpflichtige standen Ende April direkt für eine 
Einberufung zur Verfügung. 

Mit einer wesentlichen Änderung dieser Lage ist 
in nächster Zeit nicht zu rechnen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Immer (Altenkirchen) 
(SPD) (Drucksache 7/5188 Frage A 17) : 

Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, 
bei den Krankenversicherungsträgern auf eine Vereinheitlichung 
der Krankenscheine und anderer Leistungsformulare hinzuwir-
ken, weil dadurch nach Auffassung des Verbands der Arztfrauen 
bis zu 15 % Verwaltungsaufwand in den Arztpraxen und bei 
den Abrechnungsstellen erreicht werden könnten? 

In der gesetzlichen Krankenversicherung gehört 
die Ausgestaltung der für die Leistungsinanspruch-
nahme und Abrechnung erforderlichen Formulare 
zur Aufgabe der Krankenkassen und der Leistungs-
erbringer. Für die kassenärztliche Versorgung wur-
de durch die Vordruckvereinbarungen zwischen den 
Spitzenorganisationen der Krankenkassen und der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung und Kassen-
zahnärztlichen Bundesvereinigung bereits eine weit-
gehende Vereinheitlichung der Formulare erreicht. 
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Ein weiterer Schritt zur Vereinheitlichung der 
Formulare wird die Einführung des Versicherten-
ausweises für jeden Versicherten und für jeden 
mitversicherten Familienangehörigen mit sich brin-
gen. Für diesen Ausweis kann der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung das Nähere über die 
Ausgestaltung und den Zeitpunkt der Einführung 
bestimmen. Es ist beabsichtigt, den Versicherten-
ausweis zum Zwecke der Rationalisierung bei der 
Inanspruchnahme von Leistungen sowie bei der 
Abrechnung als maschinell-verarbeitbaren Daten-
träger auszugestalten. Der Versichertenausweis 
wird die jetzige Vielfalt der Krankenscheine ablö-
sen. Die hiermit mögliche Nutzung der elektroni-
schen Datenverarbeitung durch alle Beteiligten läßt 
erwarten, daß der Verwaltungsaufwand reduziert 
werden kann. 

Zunächst soll der Versichertenausweis in einem 
Modellversuch unter Praxisbedingungen überprüft 
werden. Der Modellversuch soll im Jahre 1977 statt-
finden. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Gerlach (Obernau) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Frage A 24) : 

Bestätigt die Bundesregierung den Vorwurf, der derzeitige 
Präsident des Bundesgesundheitsamts sei ein Leninist, und war-
um hat sie, falls sie dies nicht bestätigen kann oder will, den 
Präsidenten des Bundesgesundheitsamts nicht in Schutz genom-

men, wie es die Fürsorgepflicht des Dienstherrn gebieten wurde? 

Der Bundesregierung sind keine Äußerungen be-
kannt, in denen behauptet worden ist, der derzeitige 
Präsident des Bundesgesundheitsamtes sei Leninist. 
Auch in der Haushaltsdebatte des Bundestages wur-
de eine solche Behauptung nicht aufgestellt. Aus 
diesem Grunde bestand und besteht für die Bun-
desregierung kein Anlaß zu fürsorgerischen Schutz-
maßnahmen für den Beamten. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Freiherr Spies von Bül-
lesheim (CDU/CSU) (Drucksache 7/5188 Frage A 25) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung die Einbeziehung von „Stoß-
dämpfertests" in die regelmäßigen TÜV-Untersuchungen, und 
welche Gebührenerhöhungen wären in solchem Zusammenhang 
zu erwarten? 

Bei der obligatorischen Durchführung von Haupt-
untersuchungen von Kraftfahrzeugen und Anhängern 
nach § 29 StVZO und Anlage VIII zur StVZO wer-
den die Stoßdämpfer auf ihre Funktionstüchtigkeit 
bereits überprüft. Die Verwendung von Stoßdämp-
fer-Prüfmaschinen hierfür ist z. Z. nicht vorgesehen. 
Bei Verwendung von Stoßdämpfer-Prüfmaschinen 
würde eine Gebührenerhöhung von ca. 5,— DM 
pro Prüfung erforderlich werden. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Sauer (Salzgitter (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen A 26 und 27) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die 
Deutsche Bundesbahn derzeit mit nicht unerheblichen Kosten die 
Strecke Braunschweig—Hildesheim auf den elektrischen Fahr-
betrieb umrüstet und gleichzeitig diese Strecke laut Karte für die 
Streckenstillegung im Rahmen der Aktion Netzoptimierung vor-
sieht? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die Streckenstill-
legungspläne der Deutschen Bundesbahn — Linie Braunschweig/ 
Salzgitter—Lebenstedt /Derneburg /Kreiensen Linie Braunschweig/ 
Salzgitter—Bad Seesen /Kreiensen; Linie Bad Harzburg/ Salzgit-
ter—/ Derneburg /Hildesheim — förderlich sind für den 
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur dieses Zonenrandgebiets und 
für die Sicherung und Erhaltung der Arbeitsplätze? 

Zu Frage A 26: 

Wie die Deutsche Bundesbahn mitgeteilt hat, ist 
die Elektrifizierung der Teilstrecke Hildesheim–
Groß Gleidingen als einer wichtigen Umleitungs-  
und Güterbahn für den Betriebsablauf im vorhan-
denen Netz und in Verbindung mit der gleichzeiti-
gen Einführung des elektrischen Betriebes auf der 
Strecke Lehrte–Braunschweig–Helmstedt zweckmäßig 
und wirtschaftlich sinnvoll. 

Die Bundesregierung stimmt daher dem Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn zu, daß die bereits im 
Jahre 1974 begonnenen und weit fortgeschrittenen 
Elektrifizierungsarbeiten auch nach Vorlage der Un-
tersuchungen über ein betriebswirtschaftlich optima-
les Netz abzuschließen waren. 

Zu Frage A 27: 

Das betriebswirtschaftlich optimale Netz der 
Deutschen Bundesbahn ist nicht identisch mit dem 
noch zu erarbeitenden volkswirtschaftlich erforder-
lichen Streckennetz. So sind Aussagen über den 
Umfang von Streckenreduzierungen in bestimmten 
Regionen heute noch nicht möglich. Doch darf ich 
Ihnen versichern, daß es erst zu Netzveränderungen 
kommen wird, wenn alle dafür notwendigen Vor-
bereitungen und die damit in Verbindung stehen-
den flankierenden Maßnahmen auch wirksam wer-
den können. Damit ist gewährleistet, daß negative 
Auswirkungen auf die Wirtschaftsstruktur der be-
troffenen Gebiete — auch wenn es sich um Zonen-
randbereiche handelt — von vornherein ausgeschal-
tet werden. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Vahlberg (SPD) (Druck-
sache 7/5188 Frage A 28) : 

Welchen Einfluß nimmt die Bundesregierung als Gesellschaf-
ter der Flughafen München II GmbH auf die Ersatzlandbeschaf-
fung für abzusiedelnde Landwirte, und gedenkt die Bundes-
regierung, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um die planmäßige 
Fertigstellung des Flughafens München II sicherzustellen? 
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Der Landerwerb für den Flughafen München II 
wird von der Flughafen München GmbH durchge-
führt. Die Bundesregierung unterstützt die Flug-
hafengesellschaft dabei durch Gewährung von Ge-
sellschafterdarlehen im Rahmen ihrer Beteiligung 
an dieser Gesellschaft. Zur Erleichterung des Grund-
erwerbs haben das Land Bayern und die Stadt Mün-
chen als Mitgesellschafter außerdem eigene Lände-
reien als Ersatzland für die betroffenen Landwirte 
an den Flughafen verkauft. Der Bund verfügt nicht 
über hierzu geeignetes Gelände. Die Bundesregie-
rung begrüßt dieses Vorgehen des Landes und der 
Stadt im Sinne einer zügigen Abwicklung des als 
dringlich anzusehenden Flughafenprojektes. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Lambinus (SPD) (Druck-
sache 7/5188 Frage A 31) : 

Trifft es zu, daß — wie im „stern" Nummer 20 gemeldet --
im Automobilbau in mehreren Fällen lebensrettende Erfindungen 
nicht in der Produktion eingesetzt wurden, um Patentgebühren 
zu sparen, und wenn ja, sieht die Bundesregierung eine Mag-
lichkeit, auf Automobilhersteller dahin gehend einzuwirken, 
diese bedenkliche Haltung aufzugeben und im Automobilbau 
Erfindungen einzusetzen, die nachweislich Menschenleben retten 
können und nicht erst abzuwarten, bis der Patentschutz für 
diese Erfindungen abgelaufen ist? 

Die Bundesregierung kann diese Berichte nicht be-
stätigen. 

Das Straßenverkehrsgesetz ermächtigt den Bun-
desverkehrsminister, mit Zustimmung des Bundes-
rates Rechtsverordnungen über Maßnahmen zur Er-
haltung der Ordnung und Sicherheit auf öffentlichen 
Wegen zu erlassen. Aufgrund dieser Ermächtigung 
enthält die Straßenyerkehrs-Zulassungsordnung 
(StVZO) technische Vorschriften für Straßenfahr-
zeuge, die allein der Sicherheit der Verkehrsteil-
nehmer dienen. Die StVZO wird dem jeweiligen 
Stand der Technik laufend angepaßt. 

Auf wirtschaftliche Fragen, wie es auch die Ver-
wertung von Patenten betrifft, kann der Bundesver-
kehrsminister keinen Einfluß nehmen. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen der Abgeordneten Frau Berger (Berlin) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen A 34 und 35) : 

Trifft es zu, daß im Postscheckverkehr neuerdings gelbe Um-
schläge mit dem Aufdruck „Im Bundesgebiet und Berlin (West) 
gebührenfrei" verwendet werden, während der bisherige Text 
„Im Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) gebührenfrei" 
lautete? 

Welche Gründe waren gegebenenfalls für diese Ändenung 
maßgebend? 

Auf Postscheck-Briefumschlägen wird der Ver-
merk „Im Bundesgebiet und Berlin (West) gebüh-

renfrei" nicht erst neuerdings aufgedruckt. Diese 
Fassung des Vermerks wurde bis 1962 bereits ver-
wendet und wird nunmehr seit 1974 wieder aufge-
druckt. 

Die Formulierung „Bundesgebiet und Berlin 
(West)" trägt dem Umstand Rechnung, daß nach 
dem allgemeinen Sprachgebrauch unter dem im 
geographischen Sinne verwendeten Ausdruck „Bun-
desgebiet" nur der westliche Teil Deutschlands ver-
standen wird, so daß es aus Gründen der Klarheit 
notwendig erschien, daneben Berlin (West) beson-
ders zu erwähnen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/5188 Frage A 54) : 

Welche Gründe sieht die Bundesregierung dafür, daß die 
tschechoslowakische Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
einen Sichtvermerk nur dann erteilt, wenn der Reisepaß vorn 
Reisedatum an mindestens noch vier Monate lang gültig ist, und 
entspricht dies der internationalen Praxis, und wenn nein, wird 
die Bundesregierung versuchen, eine Änderung zu erreichen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß tschecho-
slowakische Sichtvermerke nur dann erteilt wer-
den, wenn der vorgelegte Paß vom Datum der Vi-
sumserteilung (nicht Datum der beabsichtigten Ein-
reise) an gerechnet noch vier Monate gültig ist. 
Die Regelung der Frage, wie lange ein zu visie-
render Paß über die Geltungsdauer des beantragten 
Visums hinaus gültig sein muß, stellt einen internen 
administrativen Vorgang der CSSR dar, auf den wir 
keinen Einfluß nehmen können. Das Ausländer-
recht anderer Staaten enthält ähnliche Vorschriften. 
Auch das deutsche Ausländerrecht kennt z. B. eine 
vergleichbare Bestimmung : Bei den Angehörigen 
von Staaten, die dem Rückkehrsichtvermerkszwang 
ihres eigenen Staates unterworfen sind und bei In-
habern ausländischer Fremdenpässe endet die deut-
sche Aufenthaltserlaubnis spätestens einen Monat 
vor Gültigkeitsablauf des Rückreisesichtvermerks 
oder des Fremdenpasses, je nachdem, welcher von 
beiden früher abläuft. Die amtliche Begründung für 
die genannte tschechische Bestimmung kennt die 
Bundesregierung nicht. Jedoch bietet sich folgende 
Erklärung an: Die tschechoslowakischen Visen wer-
den in der Regel für höchstens einen Monat mit 
einer Nutzungsfrist von 3 Monaten ausgestellt. 
Praktisch kann der Inhaber eines visierten Passes 
noch am letzten Tage dieser dreimonatigen Nut-
zungsfrist in die CSSR einreisen und sich dann noch 
für die Geltungsdauer des erteilten Visums in der 
CSSR aufhalten. Dies setzt aber eine ausreichende 
Gültigkeitsdauer des Passes voraus, wobei eine 
Art „Sicherheitsreserve" von einem Monat durch-
aus angemessen erscheint. Die Bundesregierung 
sieht in Anbetracht dieser Umstände keine Mög-
lichkeit, eine Änderung dieser Regelung zu errei-
chen. 
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Anlage 16 

Antwort 

des Staatssekretärs Moersch auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Vahlberg (SPD) (Druck-
sache 7/5188 Frage A 55) : 

Welche Informationen besitzt die Bundesregierung über das 
Schicksal des am 26. März 1976 in Buenos Aires verhafteten 
deutschen und argentinischen Staatsangehörigen Klaus Zieschank 
sowie des gleichfalls verhafteten deutschen Staatsangehörigen 
Falk, und welche Schritte hat die Bundesregierung bisher unter-
nommen, um bei den argentinischen Behörden die Freilassung 
der beiden Verhafteten zu erreichen? 

Der Deutsch-Argentinier Zieschank wurde nach 
Angaben seiner Mutter am 26. März 1976 von einer 
Gruppe bewaffneter Zivilisten auf dem Heimweg 
von seinem Arbeitsplatz in Buenos Aires abge-
fangen, zunächst in seine Wohnung gebracht und 
dann wieder mitgenommen. Die Gruppe soll hier-
bei Kraftfahrzeuge benutzt haben, deren Kenn-
zeichen darauf hindeuten, daß es sich um amtliche 
Fahrzeuge handelte. Unsere Botschaft trat noch 
am selben Tage an verschiedene polizeiliche und 
militärische Stellen heran, um zu klären, ob Herr 
Zieschank verhaftet worden war und gegebenen-
falls warum. Hierbei erhielt sie zunächst von einer 
dieser Stellen die Auskunft, Herr Zieschank be-
finde sich in amtlichem Gewahrsam. Diese Auskunft 
wurde kurz darauf als Mißverständnis dementiert. 
Seitdem ist von argentinischer Seite wiederholt er-
klärt worden, man wisse nichts über den Verbleib 
von Herrn Zieschank. 

Der deutsche Staatsangehörige Falk wurde nach 
Angaben aus seinem Bekanntenkreis am 2. April 
1976 in seiner Wohnung in Buenos Aires von Per-
sonen in Militäruniform auf die lokale Polizeista-
tion verbracht. Kurz darauf wurde das Haus Herrn 
Falks in Brand gesetzt. Von argentinischer Seite 
wird auch hinsichtlich des Verbleibs von Herrn 
Falk erklärt, man wissen nichts darüber. 

Unsere Botschaft in Buenos Aires ist abgesehen 
von sofortigen Nachforschungen bei polizeilichen 
und militärischen Stellen sowohl hinsichtlich des 
Falles Zieschank als auch hinsichtlich des Falles 
Falk seit Anfang April wiederholt im argentini-
schen Außenministerium vorstellig geworden und' 
hat mit Nachdruck um Aufklärung über den Ver-
bleib der beiden Deutschen ersucht. Am 14. April 
führte unser Botschafter über die beiden Fälle ein 
Gespräch mit dem Staatssekretär des Außenmini-
steriums, am 21. April mit dem Außenminister 
selbst. In der Folgezeit sprach der Botschafter u. a. 
mit dem Chef der argentinischen Bundespolizei so-
wie mit dem argentinischen Wirtschaftsminister 
und wurde seinerseits von Admiral Massera, einem 
Mitglied der Militärjunta, auf die Fälle Zieschank 
und Falk angesprochen. Am 29. April wurde auch 
der hiesige argentinische Botschafter ins Auswär-
tige Amt gebeten und von Staatssekretär Hermes 
auf die Bedeutung hingewiesen, welche die Bundes-
regierung der Aufklärung dieser Fälle beimißt. 

Anlage 17 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Schöfberger (SPD) 
(Drucksache 7/5188 Fragen A 56 und 57) : 

Trifft es zu, daß — wie in der „Süddeutschen Zeitung" vom 
4. April 1976 gemeldet — die Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland in Argentinien „Hoffnungen in die Militärjunta" 
setzt, weil diese bereit sein soll, nicht mehr an eine Verstaat-
lichung der Fernmeldeabteilung der argentinischen Siemens-Filiale 
zu denken, über eine Klage gegen die Firma Siemens positiv 
zu entscheiden, Entschädigungen für die Nichterfüllung von 
Verträgen an die Firma Siemens zu zahlen, die Firma Siemens 
mit neuen Großaufträgen zu bedenken, die Dresdner Bank AG 
für eine Verstaatlichung und die Hermes-Versicherung für ver-
lorengegangene Kredite zu entschädigen? 

Gehört es gegebenenfalls nach Ansicht der Bundesregierung 
zu den Aufgaben der deutschen Vertretung in Argentinien, die 
Wirtschaftsinteressen der Firma Siemens AG, der Dresdner 
Bank AG und der Hermes-Versicherung wahrzunehmen und von 
der Erfüllung der im Namen dieser Firmen erhobenen Forde-
rungen die Qualität der diplomatischen Beziehungen zu einer 
Militärjunta und die Bereitschaft zur Förderung von Entwick-
lungshilfevorhaben abhängig zu machen? 

Zu Frage A 56: 

Die Pressemeldung, auf die sich die Frage bezieht, 
betrifft drei voneinander verschiedene Sachverhalte, 
die sie unter einer von der Bundesregierung nicht 
zu kommentierenden Überschrift zusammenfaßt. Es 
geht um folgendes: 

1. Siemens macht Schadensersatzforderungen 
wegen Nichterfüllung von Verträgen durch die 
staatliche argentinische Telefongesellschaft geltend. 
Der Rechtsstreit ist Sache der argentinischen Justiz. 
Die Botschaft hatte keine Veranlassung, tätig zu 
werden. 

2. Zwei argentinische Firmen haben vor einiger 
Zeit ihre Zahlungen eingestellt. Daraufhin mußte der 
Bund, der für Exportkredite gebürgt hatte, die deut-
schen Gläubiger entschädigen. Der Schadensfall 
wird nunmehr, wie üblich, für den Bund von der 
Hermes-Versicherung abgewickelt. 

3. Zwei deutsche Firmen sind von Enteignungs-
maßnahmen betroffen, und zwar die Fernmelde-
abteilung der Siemens SA und die zur Dresdner 
Bank gehörende deutsch-südamerikanische Bank. In 
beiden Fällen bemühen sich die deutschen Inve-
storen und die argentinische Regierung schon seit 
geraumer Zeit in Verhandlungen eine Lösung zu fin-
den. Dabei spielen auch Fragen der Entschädigung 
eine Rolle. Die Botschaft unterstützt die Bemühun-
gen der deutschen Firmen. Die jetzige Regierung in 
Buenos Aires hat vor kurzem eine zügige und posi-
tive Behandlung dieser Fragen zugesagt. Ich nehme 
an, daß auch Sie, Herr Abgeordneter, der Meinung 
sind, daß eine solche Erklärung von deutscher Seite 
nur begrüßt werden kann. 

Zu Frage A 57: 

Es ist Aufgabe unserer Botschaft in Buenos Aires, 
die Interessen deutscher natürlicher und juristischer 
Personen „im Empfangsstaat innerhalb der völ-
kerrechtlich zulässigen Grenzen zu schützen" — 
so  wörtlich das Wiener Übereinkommen über diplo-
matische Beziehungen. Seit Bestehen der Bundes-
republik haben unsere Auslandsvertretungen in Tau- 
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senden von Fällen überall auf der Welt deutsche 
Staatsangehörige oder Firmen bei der Durchsetzung 
ihrer berechtigten Ansprüche, gerade auch bei Ver-
staatlichungen, unterstützt. Das wird auch in Zu-
kunft so gehalten. 

Nur um eine in der Frage anklingende Behaup-
tung nicht unwidersprochen zu lassen, füge ich 
hinzu: 

Es gibt kein Junktim zwischen dem Schutz deut-
scher Geschäftsinteressen und Entwicklungshilfe. 
Argentinien erhält im übrigen keine Kapitalhilfe. 
Es laufen zur Zeit nur wenige Projekte der techni-
schen Hilfe. Von einer Hilfe für argentinische 
Fischereivorhaben, wie in der von Ihnen zitierten 
Presseveröffentlichung zu lesen ist, war nie die 
Rede. 

Anlage 18 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5188 Frage A 59) : 

Wie hoch waren die jährlichen Aussiedlerzahlen Deutscher aus 
Rumänien in die Bundesrepublik Deutschland seit 1970 bis Ende 
1975, und wie haben sie sich jeweils monatlich entwickelt vom 
Abschluß der KSZE ab August 1975 bis 1. Mai 1976? 

Die jährlichen Ausreisezahlen aus Rumänien lau-
ten wie folgt: 

1970 = 6 521 Personen 
1971 = 2 849 Personen 

1972 = 4 376 Personen 
1973 = 7 589 Personen 
1974 = 8 487 Personen 
1975 = 5 079 Personen 

Die Entwicklung seit Abschluß der KSZE im 
August vergangenen Jahres wird durch folgende 
Monatszahlen gekennzeichnet: 

August 1975 	= 519 Personen 
September 1975= 478 Personen 
Oktober 1975= 402 Personen 
November 1975= 391 Personen 

Dezember 1975= 370 Personen 
Januar 1976 = 376 Personen 
Februar 1976 = 263 Personen 
März 1976 = 216 Personen 
April 1976 = 265 Personen 

Anlage 19 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Engelsberger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage A 60) : 

Wie läßt sich die Feststellung von Bundesaußenminister Gen-
scher, „eine Beteiligung von Kommunisten an einer europäischen 
Regierung würde schwerwiegende Probleme für die Gemein-
schaft aufwerfen", vereinbaren mit der Aussage von Bundes-
kanzler Schmidt, eine Beteiligung von Kommunisten an den 
Regierungen Italiens oder Frankreichs würde „nicht zwangsläu-
fig eine Katastrophe bedeuten", und welche Haltung nimmt in 
diesem Zusammenhang die Bundesregierung zu der Äußerung 
des US-Außenministers Kissinger, „von Kommunisten könne 
man keine ausschließlich prowestliche Politik erwarten, da sich 
in einer Krise KP-Regierungen immer auf die Seite der Sowjet-
union stellen würden", ein? 

Der Bundeskanzler und der Bundesminister des 
Auswärtigen stimmen in der Auffassung überein, 
daß „eine Beteiligung von Kommunisten an einer 
europäischen Regierung schwerwiegende Probleme 
für die Gemeinschaft aufwerfen" würde. Sie teilen 
auch die Meinung des amerikanischen Außenmini-
sters Kissinger, von Kommunisten könne man keine 
ausschließlich prowestliche Politik erwarten, da sich 
in einer Krise KP-Regierungen immer auf die Seite 
der Sowjetunion stellen würden. 

Anlage 20 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Becher (Pullach) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen A 62 und 63) : 

Treffen Meldungen zu, denenzufolge sich die Bundesregierung 
auf Grund der neuen Sachlage mit Millionenbeträgen an der 
Unterstützung des Frelimo-Regimes in Moçambique beteiligen 
wird? 

Wäre die Bundesregierung bereit, durch den Vorschlag der 
Kodifizierung eines international gültigen Volksgruppenrechts 
einen ideellen Beitrag zur Lösung der in Südafrika anstehen-
den Probleme zu leisten? 

Zu Frage A 62: 

Aus der Anfrage ist leider nicht ersichtlich, worauf 
sich die Formulierung „aufgrund der neuen Sach-
lage" stützt. 

Bereits in der Fragestunde des Deutschen Bundes-
tages am 31. März /1. April 1976 hat die Bundesregie-
rung eine ähnliche Anfrage dahin gehend beantwor-
tet, daß der VN-Sicherheitsrat sich einstimmig mit 
dem mosambikanischen Ersuchen, für die durch die 
Übernahme der VN-Sanktionen gegenüber Süd-
rhodesien entstehende Einnahmeverluste entschä-
digt zu werden, solidarisch erklärte und alle Staaten 
zu umgehenden Hilfsmaßnahmen für Mosambik auf-
gerufen hat. Die seinerzeit erwähnte Expertengruppe 
hat zwar inzwischen dem Generalsekretär der VN 
Bericht erstattet, der Bericht ist bisher aber nur in 
Auszügen bekanntgeworden. Erst nach gründlichem 
Studium des Gesamtberichts und weiteren Konsul-
tationen im Rahmen der Neun wird über die Emp-
fehlung des Sicherheitsrates entschieden werden. 

Zu Frage A 63: 

Die Bundesregierung setzt sich, wo immer sie 
kann, für eine allgemeine Verbesserung des inter-
nationalen Menschenrechtsschutzes ein. Sie wird 
dies mit dem gebotenen Nachdruck auch weiterhin 
tun. 
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Ein Minderheitenschutz in dem Sinne, wie er in 
Europa zwischen den beiden Weltkriegen praktiziert 
wurde, kann jedoch die Probleme im südlichen 
Afrika nicht lösen, weil die tatsächliche und poli-
tische Ausgangslage dort eine völlig andere ist. Es 
geht dort nicht um die Sicherung der kulturellen 
Rechte relativ geschlossen siedelnder Volksgruppen, 
sondern um die menschliche und politische Gleich-
berechtigung der Angehörigen verschiedener Rassen. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß unter 
den nach der Bildung schwarzer Mehrheitsregierun-
gen zu erwartenden Verhältnissen die Sicherung 
der Rechte der Angehörigen der in der Minderheit 
befindlichen Rasse in erster Linie auf dem Wege 
der Schaffung von Verfassungsgarantien gefunden 
werden muß. 

Anlage 21 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage A 64) : 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, wie viele 
„Polnische Wochen" und an welchen Orten in der Bundesrepublik 
Deutschland seit der Unterzeichnung des Warschauer Vertrags 
abgehalten worden oder bereits geplant sind, und wie viele 
„Deutsche Wochen" in demselben Zeitraum in der Volksrepublik 
Polen und an welchen Orten stattgefunden haben oder dem-
nächst stattfinden werden? 

Die Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutsch-
land stellt es Polen frei, „polnische Wochen" oder 
„polnische Kulturtage" überall dort zu veranstalten, 
wo es glaubt, hierfür Interesse zu finden. Häufig 
unterstützen die betroffenen Städte oder auch Bun-
desländer solche Veranstaltungen. Die Bundesregie-
rung begrüßt das Interesse an engeren und vertief-
teren Beziehungen zu Polen, das sich darin zeigt. 

Da die Städte aus eigener Zuständigkeit handeln, 
verfügt die Bundesregierung nicht über vollstän-
dige Informationen. Nach ihrer Kenntnis sind seit 
Dezember 1970 in der Bundesrepublik Deutschland 
21 „polnische Wochen" und „polnische Kulturtage" 
durchgeführt worden. 

Polnische Planungen für 1976 sind der Bundes-
regierung nicht bekannt. 

Von deutschen Städten wurden im gleichen Zeit-
raum drei ähnliche Veranstaltungen in Polen durch-
geführt. 

Geplant sind 1977 „Hamburger Tage" in Danzig 
und 1978 eine repräsentative Veranstaltung in grö-
ßerem Rahmen in Warschau. 

Anlage 22 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schweitzer (SPD) 
(Drucksache 7/5188 Frage A 65) : 

Welche weiteren Schritte beabsichtigt die Bundesregierung zu 
unternehmen, um sicherzustellen, daß es im Jahr 1978 ihren 
Intentionen entsprechend zu Direktwahlen zum Europäischen 
Parlament kommt? 

Am Zustandekommen des Grundsatzbeschlusses 
der Regierungschefs zur Einführung der Direktwahl, 
der im Dezember 1974 in Paris gefaßt wurde, war 
die Bundesregierung, wie Ihnen bekannt ist, maß-
geblich beteiligt. Sie hat sich seither sowohl im 
Europäischen Rat und zahlreichen Ministerratstagun-
gen, die diese Frage behandelt haben, wie in bila-
teralen Gesprächen mit Nachdruck für eine termin-
gerechte Abhaltung der ersten Direktwahl im Jahre 
1978 eingesetzt. Alle wesentlichen Fragen bis auf die 
Sitzverteilungsfrage sind inzwischen gelöst. Beim 
letzten informellen Treffen der Außenminister auf 
Schloß Senningen am 14./15. Mai 1976 konnten in 
dieser sehr komplexen Frage die noch divergieren-
den Auffassungen angenähert werden. 

Es steht jetzt so, daß sich den hauptsächlich noch 
diskutierten Vorschlägen — dem französischen und 
dem belgischen — jeweils acht Mitgliedstaaten an-
schließen können. Außerdem ist noch der französi-
sche Vorschlag in modifizierter Form (Verdoppelung 
der gegenwärtigen Sitzzahlen ohne Luxemburg) im 
Gespräch. 

Die Bundesregierung hofft, daß es auf der näch-
sten Ratstagung am  1. Juni gelingen wird, eine Eini-
gung zu erzielen. Die Bundesregierung wird ihrer-
seits weiterhin darauf hinwirken, damit alle Partner 
einer Lösung zustimmen können. Sie hat wiederholt 
betont, daß sie selbst jeder Regelung zustimmen 
kann, auf die sich ihre acht EG-Partner einigen kön-
nen, und damit, wie ich meine, als bevölkerungs-
reichster Mitgliedstaat der Gemeinschaft eine sehr 
große Kompromißbereitschaft gezeigt. 

Anlage 23 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Hansen (SPD) (Drucksache 
7/5188 Frage A 67) : 

Wird die Bundesregierung angesichts jüngster Äußerungen von 
Herrn Vorster in einem Interview mit „Newsweek", Südafrika 
werde sich notfalls auch mit Atombomben verteidigen und habe 
deshalb den Atomwaffensperrvertrag nicht unterzeichnet, ihre 
Haltung zur genehmigungspflichtigen Ausfuhr eines Kernkraft-
werks nadi Südafrika revidieren? 

Der Bundesregierung liegt zur Zeit kein Antrag 
auf Erteilung der Genehmigung für die Ausfuhr 
eines Kernkraftwerkes nach Südafrika vor. Ich darf 
in diesem Zusammenhang auf die Beantwortung der 
mündlichen Frage des Herrn Abgeordneten Schmid-
huber durch den Parlamentarischen Staatssekretär 
Grüner am 16. Oktober 1975 (7. Wahlperiode, 193. 
Sitzung) und der Frau Abgeordneten von Bothmer 
durch den Staatsminister Wischnewski am 27. No-
vember 1975 (7. Wahlperiode, 203. Sitzung) verwei-
sen. Da kein Antrag auf Ausfuhrgenehmigung vor-
liegt, besteht auch kein Anlaß für die Bundesregie-
rung, ihre Haltung in dieser Frage jetzt festzulegen. 
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Anlage 24 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündlichen Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Czaja (CDU/CSU] (Druck-
sache 7/5188 Fragen A 68 und 69) : 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der Abschluß 
eines Kulturabkommens mit Polen wegen der im Grundgesetz 
verankerten Pflicht, mit allen legalen Mitteln die Grundrechte 
Deutscher auch in den Oder-Neiße-Gebieten sicherzustellen, nur 
dann möglich ist, wenn die muttersprachlichen und kulturellen 
Rechte der Deutschen in den Oder-Neiße-Gebieten, ihre Mei-
nungsfreiheit, die freie Wahl der Ausbildung in der Mutter-
sprache und ihre freie Religionsausübung im Rahmen der kultu-
rellen Eigenart gesichert werden? 

Hat die Bundesregierung bei den Verhandlungen über ein 
Kulturabkommen mit der Volksrepublik Polen darauf geachtet, 
was am 18. März 1976 Staatsminister Moersch dem Bundestag 
zugesagt hat, daß „die Deutschen in den Oder-Neiße-Gebieten 
von dem zu vereinbarenden Kulturaustausch nicht ausgeschlossen 
werden"? 

Zu Frage A 68: 

Die von der Bundesregierung mit dritten Staaten 
abgeschlossenen Kulturabkommen sind Rahmenver-
einbarungen, in denen die Gebiete abgesteckt wer-
den, auf denen sich die kulturelle Zusammenarbeit 
der vertragsschließenden Parteien vollziehen soll. 
Bilaterale Kulturabkommen dienen dagegen nicht 
der Regelung von Minderheitenfragen. Bei einem 
Kulturabkommen geht jede Seite davon aus, daß 
einzelne Gruppen des anderen Landes nicht vom 
Kulturaustausch ausgeschlossen bleiben. Die Bun-
desregierung erwartet daher, daß alle in der Volks-
republik Polen lebenden Bürger gemäß der von der 
Verfassung gewährten Rechte am Kulturaustausch 
teilnehmen können. 

Zu Frage A 69: 

Wie ich bereits am 18. März 1976 hier ausgeführt 
habe, geht die Bundesregierung davon aus, daß die 
Deutschen in Polen gleichberechtigt mit den anderen 
Bewohnern Polens am Kulturaustausch zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik 
Polen teilhaben. Die Artikel des Kulturabkommens 
werden so formuliert, daß sie im Einklang stehen 
mit dieser Auffassung der Bundesregierung. 

Anlage 25 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündlichen Fra-
gen des Abgeordneten Böhm (Melsungen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen A 70 und 71): 

Welches Verhalten der Bundesregierung führte dazu, daß 
— wie die Tageszeitung „Die Welt" meldete — 23 Verleger und 
Chefredakteure deutschsprachiger Zeitungen im Ausland wäh-
rend einer Reise durch die Bundesrepublik Deutschland im Okto-
ber 1975 ein „niederschmetterndes Erlebnis" deswegen hatten, 
weil sie den Eindruck gewannen, daß die Bundesregierung sich 
mit ihrer auswärtigen Kulturpolitik nicht an die deutsch

-

sprechenden Menschen in den einzelnen Ländern wende und die 
Regierung mit ihnen keine Zusammenarbeit wünsche, und wie 
rechtfertigt die Bundesregierung dieses Verhalten? 

Welche Konzeption hat die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
auswärtigen Kulturpolitik zur Zusammenarbeit mit deutschstäm-
migen Minderheiten in den verschiedenen Teilen der Welt? 

Zu Frage A 70: 

Die von Ihnen erwähnte Gruppe von Verlegern 
und Chefredakteuren ist seinerzeit nicht nur vom 
Auswärtigen Amt sondern auch vom Herrn Bundes-
präsidenten sowie vom Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung zu ausführlichen Gesprächen 
empfangen worden. Bei dieser Gelegenheit wurde 
sie umfassend über das Interesse der Bundesregie-
rung an den deutschsprachigen Zeitungen und von 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit informiert. 

Die Bundesregierung betrachtet kulturelle Infor-
mation und die Pflege der deutschen Sprache im 
Ausland als wichtigen Teil ihrer auswärtigen Kultur-
politik. Da die deutschsprachigen Zeitungen sich die-
sen Aufgaben widmen, betrachtet die Bundesregie-
rung sie als wichtige Multiplikatoren. Sie können 
allerdings nur einen Ausschnitt aus dem Adressaten

-

kreis der auswärtigen Kulturpolitik darstellen. Im-
merhin stellt die Bundesregierung dieser Presse seit 
Jahren umfangreiches deutschsprachiges Informa-
tionsmaterial kostenlos zur Verfügung. 

Zu Frage A 71: 

Unsere auswärtige Kulturpolitik dient der inter-
nationalen Verständigung und der Friedenssiche-
rung. Es wäre nicht mit den Zielen der Bundes-
regierung vereinbar, wenn sie eine speziell auf eth-
nische Gruppen gerichtete Kulturpolitik betriebe. 

Das heißt nicht, daß die Bundesregierung die Zu-
sammenarbeit mit den deutschsprachigen Minder-
heiten ablehnt. Im Gegenteil, sie wird gerade von 
unseren diplomatischen und konsularischen Vertre-
tungen sorgfältig gepflegt. Eine solche Zusammen-
arbeit kann jedoch immer nur einen der vielen 
Stränge im Geflecht der auswärtigen Kulturbezie-
hungen darstellen. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Geßner 
(SPD) (Drucksache 7/5188 Frage A 74): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung von Sachverständi-
gen, daß nach der angestrebten Einführung eines gemeinsamen 
europäischen Passes im Bereich der Europäischen Gemeinschaft 
und der damit verbundenen Einschränkung bzw. Beseitigung von 
Kontrollen an den Grenzen der Rauschgiftschmuggel wesentlich 
erleichtert werden könnte, und welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung für den Fall, daß sie diese Befürchtungen teilt, 
um die Umgehung des Einfuhrverbots von Rauschgift möglichst 
zu verhindern? 

In Übereinstimung mit den Regierungen der übri-
gen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
geht die Bundesregierung davon aus, daß ein Abbau 
der Personenkontrollen an den Binnengrenzen der 
Gemeinschaft vertretbar ist, wenn durch gleichzeitige 
polizeiliche und ausländerrechtliche Maßnahmen die 
Entstehung eines Sicherheitsdefizits ausgeschlossen 
wird. Das erfordert besonders die engere Zusammen-
arbeit mit den übrigen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Gemeinschaft im Bereich der inneren Sicher- 
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heit, wie sie durch Gespräche des Bundesinnenmini-
sters mit den Innenministern anderer EG-Staaten 
und die Vorarbeiten für die Europäische Konferenz 
für Innere Sicherheit eingeleitet worden ist. Notwen-
dig ist weiterhin die Harmonisierung des Ausländer-
rechts und der Ausländerpolitik in der Gemeinschaft. 
Die Bundesregierung ist zu den in diesem Rahmen 
gebotenen Maßnahmen bereit. 

Was beim Abbau der innergemeinschaftlichen Per-
sonenkontrollen im einzelnen erfolgen muß, wird 
z. Z. von einer Arbeitsgruppe geprüft. Sie wurde 
eingesetzt nach dem Beschluß des Europäischen Rats 
vom Dezember 1974 zur Schaffung einer Paßunion 
und besteht aus Experten aller neun Mitgliedstaa-
ten. Die Arbeitsgruppe hat den Auftrag, dem Euro-
päischen Rat bis Ende des Jahres einen Bericht über 
die Möglichkeiten eines Abbaus der innergemein-
schaftlichen Personenkontrollen vorzulegen. Die für 
den Abbau der Personenkontrollen genannten 
Sicherheitserwägungen gelten bei einer Verminde-
rung der Warenkontrollen an den Binnengrenzen 
der Gemeinschaft entsprechend. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/5188 Frage A 75) : 

Trifft es zu, daß wegen Personalmangels die Streifentätigkeit 
des Bundesgrenzschutzes an der Zonengrenze nicht den tatsäch-
lichen Anforderungen genügt und manche Abschnitte nur un-
regelmäßig und häufig in Abständen von mehr als zwölf Stun-
den kontrolliert werden, und trifft es insbesondere zu, daß es 
eine Stunde dauerte, bis der Bundesgrenzschutz nach dem jüng-
sten durch Ostberliner Grenzbeobachter begangenen Mord am 
Tatort eintraf? 

Die in Ihrer Frage geäußerten Vermutungen tref-
fen nicht zu. Richtig ist vielmehr, daß der Bundes-
grenzschutz aufgrund seiner wesentlich verbesser-
ten Personalsituation seinen Grenzstreifendienst hat 
erheblich verdichten können. Auch jetzt ist es dem 
Bundesgrenzschutz zwar nicht möglich, ständig an 
jeder Stelle der Grenze durch Streifen vertreten zu 
sein. Die praktizierten Formen des örtlichen Einsat-
zes und der zeitlichen Einteilung der Streifen stellen 
jedoch — teilweise ergänzt durch den Streifeneinsatz 
von Zollverwaltung und Bayerischer Grenzpolizei — 
eine wirksame Grenzüberwachung sicher. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage teile ich mit, daß be-
reits 15 Minuten nach der Benachrichtigung des Bun-
desgrenzschutzes eine Streife am Tatort eintraf. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Spranger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen A 76 und 77) : 

Ist die Bundesregierung nach wie vor der Auffassung, daß 
es sich bei dem „Komitee für Frieden, Abrüstung und Zusam-

menarbeit, das für den 22. Mai 1976 eine Demonstration in Bonn 
plant und dazu einen Aufruf erlassen hat, um einen kommuni-
stischen Tarnverband mit verfassungsfeindlicher Zielsetzung han-
delt? 

Dient der Aufruf des Komitees nach Auffassung der Bundes-
regierung verfassungsfeindlichen Zielen, und ist seine Unter-
stützung deshalb bedenklich? 

Das „Komitee für Frieden, Abrüstung und Zusam-
menarbeit" (KFAZ) ist unter maßgeblicher Förde-
rung und Beteiligung der DKP am 7. Dezember 1974 
in Bonn auf dem „Kongreß für Frieden, Abrüstung 
und Zusammenarbeit" gegründet worden. Das Ko-
mitee ist eine kommunistisch beeinflußte Organisa-
tion, die sich um eine Zusammenarbeit zwischen 
Kommunisten und Nichtkommunisten auf dem Ge-
biet der Friedens- und Abrüstungspropaganda be-
müht. 

Diesem Zweck dient auch der Aufruf zur Demon-
stration am 22. Mai 1976. Die Demonstration wird 
als gemeinsame politische Aktion der DKP und de-
mokratischer Kräfte durchgeführt und auch bei noch 
so gutgemeinten Absichten beteiligter demokrati-
scher Kräfte letztlich die DKP stärken, deren Ziel-
setzung die Bundesregierung unverändert für ver-
fassungsfeindlich hält. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Schedl (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage A 78) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen von 
Schwerpunktstreiks und Zensurmaßnahmen während des Arbeits-
kampfs in der Druckindustrie auf die Informations- und Mei-
nungsfreiheit, und welche Schritte will die Bundesregierung im 
Rahmen ihres Verantwortungsbereichs unternehmen, um eine 
Aushöhlung der Pressefreiheit in Zukunft zu verhindern? 

Tarifpolitische Arbeitskämpfe im Pressebereich 
sind verfassungsrechtlich legitim. Dabei muß hin-
genommen werden, daß die Veröffentlichung von 
Informationen und Meinungen beeinträchtigt wird. 
Das gilt grundsätzlich auch für sogenannte Schwer-
punktstreiks. 

Wenn Drucker und Setzer bei Verfolgung ihrer 
Interessen Meinungsäußerungen von Verlegern und 
Redakteuren in .Zeitungen verhindern, ist das un-
ter arbeitsrechtlichen Gesichtspunkten zu würdigen. 
Dabei kann der Wunsch des technischen Personals, 
sich gegen einen als Angriff empfundenen Artikel 
zur Wehr zu setzen, arbeitsrechtliche Pflichten nicht 
aufheben. Ein solches Ziel müßte auf presserecht-
lichem Wege, z. B. durch Gegendarstellung, ver-
folgt werden. 

Die Bundesregierung hält nach den Erfahrungen 
in den letzten Wochen die bestehende Rechtsord-
nung für ausreichend und sieht deshalb keinen An-
laß für weitere gesetzliche Maßnahmen. Sie ver-
traut hier auf das Verantwortungsbewußtsein der 
Tarifparteien im Pressewesen, die Presse-, Informa-
tions- und Meinungsfreiheit als ein konstituierendes 
Element eines freiheitlich-demokratischen Staates 
zu bewahren. 
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Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Wernitz (SPD) 
(Drucksache 7/5188 Frage A 79): 

Entspricht ein Pressebericht über den Ost-West-Einakter-Auf-
tritt von zwei hohen Bundesgrenzschutzbeamten vor einem 
Rotary- und Lions-Club den Tatsachen, und welche Schlußfol-
gerungen zieht die Bundesregierung gegebenenfalls daraus? 

Der von Ihnen genannte Pressebericht gibt ein 
Zerrbild des Bundesgrenzschutzes wieder und fin-
det deshalb den entschiedenen Widerspruch der 
Bundesregierung. Die in dem Artikel enthaltene 
Schilderung des Auftritts zweier BGS-Offiziere vor 
Vereinigungen in Einbeck und Hameln folgt in der 
Tendenz der verzerrenden Darstellung des übrigen 
Berichts und kann darum insoweit nicht bestätigt 
werden. Die beiden Bundesgrenzschutzbeamten ha-
ben bei ihrem Auftritt allerdings eine nach Auffas-
sung der Bundesregierung problematische Form für 
die Darstellung ihrer Auffassungen zu Fragen der 
Grenzsicherung gewählt. Um Mißverständnisse zu 
vermeiden, wird diese Verfahrensweise künftig 
unterbleiben. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Münd

-

lichen Fragen des Abgeordneten Gerster (Mainz) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen A 80 und 81): 

Wie viele voll ausgebildete Beamte des Bundesgrenzschutzes 
gemeint sind hiermit Polizeivollzugsbeamte, die eine Grund-, 

Gruppen-, Zug- und Hundertschaftsausbildung durchlaufen haben 
stehen zur Zeit für den verbandspolizeilichen Einsatz unein-

geschränkt zur Verfügung, und wie viele befinden sich hiervon 
im östlichen Grenzbereich? 

Wird die von der Bundesregierung konzipierte Ausbildung der 
Bundesgrenzschutzbeamten, die eine Ausbildungsdauer von 3 1 /e 
Jahren erfordert, zur Erhaltung der Einsatzstärke im östlichen 
Grenzbereich die Schaffung zusätzlicher Ausbildungsstellen er-
fordern, damit die vorhandenen Planstellen nicht von Auszubil-
denden blockiert werden müssen, und wie weit sind gegebenen-
falls entsprechende Pläne der Bundesregierung bisher gediehen? 

Zu Frage A 80: 

Von den etwa 21 000 Polizeivollzugsbeamten im 
Bundesgrenzschutz gehören rd. 19 700 den BGS-Ver-
bänden und etwa 1 300 dem Grenzschutzeinzeldienst 
an. 

Im östlichen Grenzgebiet befinden sich 19 Ein-
satzabteilungen und der BGS See. Sie werden von 
dort stationierten technischen und anderen Spezial-
einheiten unterstützt. 

Naheliegende Gründe verbieten es mir, die von 
Ihnen erbetenen Zahlen hier mitzuteilen. Ich bin 
aber gerne bereit, darüber dem Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages in einer vertraulichen Sit-
zung zu berichten. 

Zu Frage A 81: 

Die Ausbildung im Bundesgrenzschutz wird künf-
tig noch intensiver als bisher betrieben werden. Die 

Ausbildungsdauer soll im Mittelwert drei Jahre be-
tragen, nämlich für Realschüler 2 1/2 Jahre und nur 
für Hauptschüler 3 1 /2 Jahre. 

Diese durchschnittliche Ausbildung bewirkt keine 
Minderung der Einsatzstärke des Bundesgrenzschut-
zes. Sie wird sogar noch erhöht. Vor allem entfällt 
nämlich künftig die Berufsförderung. 

Bei einem Polizeivollzugsbeamten mit 8jähriger 
Dienstzeit entfallen künftig insgesamt nur 36 Mo-
nate anstelle von bisher 50 Monaten auf die Aus- 
und Fortbildungszeit. Auch während dieser Zeitab-
schnitte steht der Beamte im Bedarfsfall für Ein-
sätze zur Verfügung. 

Der Entwurf der neuen BGS-Laufbahnverordnung 
sieht vor, Bewerber mit Hauptschulabschluß zunächst 
als Anwärter einzustellen. Die Überlegungen, wie 
das ohne Inanspruchnahme der vorhandenen Plan-
stellen durchgeführt werden kann, sind noch nicht 
abgeschlossen. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Rollmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage A 82) : 

Wieviel an Verwaltungskosten könnte erspart werden, wenn 
das Kindergeld über die Finanzämter ausgezahlt würde? 

In meiner Antwort auf Fragen des Kollegen Wim-
mer zur Fragestunde am 15. Januar dieses Jahres 
hatte ich mich bereits zu der Sie interessierenden 
Frage geäußert. Ich hatte damals ausgeführt, daß 
die Personal- und Sachkosten für die Bearbeitung 
des Kinderlastenausgleichs durch die Finanzämter 
bei den Beratungen der Steuerreform vom Bund und 
von den Ländern unterschiedlich geschätzt wurden. 
Wie Sie wissen, nahm die Bundesregierung seiner-
zeit die von den Ländern geforderte Arbeitsamts-
lösung in Kauf, um den Kinderlastenausgleich, und 
damit die gesamte Steuerreform, nicht zu gefährden. 
Daraufhin wurde die Diskussion über die Personal-
und Kostenschätzungen nicht weiter vertieft. Es gibt 
deshalb keine zwischen Bund und Ländern abge-
stimmte Auffassung darüber, welche Personal- und 
Sachkosten entstanden wären, wenn es zu der 
Finanzamtslösung gekommen wäre. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Dollinger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Frage A 83) : 

In welcher Form haben sich die Vertreter des Bundes in den 
Aufsichtsgremien der Unternehmen mit Bundesbeteiligung gegen 
Preiserhöhungen gestemmt, wie es Bundeskanzler Schmidt Presse-
meldungen zufolge mit Blick auf die Automobilindustrie von 
Gewerkschaftsmitgliedern in den Unternehmensorganen verlangt? 
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Die Vertreter des Bundes in Aufsichtsgremien von 
Unternehmen mit Bundesbeteiligung erfüllen dort 
ihre Aufgabe in dem ihnen durch Gesetz (Aktien-
gesetz, GmbH-Gesetz) und Gesellschaftssatzung ge-
gebenen Rahmen. Einzelmaßnahmen der Geschäfts-
politik unterliegen der Kompetenz des Vorstandes. 
Es ist andererseits das Recht jedes Aufsichtsrats-
mitglieds, sich über alle Fragen der Geschäftspolitik 
— also auch über Preiserhöhungen — zu informie-
ren und auf mögliche Konsequenzen bestimmter un-
ternehmerischer Entscheidungen hinzuweisen. 

Wie sich die Aufsichtsratsvertreter des Bundes 
im einzelnen verhalten haben, kann ich nicht mit-
teilen, weil die Aufsichtsratssitzungen nicht öffent-
lich sind. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Zeitel (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen A 84 und 85) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Wettbewerbslage der 
deutschen Obstverschlußbrennereien die nach dem Willen des 
Gesetzgebers und nach den Bekundungen der Bundesregierung 
als mittelständische Betriebe geschützt werden sollen, angesichts 
einer mindest doppelt so hohen Belastung durch die Branntwein-
steuer (incl. Überbrandregelung) gegenüber bäuerlichen Brenne-
reien im In- und Ausland und die dadurch erwachsene Existenz-
bedrohung bzw. stärkere Abdrängung auf eine Händlerfunktion? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Markt- und Wett-
bewerbssituation der Obstverschlußbrennereien im Hinblick auf 
die bevorstehende Obsternte und die zunehmende Tendenz der 
Verwertung ausländischen Obstes auch durch Abfindungsbren-
nereien? 

Zu Frage A 84: 

Der Gesetzgeber hat seit jeher steuerliche Ver-
günstigungen für Klein- und Abfindungsbrenner ge-
währt, um  die kleinbäuerliche Obstverwertung zu 
fördern und das Einkommen der bäuerlichen Be-
triebe zu verbessern. Diese Politik hat dazu geführt, 
daß die Steuersätze für Obstbranntwein aus bäuer-
lichen Kleinbrennereien zur Zeit um 21 % bei Kern-
obst und um 30,5 % bei Steinobst unterhalb des 
Regelsatzes in Höhe von 1 650 DM pro Hektoliter 
reiner Alkohol liegen. Die Kleinbrenner haben au-
ßerdem die Möglichkeit, sogenannte Überausbeuten 
steuerfrei zu verwerten. 

Die steuerlichen Regelungen bewirken, daß Klein-
brennereien bis zu etwa 45 % weniger Branntwein-
steuer zu zahlen haben als Obstverschlußbrenne-
reien. Die Obstverschlußbrennereien haben dadurch 
im Wettbewerb keinen leichten Stand. Der Gesetz-
geber, und zwar alle im Deutschen Bundestag ver-
tretenen Parteien, hat der Verwertung von Obst 
über Kleinbrennereien jedoch — wie gesagt — 
schon immer besondere Bedeutung beigemessen. 

Zu Frage A 85: 

Die Bundesregierung ist zur Zeit nicht in der Lage, 
die Markt- und Wettbewerbssituation der Obstver-
schlußbrennereien im Hinblick auf die bevorstehen-

de Obsternte zu beurteilen, weil über die zu er-
wartende Obsternte dieses Jahres noch keine zu-
verlässigen Erkenntnisse vorliegen. 

Ob bei den Abfindungsbrennereien die zuneh-
mende Tendenz besteht, ausländisches Obst zu ver-
werten, kann nicht gesagt werden, weil auch hier-
über keine Daten verfügbar sind. Die Bundesregie-
rung wird sich jedoch um entsprechende Feststel-
lungen bemühen. Sollte sich herausstellen, daß die 
Verwertung ausländischen Obstes durch Abfindungs-
brennereien zu Lasten der Obstverschlußbrennereien 
zunimmt, wird die Bundesregierung prüfen, ob das 
Brennen unter Abfindung allgemein auf selbstge-
wonnenes Obst zu beschränken ist. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Emeis (fraktionslos) (Druck-
sache 7/5188 Frage A 86) : 

Wann wird die Bundesregierung die in der Drucksache 7/4558 
für den „Beginn des Jahres 1976" angekündigten allgemeinen 
Richtlinien zum Artikel 106 Abs. 8 des Grundgesetzes vorlegen, 
und wann werden die betroffenen Gemeinden mit ersten Aus-
gleichszahlungen für Sonderbelastungen zu rechnen haben, die 
durch vom Bund veranlaßte Einrichtungen in den Gemeinden 
entstanden sind? 

In Ihrer Frage nehmen Sie Bezug auf die Druck-
sache 7/4558. Ich schließe daraus, daß sich Ihre 
Frage auf Grundsteuerausfälle der Gemeinden be-
zieht. Die hierfür anzuwendenden Grundsätze wer-
den entsprechend der Ankündigung der Bundes-
regierung in der erwähnten Drucksache so recht-
zeitig vorliegen, daß alle zur Zeit gestellten Anträge 
noch im Laufe dieses Jahres bearbeitet werden kön-
nen. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Münd

-

lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Hammans 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen A 89 und 90) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei cien britischen Sta-
tionierungsstreitkräften in der Bundesrepublik Deutschland einige 
tausend zivile Arbeitnehmer aus finanziellen Einsparungsgründen 
der britischen Regierung entlassen werden sollen, und wenn ja, 
ist sie dagegen vorstellig geworden? 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen der Bundeskanzler 
beim letzen Besuch in London mit dein britischen Premierminister 
übereinkam, sich in verstärktem Maß dafür einzusetzen, Arbeits-
plätze für ältere arbeitslose Beschäftigte zu schaffen, und wel-
che Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, dies bei den briti-
schen Stationierungsstreitkräften in der Bundesrepublik Deutsch-
land zu verwirklichen? 

Zu Frage A 89: 

Nach Auskunft des Hauptquartiers der britischen 
Stationierungsstreitkräfte in der Bundesrepublik soll 
aufgrund der Ergebnisse einer Untersuchung über 
die Verbesserung der Struktur der auf dem Gebiet 
der Bundesrepublik stationierten britischen Rhein- 
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armee unter anderem auch die Zahl der dort be-
schäftigten zivilen Arbeitnehmer eingeschränkt 
werden. Diese Planungen umfassen einen Zeitraum 
von mehreren Jahren. Der Umfang der notwendigen 
Personalmaßnahmen läßt sich zur Zeit noch nicht 
genau abschätzen. Die Personaleinschränkungen be-
treffen auch zivile Arbeitnehmer britischer Staats-
angehörigkeit und das britische Personal, das zum 
zivilen Gefolge der britischen Rheinarmee gehört. 

Die britischen Streitkräfte werden die Bundes-
regierung auch in Zukunft über Einzelheiten unter-
richten. Sie haben zugesagt, notwendige Personal-
einschränkungen, wenn eben möglich, über die 
normale Fluktuation herbeizuführen. 

Sollten sich dennoch Entlassungen nicht vermei-
den lassen, so gilt für Arbeitnehmer, deren Entlas-
sung infolge organisatorischer, militärisch beding-
ter Umgruppierungen der britischen Streitkräfte 
erfolgt, der Tarifvertrag zur sozialen Sicherung vom 
31. August 1971, der den sozialen Besitzstand der 
Arbeitnehmer sichert, soweit sie die persönlichen 
Voraussetzungen erfüllen. 

Im übrigen bestimmen die Stationierungsstreit-
kräfte gemäß Artikel 56 Abs. 7 des Zusatzabkom-
mens zum NATO-Truppenstatut die Zahl und Art 
der benötigten Arbeitsplätze in eigener Verant-
wortung. Bei Personalumsetzungen und Freiset-
zungen von Arbeitskräften haben sie das für die 
zivilen Arbeitnehmer bei der Bundeswehr geltende 
Arbeitsrecht zu beachten und die Betriebsvertretun-
gen zu beteiligen. 

Zu Frage A 90: 

Der Bundeskanzler hat eingehend mit dem briti-
schen Premierminister über das Problem der Arbeits-
losigkeit gesprochen. Hierbei hat er angeregt, diese 
Frage innerhalb der Europäischen Gemeinschaft zu 
untersuchen. Wie bereits in der Antwort auf Ihre 
erste Frage ausgeführt, kann die Bundesregierung 
auf die britischen Stationierungsstreitkräfte in die-
seln Zusammenhang jedoch keinen Einfluß nehmen. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schneider (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage A 91) : 

Treffen Pressemeldungen zu, daß die Bundesregierung eine 
zum 1. August 1976 vorgesehene Mieterhöhung für Mietwohnun-
gen für Bundesbedienstete abgesagt hat, sind davon alle Miet-
wohnungen für Bundesbedienstete betroffen, und welche Gründe 
waren für diese Entscheidung maßgebend? 

Es ist richtig, daß von der zum 1. August ursprüng-
lich einmal beabsichtigten Mieterhöhung abgesehen 
worden ist. Die Mietanhebung zum 1. August 1976 
sollte sich auf sämtliche bundeseigenen Wohnungen 
beziehen, nicht jedoch auf Bundesdarlehenswohnun-
gen. Bezüglich der Bundesdarlehenswohnungen wird 
auf die Antwort der Bundesregierung vom 15. April  

1976 auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion 
— Drucksache 7/5070 — hingewiesen. 

Die Gründe dafür, daß von der Mieterhöhung für 
bundeseigene Wohnungen abgesehen worden ist, 
hat Bundesminister Ravens bereits in der Antwort 
auf eine schriftliche Anfrage des Kollegen Dr. Witt-
mann (München) für die Fragestunde am 31. März/ 
1. April 1976 dargestellt. Ich wiederhole die Ant-
wort gern noch einmal: 

„Die Frage der Anhebung des Mietniveaus von 
bundeseigenen Wohnungen wird gegenwärtig noch 
geprüft. Es haben sich folgende Probleme herausge-
stellt: 

— Zahlreiche Wohnungen aus der Vorkriegszeit 
und der unmittelbaren Nachkriegsperiode haben 
einen sehr niedrigen Wohnwert, so daß offen-
sichtlich Differenzen zum örtlichen Vergleichs

-

Mietenniveau kaum mehr auftreten. 

— Der Ausstattungszustand und der Modernisie-
rungsgrad der Wohnungen ist unterschiedlich 
und bedarf vor der Entscheidung über das künf-
tige Mietniveau einer Überprüfung. 

Wegen des räumlich breit gestreuten Bestands 
werden die eingeleiteten Prüfungen eine gewisse 
Zeit in Anspruch nehmen." 

Anlage 38 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5188 Fragen A 101 und 102) : 

Hat die Bundesregierung inzwischen aus der Studie des Ifo-
Instituts über die Behandlung und Förderung von Innovations-  
und Lizenzmodellen neue Erkenntnisse gewonnen? 

In welcher Weise und in welchem Umfang werden besonders 
mittelständische Unternehmen in die Lage versetzt, an neuen 
Innovations- und Lizenzmodellen erfolgreich und zumutbar teil-
zunehmen? 

Zu Frage A 101: 

Die Studie, die das Bundesministerium für For-
schung und Technologie in Abstimmung mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und dem Bundes-
ministerium der Finanzen beim Ifo-Institut in Auf-
trag gegeben hat, untersucht die Wirksamkeit 
steuerlicher Anreize für Forschungs- und Entwick-
lungsaktivitäten der Wirtschaft und Möglichkeiten 
einer verbesserten Ausgestaltung auch im Hinblick 
auf die besonderen Probleme kleinerer und mittle-
rer Unternehmen. Der Ergebnisbericht wird nicht 
vor Sommer dieses Jahres vorliegen. 

Zu Frage A 102: 

Die Marktnachfrage nach technologieintensiven 
Gütern ist für das Aufgreifen von Innovationsvor-
haben sicherlich der stärkste Anreiz. Eine wesent-
liche Voraussetzung für die Innovationsfähigkeit ist 
jedoch, ob es Unternehmen ohne eigene Forschungs- 
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kapazität gelingt, für ihre Innovationsvorhaben die 
geeigneten Forschungs- und Entwicklungsergeb-
nisse bei anderen zu finden und eine Lizenz zu er-
wirken. 

Der Bundesminister für Forschung und Technolo-
gie hat deswegen für seinen Geschäftsbereich dafür 
Sorge getragen, daß sowohl im projektgeförderten 
als auch im institutionell geförderten Bereich zu-
sätzliche Maßnahmen eingeleitet worden sind, den 
Transfer von Technologien zu verbessern. Hierfür 
ist eine zentrale Ansprechstelle — genannt ARPAT 
— bei der Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) eingerich-
tet worden, die alle im Rahmen der Förderung 
durch das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie entstandenen Schutzrechte anwender-
freundlich aufbereitet und Lizenzsuchenden den 
Weg zu den jeweiligen Know-how-Inhabern weist. 
Bei den öffentlich geförderten Forschungseinrichtun-
gen war von Anbeginn an sichergestellt, daß sie 
Dritten Lizenzen an ihren Schutzrechten einräumen; 
zur Verbesserung des Technologie-Transfers wur-
den dort Verwertungsstellen eingerichtet. Mit den 
seit Juli letzten Jahres in Kraft befindlichen Bewil-
ligungsbedingungen bei Zuwendungen an die ge-
werbliche Wirtschaft ist die Pflicht, in der Regel 
Schutzrechte an Dritte zu lizenzieren und weiterfüh-
rendes Know-how zu vermitteln, gegenüber früher 
verschärft worden. 

Für die Fälle, bei denen in der Phase der Umset-
zung von Forschungs- und Entwicklungsergebnissen 
der Engpaß in der Verfügbarkeit vom risikotragen-
den Kapital liegt, wurde mit der Gründung der Deut-
schen Wagnisfinanzierungs-Gesellschaft (WFG) im 
Jahre 1975 — vor allem für kleinere und mittlere 
Unternehmen — eine bis dahin bestehende Lücke 
geschlossen. Diese Gesellschaft, deren Kapital von 
zunächst 10 Millionen DM von der Kreditwirtschaft 
gezeichnet wurde, ist dazu ausgerüstet, sich an Un-
ternehmen mit geeigneten Innovationsvorhaben 
hohen Risikos zu beteiligen. Dabei ist eine voran-
gegangene öffentliche Förderung in der FuE-Phase 
keine unabdingbare Voraussetzung. Der Bund be-
teiligt sich am Geschäftsrisiko der WFG durch eine 
Beteiligung in Höhe von 75 % an den anfänglich zu 
erwartenden jährlichen Verlusten; Mittel des Bun-
des sind in späteren gewinnbringenden Jahren zu-
rückzuzahlen. 

Neben Risikokapital bietet die WFG auch Ma-
nagementberatung an, eine Dienstleistung, die sich 
nach den Erfahrungen der ersten Kontaktaufnahme 
zwischen Unternehmen und der Gesellschaft in der 
Phase der Projektdefinition und Erfolgsabschätzung 
als sehr nützlich erwiesen hat. 

Einen neuen, vielversprechenden Weg der Tech-
nologievermittlung hat das Bundesministerium für 
Forschung und Technologie in diesem Jahr mit der 
Veranstaltung eines Innovationsmarktes im Rah-
men der Hannover-Messe beschritten, an dem alle 
vom Bundesministerium für Forschung und Tech-
nologie geförderten Forschungs- und Entwicklungs-
institutionen sowie eine erfreulich große Zahl ge-
förderter — und übrigens auch nicht geförderter — 
Unternehmen teilgenommen haben, um Technolo-
gien an lizenzsuchende Unternehmen anzubieten. 

Ergänzend wird auf die im Rahmen des IuD-Pro-
gramms im Aufbau befindlichen „Fachinformations-
systeme" verwiesen, mit deren Hilfe es möglich sein 
wird, gezielt nach vorhandenen oder entwicklungs-
fähigen neuen Technologien und technischen Detail-
informationen zu suchen. 

Technologie-Transfer wird sich in aller Regel nicht 
in Form bloßen Aufgreifens und sofortiger Markt-
einführung einer neuen Technologie vollziehen. Erst 
ein mehr oder weniger aufwendiger Anpassungs- 
und Weiterentwicklungsprozeß wird die jeweils 
gewünschten Produktionsspezifikationen erfüllen 
helfen; oft wird es noch eigenständiger originärer 
Weiterentwicklung und gar weiter angewandter 
Forschung im Vorfeld bedürfen. 

Die Bundesregierung hat deshalb aufgrund eines 
Kabinettbeschlusses den Ausbau der Fraunhofer-
Gesellschaft (FhG) als Vertragsforschungseinrich-
tung gefördert und folgende Maßnahmen ergriffen: 

— Sie hat ein leistungsbezogenes Finanzierungs-
system eingeführt, das die Höhe der öffentlichen 
Grundfinanzierung der einzelnen Institute vom 
Umfang ihrer Einnahmen aus Forschungsaufträ-
gen abhängig macht. Die Einnahmen der Gesell-
schaft aus Vertragsforschung sind von 16 Mil-
lionen DM 1972 auf 32 Millionen DM 1975 um 
ca. 100 °/o gestiegen. 

— Die Fraunhofer-Gesellschaft wurde seit 1970 um 
12 Institute (u. a. Institute für Systemtechnik und 
Innovationsforschung, Institut für zerstörungs-
freie Prüfverfahren, Institut für Festkörpertech-
nologie) erweitert und die verteidigungsbezo-
genen Institute für Vertragsforschung geöffnet. 

— Das Aufgabengebiet der Gesellschaft wurde auf 
die Förderung von Forschungs- und Entwick-
lungsaufträgen kleinerer und mittlerer Unterneh-
men ausgedehnt. Sie kann zur Durchführung von 
Forschungs- und Entwicklungsaufträgen von 
kleineren und mittleren Unternehmen im gewis-
sen Umfang einen Zuschuß gewähren, soweit 
diese Aufträge nicht kostendeckend abgerechnet 
werden können. Außerdem hat sie die Beratung 
von Gruppen kleinerer und mittlerer Unterneh-
men über die Anpassung und den Einsatz neuer 
Technologien übernommen. Für diesen Bereich 
hat das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie in 1976 erstmals Haushaltsmittel 
bereitgestellt. 

Das Bundesministerium für Forschung und Tech-
nologie hat darüber hinaus geprüft, wie die Wirk-
samkeit der Maßnahmen zur Verbesserung des 
Technologie-Transfers verbessert werden kann. 
Zwei grundsätzliche Untersuchungen zur besseren 
Umsetzung von Erkenntnissen und Ergebnissen öf-
fentlich geförderter nichtindustrieller Forschung in 
die Anwendung haben Wege aufgezeigt, wie durch 
Einsatz weniger, flexibel arbeitender Arbeitsgrup-
pen der Transfer — vor allem auch branchenüber-
greifend — verbessert werden kann. Die Ergebnisse 
dieser Untersuchungen werden zur Zeit mit den 
Vorschlägen Betroffener diskutiert. 
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Anlage 39 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5188 Fragen A 103 und 104) : 

Wie hoch sind die Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
im Bereich der Hochtemperaturkernkraftwerke in der Bundes-
rekublik Deutschland und in Frankreich, wie viele Wissenschaft-
ler und sonstiges Forschungspersonal sind hiermit beschäftigt, 
und welche Folgerungen ergeben sich hieraus für die Möglichkeit 
einer deutsch-französischen Zusammenarbeit? 

Wie hoch sind die Forschungs- und Entwicklungsausgaben für 
die Schnellen Brutreaktoren in der Bundesrepublik Deutschland 
und in Frankreich, wie viele Personen sind mit der Entwicklung 
in beiden Ländern beschäftigt, und welche Folgerungen ergeben 
sich hieraus, insbesondere unter Berücksichtigung der deutsch-
französischen Vereinbarungen, für die Zusammenarbeit bei fort-
geschrittenen Reaktoren aus der unterschiedlichen Entwicklung in 
beiden Ländern? 

Zu Frage A 103: 

Die Gesamtausgaben der deutschen öffentlichen 
Hände für die HTR-Entwicklung bis einschließlich 
1975 liegen bei ca. 1,2 Milliarden DM, von denen ca. 
1 Milliarde DM auf den Bund entfallen. Nach der 
geltenden Finanzplanung liegen die Ausgaben der 
deutschen öffentlichen Hände 1976 bei knapp 200 
Millionen DM (einschließlich Finanzierung von HTR- 
Arbeiten über Wirtschaftsplan der KFA), der Bun-
desanteil hieran beträgt rd. 80 °/o. Insgesamt liegt in 
der Bundesrepublik die Personalstärke auf dem HTR- 
Gebiet bei ca. 1200, davon ca. 450 in öffentlichen 
Einrichtungen (KFA) . 

In Frankreich ist die HTR-Einrichtung in größerem 
Umfang erst Anfang der 70er Jahre aufgenommen 
worden. Die geplanten Ausgaben des Jahres 1976 
belaufen sich auf ca. 45 Millionen DM (überwiegend 
bei CEA), die derzeitige gesamte Personalstärke 
liegt bei etwa 250. Frankreich will diesen Entwick-
lungsumfang im Rahmen internationaler Koopera-
tion auch in Zukunft aufrechterhalten. 

In Anbetracht der erheblichen HTR-Aufwendun-
gen in beiden Ländern sind die Voraussetzungen für 
eine engere Zusammenarbeit gegeben. Bisherige Ge-
spräche lassen deutlich die Möglichkeit erkennen, 
durch Abstimmung der Arbeiten, gegenseitigen In-
formationsfluß etc. den erforderlichen Gesamtauf-
wand merklich zu senken. Hierbei wird von Frank-
reich die sich auch im Verhältnis des Aufwands und 
der Personalstärken ausdrückende führende Rolle 
der Bundesrepublik auf dem HTR-Gebiet anerkannt. 
Am 18. Mai 1976 wurden auf Regierungsebene Leit-
linien für die künftige deutsch-französische Zusam-
menarbeit auch im HTR-Bereich verabschiedet. 

Zu Frage A 104: 

Die deutschen Forschungs- und Entwicklungsaus-
gaben für den Schnellen Brüter beliefen sich bis 
Ende 1975 auf insgesamt ca. 1,8 Milliarden DM. Die 
deutschen öffentlichen Ausgaben betragen in den 
nächsten Jahren knapp 400 Millionen DM pro Jahr 
im Schnitt (einschließlich Wirtschaftsplan der GfK). 
Der Personalaufwand auf dem Schnellbrütergebiet in 
der Bundesrepublik liegt bei ca. 1200 Mann. 

Die französischen Ausgaben für die Schnellbrüter

-

entwicklung bis einschließlich 1975 liegen in der 
Größenordnung von 2,5 Milliarden DM, in den näch-
sten Jahren sollen die mittleren Ausgaben ca. 350 
Millionen DM jährlich betragen. Die Personalstärke 
der in Frankreich auf dem Schnellbrütergebiet Be-
schäftigten liegt bei 2 000-3 000 (CEA, Hersteller 
und Betreiber). 

Diese Gegenüberstellung zeigt, daß die Aufwen-
dungen für die Schnellbrüterentwicklung in Deutsch-
land und in Frankreich etwa ebenbürtig sind. Im 
Hinblick auf das Marktpotential, ganz besonders 
aber auf die Chancen, die Entwicklung bis zur 
Marktreife zu verkürzen und damit erhebliche öffent-
liche Mittel einzusparen, haben wir nach ca. 2jähri-
riger Verhandlungszeit am 18. Mai 1976 auf Regie-
rungsebene Leitlinien für eine künftige deutsch-
französische Zusammenarbeit für die Schnellbrüter

-

entwicklung verabschiedet mit dem Ziel, über die 
Zusammenarbeit mit Belgien und den Niederlanden 
in diesem Bereich hinaus die Entwicklung aus den 
o. g. Gründen auf eine breitere Basis zu stellen. 

Anlage 40 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Pfeffermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Fragen A 105 und 106): 

Was hat die Bundesregierung unternommen, um entsprechend 
ihren Ankündigungen eine Schließung des Internationalen Mana-
gement-Instituts in Mailand herbeizuführen, und welche Kosten 
werden in den nächsten Jahren von der Bundesrepublik Deutsch-
land noch für dieses Institut zu tragen sein? 

Trifft es zu, daß Mittel an das Internationale Institut für das 
Management der Technik fehlgeleitet wurden, und wenn ja, was 
hat die Bundesregierung unternommen, um die Verantwortlichen 
zur Rechenschaft zu ziehen, und was hat sie insbesondere inner-
halb des Bundesforschungsministeriums getan, um die verant-
wortlichen Beamten für die Kontrolle dieses Instituts im Hin-
blick auf ihre Tätigkeit zu überprüfen? 

Zu Frage A 105: 

Die Bundesregierung hat die deutsche Mitglied-
schaft beim Internationalen Institut für Führungs-
aufgaben in der Technik (IIMT) in Mailand am 
11. Dezember 1975 mit Wirkung zum Jahresende 
1976 gekündigt. Sie hat damit als erste Regierung 
Maßnahmen zur Beendigung der Mitgliedschaft er-
griffen. Österreich hat am 21. Dezember 1975 gekün-
digt, ebenfalls mit Wirkung zum Jahresende 1976. 
Die übrigen Mitgliedstaaten, d. h. Frankreich, Groß-
britannien, die Niederlande und wohl auch Italien als 
Sitzland haben bislang nicht gekündigt, werden sich 
voraussichtlich nunmehr jedoch der deutschen Initia-
tive auf Liquidation anschließen. 

Für 1977 ist im Haushaltsvoranschlag ein Betrag 
von 50 000 DM für möglicherweise noch entstehende 
Abwicklungskosten vorgesehen. Ab 1978 fallen keine 
Ausgaben mehr an. 

Im übrigen habe ich Ihnen die Erwägungen, die zu 
der von der Bundesregierung eingenommenen Hal-
tung geführt haben, in meinem Schreiben vom 
12. Dezember 1975 eingehend dargelegt. 
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Zu Frage A 106: 

Es ist bisher nicht ersichtlich, daß von den Mit-
gliedstaaten an das Institut geleitete Beiträge oder 
sonstige Mittel fehlgeleitet wurden. 

Das Institut wies 1974 infolge von Mindereinnah-
men ein Haushaltsdefizit von rund 750 000 Rech-
nungseinheiten auf. Es wird gegenwärtig noch ge-
prüft, ob die dem Institut eingeräumte Kreditermäch-
tigung für 1974 geringfügig überschritten wurde. 

Die Bundesregierung hat den Bundesrechnungshof 
gebeten, im Rechnungsprüfungsausschuß des IIMT 
mitzuwirken, der das Institut überprüft. Der Bundes-
rechnungshof überprüft außerdem die Ausübung der 
deutschen Mitgliedschaft beim IIMT durch die Bun-
desregierung. Diese Prüfung ist noch im Gange. 

Anlage 41 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Schriftlichen Fra-
gen des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen B 1 und 2) : 

Trifft es zu, daß allen Gliederungen der SPD, bis hinab zu den 
Unterbezirken und Ortsvereinen, ein 16seitiger hektographier-
ter Katalog mit der Aufzählung aller Publikationen des Presse- 
und Informationsamts der Bundesregierung durch das Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung übermittelt wurde, und 
wenn ja, in welcher Größenordnung sind daraufhin für welche 
Publikationsorgane Bestellungen erfolgt? 

Bis zu welchem Zeitpunkt erfolgt die Auslieferung dieser 
Publikationsorgane? 

Zu Frage B 1: 

Es trifft nicht zu, daß das Presse- und Informa-
tionsamt der Bundesregierung allen Gliederungen 
der SPD bis hinab zu den Unterbezirken und Orts-
vereinen einen 16seitigen hektographierten Katalog 
mit der Aufzählung aller Publikationen des Amtes 
übermittelt hat. 

Das Presse- und Informationsamt hat der SPD, 
aber auch den anderen im Bundestag vertretenen 
politischen Parteien auf Anfrage eine Ubersicht über 
wichtige Publikationen des Amtes und der Ressorts 
zur Verfügung gestellt. Die SPD hatte um 50 Exem-
plare dieser Liste gebeten und sie auch erhalten. Ich 
darf hinzufügen, daß dem Presse- und Informations-
amt sehr daran gelegen ist, daß gerade auch poli-
tische Parteien das Informationsmaterial des Amtes 
bestellen und verteilen, weil auf diese Weise die 
Vertriebskosten außerordentlich reduziert werden 
können und die Öffentlichkeitsarbeit des Amtes da-
mit — auch im Interesse des Steuerzahlers — ko-
stengünstiger erfolgen kann. 

Zu Frage B 2: 

Bei dieser politischen Parteien zur Verfügung ge-
stellten Ubersicht handelte es sich nicht um eine 
Aufforderung zur Bestellung, sondern um eine In-
formation über die Themen, die vom Presse- und In-
formationsamt und den Ressorts in Publikationen 
behandelt wurden. In einem Vorblatt wurde darauf 

hingewiesen, daß einige Publikationen nur in sehr 
geringer Auflage für Multiplikatoren zur Verfügung 
stehen, die an bestimmten Sachfragen interessiert 
sind. Das impliziert, daß ein Versand dieser Publika-
tionen weiterhin je nach Interessengebiet der Be-
steller auf Einzelanfrage erfolgt. Eine zeitliche Limi-
tierung ist nicht vorgesehen. Das Presse- und Infor-
mationsamt wird sich bemühen, im Rahmen seiner 
Möglichkeiten jedem Informationswunsch gerecht zu 
werden. 

Anlage 42 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/5188 Frage B 3) : 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, daß die EG-Kom-
mission in Brüssel die bisher an Peru gegebenen Hilfen ver-
längert, und ist sie gegebenenfalls bereit, in dieser Richtung 
initiativ zu werden? 

Peru hat in den letzten Jahren von der EG — ab-
gesehen von geringfügiger Exportförderung — nur 
Nahrungsmittelhilfe erhalten. Für 1976 hat die Kom-
mission Vorschläge unterbreitet, über die in Brüssel 
noch beraten wird. Die Bundesregierung wird sich 
für eine Fortsetzung der Hilfe an Peru aussprechen, 
sieht aber keinen Anlaß, eine Initiative in dieser 
Richtung zu ergreifen. 

Anlage 43 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Leicht (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5188 Fragen B 4 und 5) : 

Ist die Bundesregierung meiner Meinung, daß nach der schon 
1964 erfolgten Ratifizierung des deutsch-französischen Vertrags 
durch das französische Parlament und den zwischenzeitlich von 
den verschiedensten Seiten unternommenen erfolglosen Vorstö-
ßen, das sogenannte „Sequesterland" den Eigentümern wieder 
zugänglich zu machen, ein weiteres Bemühen um Änderung des 
Vertrags zwecklos ist? 

Ist die Bundesregierung daher bereit, das deutschfranzösische 
Abkommen so schnell wie möglich dem Deutschen Bundestag 
zur Ratifizierung zuzuleiten? 

Zu Frage B 4: 

Die Bundesregierung kann der Auffassung, daß 
weiteres Bemühen um Änderung des Vertrages als 
zwecklos angesehen werden müsse, mindestens im 
jetzigen Zeitpunkt nicht zustimmen, da die franzö-
sische Regierung auf die Vorschläge der Bundes-
regierung noch keine endgültige Antwort erteilt hat. 
Der letzte Stand der Konsultationen hat ergeben, 
daß die französische Seite die Prüfung der Ange-
legenheit noch nicht abgeschlossen hat. 

Zu Frage B 5: 

In Anbetracht meiner Antwort zu Frage B 4 besteht 
zu einer Entscheidung im Sinne Ihrer Frage noch 
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keine Veranlassung. Im übrigen dürfte es schwierig 
sein, das Gesetzgebungsverfahren noch in dieser 
Legislaturperiode abzuschließen. 

Anlage 44 

Antwort 

des Parl Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün-
chen) (CDU/CSU) (Drucksache 7/5188 Frage B 6): 

Ist die Bundesregierung auch der Meinung, daß die Beurkun-
dung von Verzichtserklärungen über Miteigentumsanteile an 
Grundstücken in den polnisch verwalteten deutschen Gebieten 
zum Zweck der Ausreise von Verwandten, die Miteigentümer 
sind, sittenwidrig und damit nichtig ist, und wenn ja, welche 
Folgerungen wird sie daraus ziehen? 

Der Grundstücksverzicht ist auch im deutschen 
Recht zulässig (§ 928 BGB). Sollte der Verzicht 
durch Täuschung oder Drohung veranlaßt sein, so 
ist er im allgemeinen nicht nichtig, sondern an-
fechtbar. Der Betroffene kann die Erklärung inner-
halb bestimmter Fristen nach Beendigung der 
Zwangslage mit rückwirkender Kraft beseitigen. 
Ob ein an sich zulässiges Rechtsgeschäft sitten-
widrig ist, kann nur unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalles von dem dazu berufenen 
Organ beurteilt werden. 

Ein Notar darf die Beurkundung, die zu seiner 
Amtstätigkeit gehört, nach § 14 Abs. 2 der Bundes-
notarordnung, § 4 des Beurkundungsgesetzes nur 
versagen, wenn sie mit seinen Amtspflichten nicht 
vereinbar wäre, insbesondere, wenn seine Mitwir-
kung bei Handlungen verlangt wird, mit denen er-
kennbar unerlaubte oder unredliche Zwecke ver-
folgt werden. Hat der Notar lediglich Zweifel, ob 
das Rechtsgeschäft wirksam ist, muß er die Parteien 
belehren, die Erklärung jedoch beurkunden (§ 17 
des Beurkundungsgesetzes). Verweigert er die Be-
urkundung einer Verzichtserklärung auf ein Grund-
stück ohne ausreichenden Grund, so entscheidet 
über die Beschwerde wegen Amtsverweigerung 
nach § 15 Abs. 1 Satz 2 der Bundesnotarordnung 
eine Zivilkammer des Landgerichts, in dessen Be-
zirk der Notar seinen Amtssitz hat. Bisher ist der 
Bundesregierung eine solche Entscheidung nicht 
bekannt geworden. 

Anlage 45 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Seiters (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Frage B 7) : 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung im gegenwärtigen 
Zeitpunkt ein zur internationalen Konvention über blinde Pas-
sagiere, und wie ist der letzte Stand der Überlegungen zum 
Brüsseler Abkommen? 

Die Bundesregierung hat ebenso wie eine Reihe 
anderer Staaten das Übereinkommen lediglich un-
ter dem Vorbehalt „ad referendum" gezeichnet und  

damit Bedenken gegen wesentliche Bestimmungen 
des Übereinkommens zum Ausdruck gebracht. Diese 
richten sich insbesondere gegen die Artikel 2 und 3. 
Hiernach soll die Verpflichtung des Kapitäns oder 
der Reederei, einen blinden Passagier wieder in 
den Staat zurückzubefördern, in dem er sich an Bord 
seines Schiffes eingeschlichen hat, auf den Vertrags-
staat abgewälzt werden, dessen Hafen das Schiff 
zufällig als ersten nach der Entdeckung des blinden 
Passagiers anläuft. Dieser Staat soll, ungeachtet 
seiner Paß- und Einreisevorschriften, verpflichtet 
sein, jeden ihm vom Kapitän eines Schiffes über-
gebenen blinden Passagier in sein Staatsgebiet zu 
übernehmen. Diese Verpflichtung soll auch dann be-
stehen, wenn das Schiff auf seiner weiteren Reise 
wieder den Hafen des Staates anläuft, in dem sich 
der blinde Passagier eingeschlichen hat. Das für die 
Rückführung eines blinden Passagiers vorgesehene 
Verfahren ist sehr schwerfällig und dann undurch-
führbar, wenn einer der für die endgültige Über-
nahme des blinden Passagiers zuständigen Staaten 
zur Übernahme nicht bereit ist oder nicht Vertrags-
staat des Abkommens ist. 

Die von dem Übereinkommen am meisten betrof-
fenen Küstenländer Hamburg, Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen teilen die Bedenken der Bun-
desregierung. 

Da wichtige Seefahrtnationen wie Frankreich, 
Großbritannien und die Niederlande das Überein-
kommen nicht ratifiziert haben und auch die Ent-
wicklungsländer, aus denen die meisten blinden 
Passagiere kommen, dem Übereinkommen nicht bei-
getreten sind, würden die deutschen Seehäfen, wenn 
das Übereinkommen für die Bundesrepublik 
Deutschland verbindlich würde, bevorzugter An-
laufplatz zum Absetzen blinder Passagiere werden, 
ohne daß gleichzeitig ein brauchbares Verfahren be-
reitstünde, die blinden Passagiere in ihre Heimat-
oder Herkunftsländer zurückzubringen. 

Zum Inkrafttreten des Übereinkommens sind 10 
Ratifikationen erforderlich. Bisher haben nur 7 Staa-
ten ratifiziert. 

Bei dieser Sachlage halte ich eine Ratifikation des 
Übereinkommens durch die Bundesrepublik Deutsch-
land nicht für angebracht. 

Anlage 46 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Frage B 9) : 

Wie viele Fälle sind der Bundesregierung zwischenzeitlich be-
kanntgeworden, in denen der SSD versuchte, Arbeitslose als 
Agenten anzuwerben, und wird die Bundesregierung die Bevöl-
kerung über die Methoden aufklären, mit denen die DDR der-
artige Agentenwerbung betreibt? 

Die Nachrichtendienste der DDR versuchen seit 
Jahren, erste Kontakte zu Personen, die als Agen-
ten angeworben werden sollen, auf brieflichem 
Wege herzustellen. Anknüpfungspunkt solcher An- 
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bahnungsversuche sind häufig Stellengesuche in 
Zeitungen und Fachzeitschriften. Allerdings handelt 
es sich bei den Stellensuchenden nicht immer um 
Arbeitslose, sondern auch um Personen, die nach 
abgeschlossener Berufsausbildung eine erste Anstel-
lung suchen, die sich beruflich verändern wollen 
oder eine Zweit- oder Nebenbeschäftigung anstre-
ben u. ä. 

Ich bitte um Verständnis dafür, daß ich Ihnen hier-
zu Zahlen, die einen Rückschluß auf den Erkenntnis-
stand der Sicherheitsbehörden zulassen, nicht mittei-
len kann. 

Die Bundesregierung hat die Öffentlichkeit über 
die Bemühungen gegnerischer Nachrichtendienste 
um die Anwerbung von Agenten, auch über die Me-
thode der brieflichen Anbahnung stets informiert. 
Ich verweise auf die jährlichen Verfassungsschutz-
berichte und besonders auf Hinweise im Heft 30 des 
Informationsdienstes „Innere Sicherheit" des Bun-
desinnenministeriums vom 23. Oktober 1975. Diese 
Hinweise haben ein breites Presseecho gefunden. 
Auch kürzlich erfolgte Presseveröffentlichungen 
über die versuchte Anwerbung arbeitsuchender Per-
sonen durch DDR-Stellen beruhen auf Informationen 
der Verfassungsschutzbehörden, die den Medien im 
Interesse der Aufklärung der Allgemeinheit zugäng-
lich gemacht wurden. 

Die Bundesregierung wird diese Unterrichtung 
fortsetzen. Die hohe Zahl der erkannten brieflichen 
Anbahnungsversuche ist auch im Zusammenhang mit 
der offenbar zunehmenden Bereitschaft der Betroffe-
nen zu sehen, solche Vorfälle den Sicherheitsbehör-
den mitzuteilen. Die Bundesregierung sieht hierin 
einen Erfolg ihrer Bemühungen, die Öffentlichkeit 
über die Aktivitäten gegnerischer Geheimdienste 
aufzuklären und damit vorbeugenden Verfassungs-
schutz zu leisten. 

Anlage 47 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schwörer (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Frage B 11): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es in der Bundesrepu-
blik Deutschland Kreditinstitute gibt, die zu Wucherzinsen Geld 
verleihen, wodurch labile Naturen immer wieder in die Lage 
versetzt werden, betrügerische Geschäfte abzuschließen, die für 
sie meist beim Strafrichter enden, und sieht die Bundesregie-
rung Möglichkeiten, gegen derartige Geldverleiher vorzugehen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß auf dem 
Gebiet des Kreditwesens Mißstände aufgetreten 
sind, denen mit den bisherigen Straftatbeständen 
über den Wucher nicht ausreichend begegnet werden 
kann. Deshalb hat die Bundesregierung in dem Ent-
wurf eines Ersten Gesetzes zur Bekämpfung der 
Wirtschaftskriminalität vorgeschlagen, die gelten-
den Strafvorschriften über den Wucher zu ändern. 

Der Regierungsentwurf, der zur Zeit im Sonder-
ausschuß des Deutschen Bundestages beraten wird, 
sieht vor, die Schutzgrenze beim Opfer des Be-
wucherten nicht erst bei einer „Notlage" zu ziehen,  

welche die wirtschaftliche Existenz bedroht, wie dies 
im geltenden Recht der Fall ist, sondern schlägt vor, 
diese Grenze bereits bei einer Zwangslage festzu-
legen. Damit werden weitere Fallgestaltungen zum 
Schutze des Opfers in den Tatbestand einbezogen. 
Außerdem soll auch die Vermittlung eines Kredits 
zu wucherischen Bedingungen ausdrücklich von dem 
Tatbestand erfaßt werden. Schließlich sollen von der 
strafrechtlichen Regelung auch die Fälle abgedeckt 
werden, in denen mehrere Personen in die Kredit-
vergabe eingeschaltet sind und sich dabei aus der 
Zusammenfassung der dem Kreditnehmer abver-
langten Leistungen (neben den Zinsen: Vermitt-
lungsgebühren, Bearbeitungsgebühren, Auskunfts-
gebühren, Versicherungsprämien u. ä.) ein Mißver-
hältnis von Leistungen und Gegenleistungen ergibt. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß mit 
Hilfe der vorgeschlagenen Regelung, mit deren Ver-
abschiedung noch in dieser Wahlperiode gerechnet 
werden kann, die Mißstände im Bereich des Kredit-
wuchers wirksamer als bisher bekämpft werden 
können. 

Anlage 48 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Hansen (SPD) (Druck-
sache 7/5188 Frage B 12) : 

Welcher Strafverfolgungsbehörde in der Bundesrepublik 
Deutschland sollen die Lockheed-Dokumente der US-Behörden 
nach dem zwischen den Regierungen der Vereinigten Staaten 
und der Bundesrepublik Deutschland vorgesehenen Vertrag 
übergeben werden? 

Für den Fall, daß die vorgesehene Vereinbarung 
zwischen den Regierungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Vereinigten Staaten getroffen 
wird und die aufgrund dieser Vereinbarung über-
reichten Unterlagen Anhaltspunkte für verfolgbare 
strafbare Handlungen geben, werden diese Unter-
lagen den Strafverfolgungsbehörden übergeben wer-
den, die nach den Vorschriften der Strafprozeßord-
nung und des Gerichtsverfassungsgesetzes sachlich 
und örtlich zuständig sind. 

Anlage 49 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Zeitel (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen B 53 und 54) : 

In welchem Umfang wird bei Kindergeldzahlungen der Fami-
lienstand der Kindergeldempfänger überprüft, und wie soll das 
Arbeitsamt dies im einzelnen durchführen, wenn es nicht mit 
entsprechenden anderen Behörden, insbesondere dem Einwohner-
meldeamt, zusammenarbeitet? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Ausgaben für zuviel 
gezahltes Kindergeld durch mangelnde Kontrolle des Familien-
stands bei dem jetzigen Verfahren der Kindergeldzahlung im 
Vergleich zu dem früheren Verfahren, bei dem jährlich in der 
Lohnsteuerkarte automatisch der Familienstand überprüft wurde 
und auch beim Lohnsteuerjahresausgleich Berücksichtigung fend? 
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Zu Frage B 53: 

Die Existenz der kindergeldrechtlich zu berück-
sichtigenden Kinder wird bei der Entscheidung über 
den Kindergeldantrag einmalig und nach Bewilli-
gung des Kindergeldes in bestimmten zeitlichen Ab-
ständen regelmäßig — je nach Fallgestaltung alle 
6 Jahre oder (in Ausnahmefällen) jährlich — fest-
gestellt, und zwar im allgemeinen auf Grund von 
Geburtsurkunden oder von Bescheinigungen der Ein-
wohnermeldeämter. 

Zu Frage B 54: 

Die Fehlerquote, die sich bei dem genannten Ver-
fahren ergibt, ist grundsätzlich nicht höher zu schät-
zen als die entsprechende Fehlerquote, die sich bei 
der Durchführung des bis Ende 1974 gültig gewese-
nen Systems der steuerlichen Kinderfreibeträge er-
geben hat; denn in beiden Fällen beruhen bzw. be-
ruhten die Feststellungen letztlich auf denselben 
Unterlagen. 

Anlage 50 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Dr. Neumeister (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Frage B 55) : 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Durchfallquoten 
bei der ärztlichen Vorprüfung bzw. der ersten ärztlichen Prü-
fung nach der Approbationsordnung für Ärzte in Berlin abwei-
chend vom Bundesdurchschnitt von 29 % bzw. 6,5 % im Herbst 
1975 auf nur 1,63 % bzw. 0,6 % im Frühjahr 1976 zurückgegan-
gen sind, und wenn ja, welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Die Bundesregierung kann die von Ihnen genann-
ten Ergebnisse der Ärztlichen Vorprüfung und des 
Ersten Abschnitts der Ärztlichen Prüfung in Berlin 
im Herbst 1975 und im Frühjahr 1976 im wesent-
lichen bestätigen. 

Es liegen folgende Ergebnisse für Berlin vor: 

August 1975: 
Ärztliche Vorprüfung: 	nicht bestanden: 29,9 % 

Erster Abschnitt der Ärzt

-

lichen Prüfung: 	nicht bestanden: 6,5 % 

März 1976: 
Ärztliche Vorprüfung: 	nicht bestanden: 1,3 % 

Erster Abschnitt der Ärzt

-

lichen Prüfung: 	nicht bestanden: 0,67 % 

Der Bundesdurchschnitt nicht bestandener Examen 
betrug im 

August 1975: 
bei der Ärztlichen Vorprüfung: 	 14,7% 
beim Ersten Abschnitt der Ärztlichen Prüfung: 4,2 % 

im März 1976: 
bei der Ärztlichen Vorprüfung: 	 11,7 % 
beim Ersten Abschnitt der Ärztlichen Prüfung: 5,4 %  

Anlage 51 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Biechele (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen B 56 und 57): 

Sind Informationen zutreffend, daß sich die Salmonellose, eine 
infektiöse Darmerkrankung, in den letzten drei Jahren in der 
Bundesrepublik Deutschland verdreifacht hat, und können gege-
benenfalls diese Informationen mit den konkreten Zahlen der 
Erkrankungen belegt werden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung diesen Sachverhalt, und 
welche Maßnahmen sollten nach ihrer Meinung getroffen werden, 
um diese bedenkliche Entwicklung zu bremsen? 

Zu Frage B 56: 

Die Information, daß die Salmonellose in den 
letzten Jahren zunimmt, trifft zu. Die Zahlen für die 
letzten drei Jahre lauten: 

1973 	15 986 

1974 	22 243 

1975 	30 683. 

Zu Frage B  57: 

Die Bundesregierung beobachtet diese Entwick-
lung mit Sorge. Sie hatte deswegen den Bundesge-
sundheitsrat bereits im vergangenen Jahr um ein 
Votum zu folgender Frage gebeten: „Welche Maß-
nahmen sind erforderlich, um die Hauptinfektions-
kette bei der Verbreitung der Salmonellose — Bo-
den, Wasser, Futtermittel, Tier, Lebensmittel, 
Mensch — zu unterbrechen und das Infektionsrisiko 
des Menschen zu vermindern?" 

Der Ausschuß des Bundesgesundheitsrates teilt 
die Besorgnis der Bundesregierung. Es wurde aber 
deutlich, daß es sich bei der Salmonellose um ein 
sehr komplexes Seuchengeschehen handelt und daß 
eine Durchbrechung der Infektionskette angesichts 
der Vielzahl der Salmonellatypen und ihres weit 
verbreiteten Vorkommens sehr schwierig sein wird. 
Z. Z. bereitet der Ausschuß ein Votum vor, das dem 
Plenum des Bundesgesundheitsrates bei seiner näch-
sten Sitzung am 2. September 1976 vorgelegt werden 
soll. Zu diesem Votum wird auch ein Maßnahmen-
katalog gehören, nach dessen Vorliegen zu prüfen 
sein wird, welche Maßnahmen im einzelnen sich 
durchsetzen lassen werden. 

Anlage 52 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Kiechle (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5188 Frage B 58) : 

Ist die Bundesregierung bereit, amtlich anerkannten Werk-
stätten der Fahrzeuggruppe landwirtschaftliche Fahrzeuge die 
Berechtigung zuzuerkennen, die vorgeschriebenen Umsturzbügel 
an Schleppern prüfungsrechtlich abzunehmen und die entspre-
chende Bescheinigung über deren ordnungsgemäße Anbringung 
anstelle einer TÜV-Überprüfung zu bescheinigen? 

Die Bundesregierung ist bereit, durch Erlaß einer 
Ausnahmeverordnung zur Straßenverkehrs-Zulas- 
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sungsordnung (StVZO) von der in § 19 Abs. 2 
StVZO vorgesehenen TÜV-Überprüfung des ange-
brachten Umsturzbügels zu befreien, wenn der Her-
steller des Umsturzbügels auf Grund eines Muster-
gutachtens eines amtlich anerkannten Sachverstän-
digen für den Kraftfahrzeugverkehr die StVZO-Un-
bedenklichkeit bescheinigt und die ordnungsgemäße 
Anbringung in einer von diesem Hersteller ermäch-
tigten Werkstatt erfolgt. Die Werkstatt hat die An-
bringung in der Bescheinigung zu bestätigen und 
dem Fahrzeughalter auszuhändigen. 

Die in der Anfrage vorgeschlagene Beschränkung 
auf die „amtlich anerkannten Werkstätten der Fahr-
zeuggruppe landwirtschaftliche Fahrzeuge" erscheint 
zu eng; eine Reihe von Werkstätten wäre unter 
Umständen ausgeschlossen. 

Dem Erlaß der Ausnahmeverordnung geht die 
vorgeschriebene Anhörung der zuständigen obersten 
Landesbehörden voraus. Dies wird voraussichtlich 
Mitte Juni dieses Jahres abgeschlossen sein. Im An-
schluß daran kann die Ausnahmeverordnung erlas-
sen werden. 

Anlage 53 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Sauter (Epfendorf) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen B 59, 60 und 61) : 

Welche Bedeutung für die Wirtschaft und die Arbeitsplätze 
des Kreises Tuttlingen hat nach Auffassung der Bundesregierung 
die Bundesbahnstrecke Freiburg--Tuttlingen—Ulm, und welche 
Folgen für die Entwicklung des gesamten südwestdeutschen 
Raums hätte ein Wegfall dieses einzigen in Ost-West-Richtung 
durchgehenden Schienenwegs? 

Ist nach Meinung der Bundesregierung eine sinnvolle Ent-
wicklung des Oberzentrums Villingen—Schwenningen möglich, 
wenn die einzige Eisenbahnverbindung Rottweil—Villingen still-
gelegt würde? 

Stehen nach Auffassung der Bundesregierung die Strecken-
stillegungspläne der Deutschen Bundesbahn innerhalb des Groß-
raumverbands Braunschweig im Widerspruch zum Zonenrand-
förderungsgesetz, und wenn ja, was gedenkt sie dagegen zu tun? 

Zu Fragen B 59 und 60: 

Die Untersuchungen zu den gesamtwirtschaftlichen 
und regionalpolitischen Auswirkungen von Kon-
zentrationsmaßnahmen der Deutschen Bundesbahn 
sind angelaufen. Erst nach deren Abschluß lassen 
sich Konsequenzen ziehen und auch Beurteilungen 
abgeben. Jede Diskussion über den Wegfall von 
Strecken und über die daraus erwachsenden Folgen 
sind heute verfrüht. 

Zu Frage B 61: 

Die betriebswirtschaftlich optimale Netzkonzep-
tion der Deutschen Bundesbahn (DB) berücksichtigt 
die gesamtwirtschaftlichen Aufgaben der DB und 
dabei auch die Belange des Zonenrandgebietes nicht 
genügend. Bei der Ermittlung des volkswirtschaft-
lich notwendigen Streckennetzes der DB werden je-
doch alle verkehrlichen, wirtschaftlichen, regionalen 
und strukturellen sowie auch die zonenrandbeding-

ten Erfordernisse erfaßt und in die evtl. Umstruk-
turierung der regionalen Verkehrsbedienung unter 
Einschaltung besonderer flankierender Maßnahmen 
für den Zonenrandbereich einbezogen. Damit wird 
dem Zonenrandförderungsgesetz voll Rechnung ge-
tragen; es kommt zu keinem Widerspruch. 

Anlage 54 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schöfberger (SPD) 
(Drucksache 7/5188 Frage B 62) : 

Ist die Bundesregierung bereit, die Personenwagenverordnung 
(PWV) für den Bereich der Deutschen Bundesbahn so z u an-
dern, daß das Verhältnis von Nichtraucher- zu Raucherabteilen 
in den Zügen von derzeit 50 : 50 auf 2 /3 : 1/3 oder auf 3/4 :1/4 
festgesetzt wird? 

Bei den von Ihnen angesprochenen Vorschriften 
handelt es sich nicht um eine (Rechts-)Verordnung, 
für die die Zuständigkeit der Bundesregierung gege-
ben wäre, sondern um eine interne Dienstvorschrift 
der Deutschen Bundesbahn, die von ihr in eigener 
Zuständigkeit gestaltet und in Kraft gesetzt wird. 
Der Anteil der Nichtraucherplätze am gesamten 
Sitzplatzangebot in den Zügen der Deutschen Bun-
desbahn beträgt nach deren Angaben gegenwärtig 
57 %. In dem ab 1. Mai 1975 geltenden Anhang VI 
der Reisezugwagenvorschrift (RWV) sind diese Ver-
änderungen bereits berücksichtigt. Die Deutsche 
Bundesbahn wird — wie sie bestätigt hat auch 
weiterhin bemüht sein, sich den Gewohnheiten ihrer 
Kunden anzupassen und sich insbesondere auch 
internationalen Empfehlungen, die vom Internatio-
nalen Eisenbahnverband (UIC) derzeit erwogen wer-
den, anschließen. 

Anlage 55 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/5188 Frage B 63) : 

Aus welchem Grund benötigt die Deutsche Bundesbahn die 
eigene Holzverbrennungsanlage, die sie nach dein vom Bun

-

desverkehrsminister genehmigten Wirtschaftsplan für das 
schäftsjahr 1976 gemäß Bundesimmissionsschutzgesetz für rund 
5,2 Millionen DM zu errichten beabsichtigt, und warum werden 
vorhandene kommunale Müllverbrennungsanlagen von der Deut-
schen Bundesbahn nicht mitbenutzt? 

Durch die Verbrennung von rd. 28 000 t abgängi-
gem Altholz im DB-eigenen Heizkraftwerk Frank-
furt/M. kann jährlich eine etwa Bleichgroße Menge 
an Braunkohlebriketts eingespart werden. Da das 
Vorhaben für die Deutsche Bundesbahn wirtschaft-
lich ist und sich die umweltgerechte Erweiterung 
der Kesselanlage bereits nach vier Jahren voll amor-
tisiert haben wird, ist die Deutsche Bundesbahn auf 
die nutzbringende Verwertung des Altholzes bei 
ihrer angespannten Finanzlage angewiesen. Bei 
einer Abgabe des Altholzes an Dritte wäre die Ren-
dite für das Unternehmen ungleich geringer. 
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Anlage 56 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Zywietz (FDP) (Druck-
sache 7/518e Fragen B 64 und 65) : 

Ist die von der Deutschen Bundesbahn getroffene Maßnahme, 
auf den Fährschiffen Puttgarden /Rodby Lebensmittelmärkte ein-
zurichten und mit dem Sondertarif von 6 DM (Rückfahrkarte für 
den Verkauf) zu werben, unter dem Gesichtspunkt des Wettbe-
werbs zwischen den lokalen Einzelhändlern tragbar? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Wettbe-
werbsnachteile der lokalen Einzelhändler auszugleichen? 

Zu Frage B 64: 

Die Bewirtschaftung der auf der Vogelfluglinie 
zwischen Puttgarden und Rodby eingesetzten Fähr-
schiffe der Deutschen Bundesbahn (DB) ist der Putt-
gardener Fährschiff-Restaurant GmbH übertragen, 
einer Tochtergesellschaft der Deutschen Schlafwa-
gen- und SpeisewagenGesellschaft mbH. Wie auch 
andere Schiffahrtsgesellschaften betreibt sie Ver-
kaufsstellen. Um dem Kundenbedürfnis besser zu 
entsprechen, sind die Läden auf den beiden DB- 
Fährschiffen „Deutschland" und „Theodor Heuss" 
kürzlich modernisiert und unter Sortimentserwei-
terung zu Selbstbedienungsläden umgestaltet wor-
den. 

Die Geschäftstätigkeit der Puttgardener Fähr-
schiff-Restaurant GmbH, die auch die Werbung für 
ihre Leistungen einschließt, bewegt sich im gesetz-
lichen und satzungsgemäßen Rahmen. 

Zu Frage B 65: 

Der Bundesminister für Verkehr hat unter diesen 
Umständen keine Veranlassung und keine Möglich-
keit im Hinblick auf den Wettbewerb tätig zu wer-
den. 

Anlage 57 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5188 Frage B 66) : 

Was ist bezüglich der vorgesehenen Rechtsverordnung zu er-
warten, die international gesehen auf Grund des Fahrpersonal-
gesetzes erlassen werden soll, und was geschieht zur Einhaltung 
und Beachtung der Vorschriften bezüglich der EG-Sozialordnung? 

Gegenwärtig verhandeln 

— der Bundesverkehrsminister mit den Sozial-
partnern und den Ländern über die Zusammen-
fassung des deutschen Sozialrechts für den Stra-
ßenverkehr in einer Fahrpersonalverordnung, 

— der Rat der EG über Vorschläge der EG-Kom-
mission zur Vereinfachung und Ergänzung des 
EG-Sozialrechts. 

Die Fahrpersonalverordnung wird voraussicht-
lich 1977 vorliegen. Der Zeitpunkt des Erlasses der 

Novelle zur EG-Sozialverordnung läßt sich noch 
nicht bestimmen. 

Die einheitliche Anwendung des EG-Sozialrechts 
wird durch Maßnahmen der Länder und der Bundes-
anstalt für den Güterfernverkehr und durch Buß-
geldkataloge sichergestellt, die von den Exeku-
tivbehörden beschlossen wurden. Im europäischen 
Bereich bereiten die unterschiedliche Mentalität 
und Rechtslage allerdings erhebliche Schwierig-
keiten. 

Anlage 58 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Müller (Mülheim) (SPD) 
(Drucksache 7/5188 Frage B 67) : 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn die Unternehmer, 
die ihre Fahrzeuge regelmäßig im Bundesbahn-Stückgut-Hausver-
kehr einsetzen, drängt, ihre Fahrzeuge so auszustatten, 

Führerhaus 	= kieselgrau (RAL 7032) 

Fahrgestell 	= graphitgrau (RAL 7024) 

Fahrzeugaufbauten = kieselgrau (RAL 7032) und erdbeerrotem, 
18 cm hohem Längsstreifen (RAL 3018), 
DB-Emblem und perlweißer Aufschrift 
„Stückgut" (RAL 1013), 

und wenn ja, welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung in 
diesem Zusammenhang, unnötige Kosten und aufwendige Auf-
lagen für das Speditionsgewerbe und damit indirekt für die Ver-
braucher zu vermeiden? 

Eine Zuständigkeit der Bundesregierung in dieser 
Frage, über die der Vorstand der Deutschen Bundes-
bahn (DB) in eigener unternehmerischer Verantwor-
tung entscheidet, ist nicht gegeben. 

Es trifft allerdings zu, daß Spediteure, die mit der 
DB zusammenarbeiten und die Bedienung bestimm-
ter Bereiche im DB-Stückgut-Hausverkehr in Kennt-
nis der Auflagen vertraglich übernommen haben, ge-
halten sind, die regelmäßig für diesen Verkehr ein-
gesetzten Fahrzeuge mit einem einheitlichen Farb-
anstrich und entsprechender Beschriftung zu verse-
hen. Die DB steht im Stückgutverkehr in einem 
scharfen Wettbewerb und hält ein einheitliches Er-
scheinungsbild dieses Leistungsbereichs im Sinne 
einer wirksamen Werbung, die beiden Vertragspart-
nere zugute kommt, für erforderlich. 

Wie die DB mitgeteilt hat, sind durch die Forde-
rung nach einheitlicher farblicher Gestaltung für den 
Verbraucher keine zusätzlichen Belastungen entstan-
den. 

Anlage 59 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Frage B 68) : 

Trifft es zu, daß die Bundesanstalt für Flugsicherung die 
Platz- und Anflugkontrolle am Flughafen Nürnberg einzu-
schränken beabsichtigt, und wie gedenkt die Bundesregierung 
gegebenenfalls die daraus zu erwartenden schwerwiegenden 
Nachteile für das periphere Nordostbayern zu vermeiden, die 
sich aus einer drohenden Einstellung des wichtigen Nachtluft-
postdienstes ergeben? 
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Hier besteht keine Absicht durch Einschränkung 
der Flugverkehrskontrollen den Nachtluftpostdienst 
einzustellen. 

Anlage 60 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Stücklen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Fragen B 69 und 70): 

Welches Nahverkehrskonzept hat die Bundesregierung hin-
sichtlich des Großraums Nürnberg—Fürth—Schwabach? 

Denkt die Bundesregierung insbesondere an den Bau eines 
S-Bahn-Netzes, und wann und in welcher Weise gedenkt sie dies 
zu verwirklichen? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß zur Ver-
besserung der Verkehrsverhältnisse im Großraum 
Nürnberg der Ausbau der Nahverkehrseinrichtungen 
im Rahmen des Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setzes finanziell gefördert wird. 

Der Bundesminister für Verkehr hat die Deutsche 
Bundesbahn gebeten, für eine S-Bahn im Raum 
Nürnberg zunächst die Vorplanungen und Wirt-
schaftlichkeitsberechnungen abzuschließen; diese 
Untersuchungen liegen noch nicht vor. Wann und 
wie der Ausbau der S-Bahn verwirklicht werden 
soll, kann erst nach Vorliegen dieser Untersuchun-
gen entschieden werden. 

Anlage 61 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Peter (SPD) (Drucksache 
7/5188 Frage B 71): 

Welche Anstrengungen hat die Deutsche Bundesbahn bisher 
unternommen, um eine behindertengerechte Beförderung mit ihren 
Verkehrsmitteln zu ermöglichen, und hält die Bundesregierung 
den jetzigen Stand für ausreichend? 

Die Bundesregierung ist in besonderem Maße um 
die Rehabilitation der Behinderten bemüht. Zu dem 
von Ihnen angesprochenen Problem wurde bereits 
mehrfach — zuletzt am 18. März 1976 — auf eine 
Frage des Herrn Kollegen Horstmeier in der 230. Sit-
zung des Bundestages Stellung genommen. Ergän-
zend hierzu kann ich Ihnen mitteilen, daß ein Ar-
beitskreis der Deutschen Bundesbahn (DB) in seinen 
Untersuchungsergebnissen empfohlen hat, einen 
eisenbahngerechten Rollstuhl für eine Beförderung 
im normalen Reisezugwagen zu entwickeln. Mit ein-
schlägigen Herstellerfirmen hat die DB inzwischen 
Kontakt aufgenommen. 

Anlage 62 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Picard (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5188 Frage B 72): 

Hält die Bundesregierung die Beseitigung der gefahrenträchti-
gen Ortsdurchfahrt Reinheim nicht für eine dringliche Maßnahme, 
und könnte diese Maßnahme gegebenenfalls aus der dem Land 
Hessen für kleinere Maßnahmen zur Verfügung stehenden 
Globalsumme finanziert werden, obwohl in dem kürzlich verab-
schiedeten Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Ausbau 
der Bundesfernstraßen in den Jahren 1971 bis 1985 die Umgehung 
der Stadt Reinheim im Zuge der B 38 nicht enthalten ist? 

Die Umgehungsstraße Reinheim im Zuge der B 38 
kann nur im Zuge einer großräumigen Verlegung 
der Straße zwischen Georgenhausen und Groß-Bie-
berau gelöst werden. Insofern ist eine Finanzierung 
aus den dem Land zur Verfügung stehenden Global-
mitteln nicht möglich, weil die hierfür festgelegte 
Höhe der Baukosten weit überschritten würde. 

In dem am 6. Mai 1976 verabschiedeten Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über den Ausbau der Bun-
desfernstraßen in den Jahren 1971-1985 hat der 
nördliche Streckenabschnitt dieses neuen Straßen-
zuges die Dringlichkeit I b erhalten, während süd-
lich der B 426 die B 38 als weiterer Bedarf eingestuft 
wurde. Die Planung trägt diesen Terminvorstellun-
gen Rechnung. 

Anlage 63 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Conradi (SPD) (Druck-
sache 7/5188 Fragen B 73 und 74): 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die auf Grund der 
Novelle zum Bundesfernstraßengesetz vom 6. Mai 1976 vorge-
nommene Aufstufung zahlreicher Teilstrecken bisher als Fern-
straßen klassifizierter Bundesstraßen zu Bundesautobahnen in 
den Verdichtungsräumen mit den verstärkten Bestrebungen zum 
Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs verkehrstechnisch 
und verkehrswirtschaftlich im Sinne einer integrierten Verkehrs-
planung ausreichend abgestimmt worden ist? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeiten, die für 
Bundesautobahnen — zum Teil gesetzlich — festgelegten Aus-
bauvorschriften, z. B. Abstandsvorschriften, ausbautechnische 
Standards usw., auf die nunmehr zu Bundesautobahnen hochge-
stuften Bundesstraßenteilstrecken anzuwenden und mit den städ-
tebaulichen Erfordernissen zu vereinbaren? 

Der Entwurf des Änderungsgesetzes zum Gesetz 
über den Ausbau der Bundesfernstraßen in den Jah-
ren 1971-1985, der am 6. Mai 1976 vom Deutschen 
Bundestag in 3. Lesung verabschiedet wurde und 
noch der Zustimmung des Bundesrates bedarf, sieht 
eine Aufstufung von Bundesstraßen zu Bundesauto-
bahnen nicht vor. 

Der dem Gesetz beigegebene Bedarfsplan unter-
scheidet Bundesfernstraßen nach ihrer Spurenzahl 
ohne festzulegen, ob diese Straßen die Eigenschaft 
einer Bundesstraße oder einer Bundesautobahn 
haben. Auf dem Bedarfsplan ist ein Hinweis ange-
bracht, daß die Bestimmung der Straßennummern 
nach den gesetzlichen Vorschriften unberührt bleibt. 

Die Abstimmung der Bundesfernstraßenplanung 
mit den Planungen der anderen Verkehrswege, ins-
besondere mit denen des öffentlichen Personennah-
verkehrs (ÖPNV), war in jeder Phase der Aufstel-
lung des überprüften Bedarfsplanes gewährleistet. 

Unbeschadet der vorstehenden Ausführungen wird 
zum Bau von Bundesautobahnen in Ballungszonen 
bemerkt, daß solche Planungen mit den städtebau-
lichen Erfordernissen stets abgestimmt werden und 
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daß hierbei z. B. auf Wohngebiete nach Möglichkeit 
(§ 50 Bundesimmissionsschutzgesetz) Rücksicht ge-
nommen wird. Von erheblicher Bedeutung ist hier 
die gegenseitige Rücksichtnahme der verschiedenen 
Planungen. 

Anlage 64 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Susset (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5188 Fragen B 75 und 76) : 

Hält die Bundesregierung an ihrer auf die Fragen B 35 und 36 
(Drucksache 7/3737) am 12. Juni 1975 (Stenographischer Bericht, 
Seite 12547, Anlage 59) erteilten Antwort fest, nach der im 
Rahmen der von der Deutschen Bundesbahn geplanten Aktion 
von Streckenstillegungen eine Betriebseinstellung auf der Strecke 
Heilbronn—Bretten—Karlsruhe nicht beabsichtigt sei, und trifft 
dies auch für die Strecken Bad Friedrichshall—Heidelberg, 
Lauffen—Leonbronn, Sinsheim—Eppingen und Heilbronn—Tal-
heim mit zusammen 70 km oder 45 % des derzeitigen Bundes-
bahn-Streckennetzes im Raum Heilbronn zu? 

Ist der Bundesregierung bekannt, welche strukturpolitischen 
Nachteile mit dieser Streckenstillegungsaktion für den ganzen 
Stadt- und Landkreis Heilbronn und das württembergische Un-
terland verbunden sein würde, in welchem Umfang die in die-
sem strukturschwachen Gebiet eingeleiteten Entwicklungsmaß-
nahmen zunichte gemacht werden könnten, und ist die Bundes-
regierung bereit, die gesetzlichen Möglichkeiten zu nutzen, alle 
die für die Wirtschaftsentwicklung des gesamten Raums Heil-
bronn schädlichen Vorhaben der Deutschen Bundesbahn zu ver-
hindern? 

Zu Frage B 75: 

Nach der Vorlage des Ergebnisberichts zum be-
triebswirtschaftlich optimalen Netz der Deutschen 
Bundesbahn sind inzwischen die Arbeiten zur Er-
mittlung des künftigen gesamtwirtschaftlich notwen-
digen Streckennetzes der Deutschen Bundesbahn 
angelaufen. Im Rahmen dieser Arbeiten werden 
auch die genannten Strecken, die im Bericht als 
betriebswirtschaftlich nicht optimal gekennzeichnet 
sind, anhand von verkehrlichen, wirtschaftlichen, 
regionalen und strukturellen Kriterien überprüft. 
Erst nach Abschluß dieser Arbeiten kann eine end-
gültige Aussage über die Stillegung oder Beibehal-
tung der genannten Strecke im Hinblick auf das 
künftige volkswirtschaftlich optimale Netz gemacht 
werden. 

Zu Frage B 76: 

Weil die Bundesregierung erkannt hat, daß die 
betriebswirtschaftlich optimale Netzkonzeption der 
Deutschen Bundesbahn die gesamtwirtschaftlichen 
Aufgaben der Deutschen Bundesbahn nicht genü-
gend berücksichtigt hat, läßt sie z. Z. von der Ar-
beitsgruppe „Verkehrs- und Regionalpolitik" das 
künftig gesamtwirtschaftlich notwendige Strecken-
netz erarbeiten. Dabei werden den verkehrlichen, 
wirtschaftlichen, regionalen und strukturellen Erfor-
dernissen im einzelnen Rechnung getragen, so daß 
bei einer Umstrukturierung in der regionalen Ver-
kehrsbedienung gewährleistet ist, daß es nicht zu 
negativen Auswirkungen auf die Wirtschaftsent-
wicklung des Raumes kommen wird. 

Anlage 65 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Pohlmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage B 77) : 

Wie weit sind die Prüfungen der Bundesregierung im Hinblick 
auf die Erhöhung der Diebstahls- und Fälschungssicherheit von 
Kfz-Kennzeichen, wie sie die Bundesregierung in der Be-
antwortung der Fragestunde am 18. September 1975 (Steno-
graphischer Bericht über die 185. Plenarsitzung, Seite 13075) in 
Aussicht gestellt hat, und wird seitens der Bundesregierung 
Sorge getragen, daß bei der Lösung des Problems die Existenz 
einer Vielzahl mittelständischer Betriebe aus dem Bereich der 
Autoschilderherstellung nicht gefährdet wird? 

Die Prüfungen im Hinblick auf die Erhöhung der 
Diebstahls- und Fälschungssicherheit von Kfz-Kenn-
zeichen dauern an. Die Tatsache, daß eine nicht 
unerhebliche Zahl kleiner und mittlerer Betriebe 
(oft Familienbetriebe) die Kraftfahrzeugkennzeichen 
herstellen, wird bei der Lösung des Problems be-
rücksichtigt werden. 

Anlage 66 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Vehar (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5188 Fragen B 78, 79, 80 und 81) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß infolge der Kürzung der 
Bundesmittel für den Deutschen Verkehrssicherheitsrat (DVR) im 
Haushaltsjahr 1976 um 1 Million DM, die wichtigste Mitglieds-
organisation des DVR, die Bundesverkehrswacht, ihren diesjäh-
rigen Etat von etwa 4 Millionen DM im Jahr 1975 auf etwa 
3 Millionen DM reduzieren mußte, und daß dies zur Folge haben 
muß, daß die Bundesverkehrswacht mit ihren etwa 600 Kreis- 
und Ortsverkehrswachten ihre bedeutende Aufgabe, die Be-
kämpfung der Verkehrsunfälle auf unseren Straßen, nicht mehr 
in dem Maß erfüllen kann, wie dies nach dem einstimmigen 
Willen aller Fraktionen des Deutschen Bundestages notwendig 
wäre, und wenn ja, welche Folgerungen wird sie daraus ziehen? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß die von den 
Verkehrsteilnehmern erhobenen Bußgelder in erster Linie einer 
erzieherischen Aufgabe zu dienen haben, und wäre es dann nicht 
konsequent, wenn diese Mittel der Organisation zufließen wür-
den, die in erster Linie auf Grund ihrer jahrzehntelangen Er-
fahrung und auf Grund der Tatsache, daß sich mehr als 100 000 
Mitglieder ehrenamtlich für diese Aufgabe zur Verfügung 
stellen, Anspruch darauf hätte? 

Kann die Bundesregierung die Angaben des Deutschen Verkehrs-
sicherheitsrats (DVR) bestätigen, wonach die beiden größten 
Bundesländer im Jahr 1975 67 Millionen DM an Bußgeldern von 
Autofahrern eingenommen haben, und kann die Bundesregie-
rung Zahlen nennen, welche Einnahmen insgesamt aus Buß-
geldern der Kraftfahrer dem Staat in den letzten drei Jahren 
zugeflossen sind, aufgeschlüsselt jeweils auf die einzelnen Jahre? 

Welche Gründe haben die Bundesregierung bewogen, die 
Mittel für den Deutschen Verkehrssicherheitsrat (DVR) im Jahr 
1976 um 1 Million DM gegenüber dem Jahr 1975 zu kürzen, 
nachdem der Deutsche Bundestag in einer einstimmig gefaßten 
Entschließung vor einigen Jahren die Bundesregierung aufge-
fordert hat, den DVR mit Bundesmitteln so auszustatten, daß er 
seine Aufgabe zur Hebung der Verkehrssicherheit auf unseren 
Straßen erfüllen kann? 

Zu Frage B 78: 

Es ist zutreffend, daß die Bundesmittel für den 
Deutschen Verkehrssicherheitsrat (DVR) im Haus-
haltsjahr 1976 um 1 Million DM gekürzt worden 
sind. Dies führte innerhalb des DVR zu einer ent-
sprechenden Kürzung der aus Bundesmitteln stam-
menden Zuweisung an die Deutsche Verkehrswacht, 
die bei etwa 50 v. H. dieses Kürzungsbetrages lag. 

Bei welchen Einzelmaßnahmen der Deutschen 
Verkehrswacht (DVW) dies zu einer Reduzierung 
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der Planung führte, unterlag der Entscheidung der 
DVW. 

Unabhängig hiervon bildet die DVW im Rahmen 
der Aufklärungsaktion des Bundesverkehrsmini-
sters gegen die Unfälle in geschlossenen Ortschaften 
in 18 zentralen Orten und in rd. 90 weiteren Ge-
meinden sogenannte Aktionskomitees, für die ihr 
neben der Zuwendung durch den DVR eine weitere 
Vergütung von rd. 100 000,— DM unmittelbar durch 
den Bundesverkehrsminister zufließt. 

Im übrigen wird der Bundesminister für Verkehr 
darauf hinwirken, daß der DVR seine Koordinie-
rungsfunktion gegenüber seinen Mitgliedsorganisa-
tionen in stärkerem Maße wahrnimmt und auf diese 
Weise auch die Aufgabenerfüllung durch die DVW 
in dem gewünschten Umfange gewährleistet ist. 

Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß die Orts- 
und Kreisverkehrswachten für die Durchführung 
ihrer Aufgaben auch Mittel aus dem Haushalt des 
jeweiligen Bundeslandes erhalten. 

Zu Frage B 79: 

Die Bundesregierung teilt Ihre Auffassung nicht. 
Die Einnahmen aus Bußgeldern für Verstöße gegen 
Straßenverkehrsvorschriften stehen im übrigen den 
Ländern zu. 

Zu Frage B 80: 

Nach den der Bundesregierung zugegangenen 
Mitteilungen der Länder sind den beiden größten 
Bundesländern Nordrhein-Westfalen und Bayern 
aus Verstößen gegen Vorschriften des Straßenver-
kehrs in den vergangenen Jahren folgende Bußgel-
der zugeflossen: 

1972 51,5 Millionen DM 

1973 55,5 Millionen DM 

1974 60,5 Millionen DM 

Für 1975 liegen die entsprechenden Zahlen der 
Bundesregierung noch nicht vor. Der Betrag von 
67 Millionen DM würde in der Größenordnung der 
Entwicklung in den Jahren 1972 bis 1974 entspre-
chen. Insgesamt haben die Länder — ohne Bremen 
und Saarland an Bußgeldern aus Straßenver-
kehrsverstößen eingenommen: 

1972 	80,7 Millionen DM 

1973 	90,9 Millionen DM 

1974 	102,8 Millionen DM 

Zahlen für das Jahr 1975 liegen noch nicht vor. 

Zu Frage B 81: 

Im Haushaltsjahr 1976 stehen für Aufklärungs- 
und Erziehungsmaßnahmen zur Bekämpfung der 
Verkehrsunfälle (Kap. 1212 Titel 531 03) insgesamt 
16 Millionen DM zur Verfügung. hiervon erhält der 
Deutsche Verkehrssicherheitsrat eine Zuwendung 
in Höhe von 6 Millionen DM. Gegenüber 1975 wurde  

der Titelansatz von 20 Millionen DM auf 16 Millio-
nen DM, somit um 4 Millionen DM gekürzt. Die 
dem Bundesminister für Verkehr für die Durchfüh-
rung seiner Verkehrsaufklärungsmaßnahmen zur 
Verfügung stehenden Mittel wurden hiernach über-
proportional um 3 Millionen DM verringert, wäh-
rend die Zuwendung an den DVR nur um 1 Million 
DM gekürzt worden ist. 

Der DVR beteiligt sich mit verschiedenen Mit-
gliedern (insbesondere der Deutschen Verkehrs-
wacht und den Automobilclubs) materiell an der 
im Vorjahr bereits eingeleiteten und in diesem Jahr 
schwerpunktmäßig fortgesetzten Großaktion des 
Bundesministers für Verkehr zur Bekämpfung der 
Unfälle in geschlossenen Ortschaften. Hierdurch er-
hält der DVR im Ergebnis einen stärkeren Anteil 
an der Gesamtverfügungssumme dieses Titels als 
das nach der obigen Aufteilung den Anschein hat. 

Anlage 67 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Baier (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5188 Frage B 82) : 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost am 23. Januar 1976 
mittels einer Postkarte ein Angebot der Firma Feal System Bau 
GmbH für die Fassadenverkleidungsarbeiten am Neubau des 
Postscheckamts Karlsruhe abgelehnt hat, obwohl das Angebot 
um 1 Million DM unter den anderen Preisangeboten lag und 
wenn ja, welche Gründe waren ausschlaggebend, das günstigste 
Angebot nicht zu berücksichtigen? 

Die Deutsche Bundespost hat ein Angebot der 
Firma Feal S. p. A. Mailand, der Mutterfirma der 
Firma Feal System-Bau GmbH, über Fassadenver-
kleidungsarbeiten am Neubau für das Postscheck-
amt in Karlsruhe abgelehnt, obwohl das Angebot 
um 1,07 Millionen DM unter dem nächst niedrigeren 
Angebot lag. 

Die Arbeiten wurden öffentlich im EWG-Bereich 
ausgeschrieben. Die Firma Feal bot die ausgeschrie-
benen Leistungen nicht an, sondern reichte — wie 
ausdrücklich zugelassen — einen Alternativvorschlag 
ein. Nach sachlicher und rechnerischer Prüfung aller 
eingegangenen Angebote wurden die drei mindest-
fordernden Angebote (darunter auch das Angebot 
der Fa. Feal) durch die hierfür zuständige Oberpost-
direktion in Karlsruhe einer gründlichen Prüfung in 
technischer und wirtschaftlicher Hinsicht unterzogen. 

Außerdem ist wegen des Auftragsumfangs und 
des großen Preisunterschiedes noch ein Gutachten 
eines vereidigten Sachverständigen für Fassaden-
konstruktionen eingeholt worden. Dabei wirkten 
Experten für Statik, Konstruktion und Bauphysik 
mit. Es wurden auch 7 fertiggestellte Objekte der 
Firma Feal besichtigt. Nach dem Ergebnis dieser 
sehr eingehenden Prüfung war das Angebot der 
mindestfordernden Firma Feal schließlich auszuschei-
den, da es nicht den üblichen Qualitätsanforderun-
gen entsprach. Die Bewerberin erhielt, wie alle an-
deren nicht berücksichtigten Bewerber, eine Post-
kartenabsage. 
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Anlage 68 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Sund (SPD) (Drucksache 
7/5188 Frage B 83) : 

Ist die Bundesregierung bereit, die Ausgabe einer Sonder-
briefmarke zu unterstützen, deren Zuschlagserlös der beschleunig-
ten Wiederaufforstung der verbrannten Waldgebiete in Nieder-
sachsen und der Wiederherstellung des zerstörten Landschafts-
gefüges dienen soll? 

Im Bundesministerium für das Post- und Fern-
meldewesen gehen laufend Anträge ein, förderungs-
würdige Anliegen (z. B. Freiwillige Rettungsdienste, 
Krebsbekämpfung, Erhaltung historischer Stadt-
kerne) aus Sondermarkenzuschlägen zu unterstüt-
zen. 

Würde die Wiederaufforstung verbrannter Wald-
gebiete mit dem Erlös aus Zuschlagsmarken unter-
stützt, müßten auch alle anderen Anliegen berück-
sichtigt werden. Dies scheitert daran, daß ich die 
Zahl der Zuschlagsmarken nicht beliebig vermehren 
kann. Dagegen sprechen nicht nur postbetriebliche 
Gründe. Ein solches Vorgehen würde auch auf den 
erbitterten Widerstand der Philatelisten stoßen, die 
einen sehr großen Teil der Käufer dieser Marken 
stellen. Sie müssen die Zuschlagsmarken zur Ver-
vollständigung ihrer Sammlung kaufen und würden 
darin eine einseitige Belastung sehen, da sie bei-
nahe ausschließlich das Vorhaben finanzieren wür-
den. Schließlich wäre es kaum möglich, eine Rang-
ordnung in der Bedeutung der vielen förderungs-
würdigen Vorhaben festzulegen. 

Außer den traditionellen Serien, den Wohlfahrts-
marken und Jugendmarken, können deshalb grund-
sätzlich keine zusätzlichen Zuschlagsmarken heraus-
gebracht werden. Mit den Zuschlagserlösen aus dem 
Verkauf dieser beiden Serien wird besonders 
schutzbedürftigen Bürgern unseres Landes geholfen 
und die Jugendarbeit auf breiter Ebene unterstützt. 
Ein großer Teil der Wohlfahrtsmarken — etwa die 
Hälfte der Gesamtauflage — wird von freiwilligen 
Helfern der Wohlfahrtsverbände vertrieben, so daß 
ein weiter Kreis auch Nichtsammler — zu den 
Abnehmern dieser Marken gezählt werden muß. 

Anlage 69 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Hösl (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage B 86) : 

Trifft es zu, daß die hohen von der Polizei in der „DDR" 
verhängten Bußgelder bei Verletzung der dort geltenden Ver-
kehrsvorschriften auf einem geheimen Bußgeldkatalog beruhen, 
und was hat — bejahendenfalls — die Bundesregierung unter-
nommen, um Ost-Berlin zur Offenlegung zu veranlassen, damit 
Reisende auf mitteldeutschen Straßen ihre Situation wirklichkeits-
gerecht einschätzen können? 

Nach den mir vorliegenden Erkenntnissen ver-
fügt die Volkspolizei der DDR über einen Rahmen-
katalog, nach dem sie die Bußgelder festsetzt, die  

im Einzelfall bei einer bestimmten Ordnungswid-
rigkeit im Straßenverkehr zu zahlen sind. 

Der Katalog ist, soweit mir bekannt wurde, in 
der DDR bisher nicht veröffentlicht worden. Diese 
Verhaltensweise entspricht der Rechtsordnung der 
DDR, in die die Bundesregierung nicht eingreifen 
kann. Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, daß Be-
wohner der Bundesrepublik Deutschland, die in der 
DDR Ordnungswidrigkeiten im Straßenverkehr be-
gehen, anders behandelt werden als Bewohner der 
DDR. Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß in 
dem von meinem Hause herausgegebenen Merk-
blatt „Reisen in die DDR" auf die wichtigsten Ver-
kehrsregelungen in der DDR hingewiesen wird. Da-
durch soll erreicht werden, daß Reisende aus der 
Bundesrepublik Deutschland sich in der DDR ver-
kehrsgerecht verhalten und nicht aus Unkenntnis 
Ordnungswidrigkeiten begehen. 

Anlage 70 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Windelen (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen B 87 und 88) : 

Welche Kosten sind bisher für die Erstellung der Dokumenta-
tion „Zur Geschichte der politischen Verfolgung in Mittel-
deutschland" — einschließlich eventueller Druckverbreitungs-
kosten — entstanden? 

Zu welchem Ergebnis kommen die Gutachten über die Doku-
mentation „Zur Geschichte der politischen Verfolgung in Mittel-
deutschland", und welche weiteren Voraussetzungen sind für die 
Entscheidung über die Veröffentlichung des genannten Werks 
erforderlich? 

Zu Frage B 87: 

Wie ich Ihnen bereits mit meinem Schreiben vom 
5. des Monats mitgeteilt habe, handelt es sich bei 
der Gesamtarbeit von Herrn Fricke um ein Manu-
skript von insgesamt 10 Aktenordnern (mit 10 Ka-
piteln) und 1 200 Seiten darstellendem Teil sowie 
3 Teilen und 3 000 Seiten dokumentarischem An-
hang (z. B. Gesetze, Verordnungen, Urteile, Presse-
meldungen, Erlebnisberichte, Berichte in westlichen 
Publikationen u. ä.). 

Zu deren Erstellung sind in etwa 16 .Jahren — im 
wesentlichen in den Jahren 1959 bis 1968 — Ho-
norarkosten in Höhe von rund 140 000 DM und in 
den Anfangsjahren der Arbeit Herstellungskosten 
von rund 100 000 DM für den Satz gewisser Teile 
der Dokumentation gezahlt worden (Schwerpunkt 
der Materialien; 1945 bis 1955). 

Zu Frage B 88: 

Nach Vorliegen der Gesamtarbeit, insbesondere 
also nach Fertigstellung der darstellenden und er-
läuternden Teile ergingen Mitte 1975 die Gut-
achteraufträge. Im Ergebnis kamen der Hauptgut-
achter Prof. Dr. Peter C. Ludz, in einem längeren 
Gutachten, und entsprechend der Teilgutachter, 
Prof. Dr. Friedrich-Christian Schroeder, zu dem 
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Schluß, daß die von Herrn Fricke vorgelegte Stu-
die eine methodisch, materiell und qualitativ sehr 
unterschiedlich zu bewertende Sammlung von Ein-
zelarbeiten darstelle. Von den Gutachten werden 
im einzelnen erhebliche Mängel im Methodischen, 
im Inhaltlichen und in der Konzeption festgestellt. 

Ich habe Herrn Fricke zunächst beide Gutachten 
zugeleitet, um ihm im weiteren Prüfungsverfahren 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Erst wenn 
seine Äußerungen vorliegen und die Feststellungen 
der Gutachter im einzelnen geprüft und erörtert 
worden sind, besteht die Grundlage für die not-
wendigen weiteren Entscheidungen. 

Anlage 71 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Pfeffermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Fragen B 89 und 90) : 

Aus welchen Gründen sind die Leistungspläne der Bundesmini-
sterien im Bereich von Forschung und Technologie, wie sie im 
Zwischenbericht der Bundesregierung zur Koordinierung ihrer 
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten angeführt werden, nicht 
einheitlich gegliedert und aufgebaut, um eine Vergleichbarkeit 
zu erleichtern, und warum sind die entsprechenden Finanzzu-
weisungen nicht mit aufgeführt? 

Trifft es zu, daß das Bundesforschungsministerium von anderen 
Ministerien verlangt, Leistungspläne zu erstellen, obwohl das 
Bundesforschungsministerium bis heute noch keine Leistungspläne 
für seine eigenen Forschungspläne vorgelegt hat, ähnlich wie 
der ursprüngliche Leistungsplan für das zweite Datenverarbei-
tungsprogramm? 

Zu Frage B 89: 

Bei der angesprochenen Anlage des Zwischen-
berichts der Bundesregierung handelt es sich keines-
wegs um die Leistungspläne selbst, sondern — wie 
im Zwischenbericht deutlich herausgestellt wird  — 
um  eine Übersicht über deren vorläufige Gliederung. 
Mit dieser Übersicht sollte bereits vor dem Vor-
liegen der Leistungspläne die praktische Anwen-
dung des im Zwischenbericht (Abschnitt I 1) skiz-
zierten einheitlichen Musters für deren Gliederung 
gezeigt werden. Sämtliche Leistungsplangliederun-
gen weisen die vereinbarte zielorientierte, die Ver-
gleichbarkeit gewährleistende Zuordnung der For-
schungs- und Entwicklungsaktivitäten zu den drei 
spezifizierten, durch zunehmenden Auflösungsgrad 
gekennzeichneten Ebenen auf. 

Entsprechend dem Zweck der Übersicht waren 
Finanzmittel nicht mit aufzuführen. 

Zu Frage B 90: 

Die Bundesregierung hat beschlossen, daß alle 
Ressorts, die im Haushaltsjahr 1975 mehr als 10 Mil-
lionen DM (Soll) für Forschung und Entwicklung 
aufwenden, erstmalig für die Beratungen des Haus-
halts 1977 Leistungspläne vorlegen. 

Bezüglich der Leistungspläne des Ministeriums für 
Forschung und Technologie wird auf die Antwort zu 
Frage 4 der „Kleinen Anfrage" der CDU/CSU betr. 
Stellungnahme der Bundesregierung zu den Empfeh-

lungen des Wissenschaftsrates zur Organisation, 
Planung und Förderung der Forschung — Druck-
sache 7/4698 — verwiesen. 

Der Bundesminister für Forschung und Technolo-
gie wird in den nächsten Wochen Leistungspläne für 
Verkehr und sein Transportwesen und für die Elek-
tronischen Bauelemente vorlegen. 

Anlage 72 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5188 Fragen B 91 und 92) : 

Aus welchen Gründen hat der Bundesminister für Forschung 
und Technologie davon Abstand genommen, ein Zehnjahres-
programm „Forschung und Technologie im Dienste der Gesund-
heit" vorzulegen? 

In welchem Umfang wird ein vorgesehenes Forschungspro-
gramm für den Gesundheitssektor innerhalb der Bundesregie-
rung und mit den beteiligten Institutionen in Bund und Ländern 
und in der Wirtschaft koordiniert, und welches sind die Ergeb-
nisse des vom Bundesforschungsministerium schon einmal vorge-
legten Forschungsprogramms „Forschung und Technologie im 
Dienste der Gesundheit", das mit Gesamtausgaben von 2,3 Mil-
liarden DM angekündigt worden war? 

Zu Frage B 91: 

Der gemeinsam vom Bundesminister für Forschung 
und Technologie und vom Bundesminister für Ju-
gend, Familie und Gesundheit erarbeitete Entwurf 
für ein längerfristiges Rahmenprogramm „Forschung 
und Technologie im Dienst der Gesundheit" enthält 
Forschungsvorschläge, die eine sehr unterschiedliche 
Bearbeitungszeit benötigen und von denen eine 
Reihe mit großer Wahrscheinlichkeit die Wissen-
schaft über das nächste Jahrzehnt hinaus beschäfti-
gen wird. Es trifft daher nicht zu, der Bundesminister 
für Forschung und Technologie habe von seiner Ab 
sieht ein Zehnjahresprogramm „Forschung und Tech-
nologie im Dienste der Gesundheit" vorzulegen, Ab-
stand genommen. 

Zu Frage B 92: 

Die Ziele des Programms werden nur zu erreichen 
sein, wenn alle maßgeblichen Kräfte der Wissen-
schaft, der Praxis und des Gesundheitswesens arbeits-
teilig innerhalb ihrer Zuständigkeiten zusammen-
wirken. Auf der Seite des Bundes werden vor allem 
der Bundesminister für Forschung und Technologie, 
der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit, der Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung und der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft eng zusammenarbeiten. Der Programm-
entwurf stellt darüber hinaus ein Kooperationsange-
bot an alle übrigen für die Forschungsförderung ver-
antwortlichen Stellen dar. Die Fragen der Koopera-
tion sind ebenfalls Gegenstand der angelaufenen 
Diskussion des Programmentwurfs. 

Wie ich am 9. Oktober 1974 vor dem BT-Ausschuß 
für Forschung und Technologie ausgeführt habe, 
handelte es sich bei dem Förderungsschwerpunkt 
„Forschung und Technologie im Dienst der Gesund- 
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heit" des Bundesministers für Forschung und Tech-
nologie um eine Zusammenfassung der Förderungs-
aktivitäten dieses Ministeriums auf dem Sektor der 
Forschung im Gesundheitsbereich und nicht um ein 
Forschungsprogramm im eigentlichen Sinn. Bei der 
gleichen Gelegenheit habe ich die vom Bundes-
ministerium für Forschung und Technologie insge-
samt für die Forschungsförderung im Gesundheits-
bereich im Rahmen der Mittelfristigen Finanzpla-
nung vorgesehenen Mittel in Höhe von etwa 1,3 Mil-
liarden DM (nicht 2,3 Millionen DM!) erwähnt. 

Die damals bekanntgegebene Absicht, ein länger-
fristiges Programm für diesen Bereich zu erarbeiten, 
hat ihren Niederschlag in dem jetzt vorgelegten Pro-
grammentwurf gefunden. 

Anlage 73 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Wolfgramm (Göttingen) 
(FDP) (Drucksache 7/5188 Fragen B 93 und 94) : 

Nach welchen Kriterien werden Forschungsvorhaben im ver-
kehrstechnischen Bereich durch das Bundesfinanzministerium ge-
fördert, und wie teilen sich die Förderungsmittel prozentual auf 
Groß-, Mittel- und Kleinbetriebe auf? 

Kontrolliert die Bundesregierung die Förderungsmaßnahmen 
dahin gehend, daß Parallelentwicklungen vermieden werden 
und jeweils nur Vorhaben gefördert werden, die dem letzten 
Stand der Technik entsprechen? 

Zu Frage B 93: 

Die allgemeinen Kriterien der Forschungs- und 
Technologiepolitik der Bundesregierung sind bereits 
im Bundesbericht Forschung V grundsätzlich darge-
legt. 

Ferner können ins einzelne gehende Informatio-
nen besonders für kleine und mittlere Unternehmen 
der vom Bundesminister für Forschung und Techno-
logie herausgegebenen Förderfibel entnommen wer-
den. 

Für den Teilbereich der Förderung verkehrstech-
nologische Forschung und Entwicklung gelten fol-
gende besondere Überlegungen: 

Wegen der gesellschafts-, struktur- und wirt-
schaftspolitischen Schlüsselfunktion von leistungs-
fähigen und kostengünstigen Transport- und Ver-
kehrsdiensten in Verbindung mit der unvermeidba-
ren und unbestrittenen Verantwortung des Staates 
für die Gesamtfunktion dieses Bereichs in unmittel-
barer oder zumindest mittelbarer Form ist staatli-
ches Engagement nicht zuletzt auch bei der Zukunfts-
vorsorge durch Förderung von Forschung und tech-
nologischen Entwicklungen erforderlich. 

Die Ziele der Forschungs- und Technologiepolitik 
auf dem Gebiet des Verkehrswesens sind 

i . Mängel und Schwachstellen des Kfz-Verkehrs, 
insbesondere im Hinblick auf Umweltbelastun-
gen, Sicherheitsrisiken und Energieverbrauch 
entgegenzuwirken. Die Verteuerung und Ver

-

knappung des Öls erfordert außerdem die Ent-
wicklung alternativer Kraftstoffe. 

2. Verbesserung und Entwicklung von Systemen 
für den öffentlichen Nahverkehr. Vorrang hat da-
bei die Verbesserung bestehender Systeme, er-
gänzt um die Entwicklung neuartiger Konzepte 
und Systeme mit möglichst geringem Kostenauf-
wand, die Verbesserung von Verkehrsverbün-
den und die Entwicklung von flexiblen, möglichst 
bedarfsgerechten Einsatzformen. 

3. Die Leistungsfähigkeit des spurgeführten, öffent-
lichen Fernverkehrs muß erhöht werden, um die 
Straßen zu entlasten und einen wirtschaftliche-
ren Betrieb der Bundesbahn zu ermöglichen. 
Gleichzeitig soll als Ergänzung zu Eisenbahn und 
Flugzeug für die Anforderungen von morgen im 
europäischen Rahmen ein neuartiges Transport-
system einsatzfähig vorbereitet werden. 

Im Hinblick auf diese Ziele sind die wichtigsten 
Aufgaben der Förderung 

— die Fortentwicklung herkömmlicher und die Ent-
wicklung neuer Nahverkehrsmittel bis zur Ein-
satzreife, 

— die Verbesserung der Bahntechnik durch Weiter-
entwicklung des Rad /Schiene-Systems zur Stei-
gerung der Leistungsfähigkeit, Wirtschaftlichkeit 
und Sicherheit des Eisenbahnwesens sowie die 
Untersuchungen zur Entwicklung eines spurge-
führten Schnellbahnverkehrssystems in konven-
tioneller oder neuartiger, berührungsfreier Fahr-
technik als integraler Bestandteil des künftigen 
europäischen Verkehrsnetzes, 

— die Erhöhung der Verkehrssicherheit, der Ener-
gieausnutzung und der Umweltfreundlichkeit al-
ler Verkehrsmittel, besonders aber der Kraftfahr-
zeuge durch Entwicklung und Einführung geeig-
neter technischer Hilfsmittel, 

- die Einleitung von und die Beteiligung an ko

-

operativen europäischen Luftfahrtprojekten auf-
grund bedarfsorientierter Untersuchungen, 

— die Steigerung der Leistungskraft und Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Schiffbauindustrie 
durch gezielte technische Entwicklungsprojekte 
ergänzend zu dem bloß finanziellen Ausgleich 
rein wirtschaftlicher Wettbewerbsnachteile durch 
staatliche Beihilfen sowie 

— die Untersuchung integrierter Gesamtsysteme 
und Transportketten sowie ggfs. die Entwick-
lung neuartiger technischer organisatorischer 
Transport-, Umschlag- und Verteilungssysteme 
für Rohstoffe, Waren und Abfälle unter Beach-
tung von Wirtschaftlichkeits-, Sicherheits- und 
Umweltschutzkriterien. 

Die Aufteilung der Förderungsmitte auf Groß-, 
Mittel- und Kleinbetriebe läßt sich aus den kurz-
fristig verfügbaren Unterlagen nicht genau ermit-
teln. Da entsprechend der notwendigen Schwer-
punktbildung bei der Förderung vorzugweise Ge-
meinschaftsvorhaben oder Projekte mit Hauptauf-
tragnehmer /Unterauftragnehmer-Struktur durchge-
führt werden, kann häufig die wesentliche Mitwir- 
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kung mittlerer und kleinerer Unternehmen der ge-
werblichen Wirtschaft nicht genügend hervorgeho-
ben werden. 

Ein sehr detaillierter Überblick über alle vom 
Bundesministerium für Forschung und Technologie 
geförderten Vorhaben ermöglicht der jährlich publi-
zierte Förderungskatalog. Die Vorhaben des Be-
reichs Transport und Verkehr sind unter Kennzif-
fer N aufgeführt. 

Zu Frage B 94: 

Zwischen den bei der Verkehrsforschung beteilig-
ten Bundesressorts, vor allem dem Bundesminister 
für Forschung und Technologie und dem Bundes-
minister für Verkehr besteht eine enge arbeitsteilige 
Zusammenarbeit. 

Die Länderressorts, die betroffenen Kommunen, 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft und die Trä-
gerorganisationen der Verkehrsbetriebe sind eben-
falls in diese Zusammenarbeit einbezogen. Unnötige 
Parallelentwicklungen sind damit ausgeschlossen. 
Eine wechselseitige Information über die neuesten 
Entwicklungen wird dadurch garantiert. 

Im übrigen darf ich auf das Verfahren zur Ko-
ordinierung der Forschungs- und Entwicklungsakti-
vitäten der Bundesregierung verweisen, über das 
dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
im Frühjahr 1975 und Anfang 1976 berichtet worden 
ist. 

Anlage 74 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Engelsberger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Fragen B 95 und 96) : 

In welchem Umfang hat die Bundesregierung untersuchen las-
sen, ob Kernenergieanlagen in den Bergmassiven der Bundesre-
publik Deutschland gebaut werden können, und wie beurteilt 
sie in diesem Zusammenhang eine Untersuchung über einen 
Nuklearpark in der Schweiz in einem Bergmassiv, die vom 
Institut für Reaktorforschung in der Schweiz vorgelegt wurde? 

In welchem Umfang sind die Uran- und Thoriumreserven in 
der Bundesrepublik Deutschland bisher erfaßt worden, und gibt 
es größere Mengen von Gestein, insbesondere von Granit in 
der Bundesrepublik Deutschland, in denen große Mengen Uran 
und Thorium vorkommen? 

Zu Frage B 95: 

Die Bundesregierung läßt in mehreren Studien be-
reits die verschiedenen Möglichkeiten der unterirdi-
schen Bauweise von Kernkraftwerken analysieren. 
Sie hat darüber bereits in der Antwort auf die 
Große Anfrage betr. Friedliche Nutzung der Kern-
energie, Bundestags-Drucksache 7/3871 S. 22, berich-
tet. In diesem Zusammenhang wird auch der Bau 
von Kernkraftwerken in Felskavernen geprüft. Ziel 
der Studien ist es, die technische Durchführbarkeit 
unterirdischer Bauweisen zu untersuchen und insbe-
sondere erreichbare sicherheitstechnische Vorteile 
sicherheitstechnischen, betrieblichen und wirtschaft-

lichen Nachteilen gegenüberzustellen. Ergebnisse 
werden für Anfang 1977 erwartet. 

Die Studie des Eidgenössischen Instituts für Reak-
torforschung in Würenlingen/ Schweiz wird von den 
deutschen auf diesem Gebiet tätigen Forschungsstel-
len geprüft. Die Ergebnisse werden so bald wie mög-
lich bei deren eigenen Arbeiten berücksichtigt. 

Zu Frage B 96: 

Seit 1956 wird die Uranprospektion deutscher 
Unternehmen im Inland mit Bundesmitteln geför-
dert. Das Ziel der Untersuchungen war zunächst die 
Ermittlung der uranhöffigen Gebiete und eine Be-
standsaufnahme der Uranvorkommen in der Bundes-
republik. Als besonders höffig wurde das ostbaye-
rische Grundgebirge, der Schwarzwald /Odenwald 
und das Saar-Nahe-Gebiet erkannt. 

Diese Gebiete werden nacheinander durch Schwer-
punktprogramme gezielt prospektiert und exploriert. 
Zur Zeit liegt der Schwerpunkt der Untersuchungs-
arbeiten im Schwarzwald und südlichen Odenwald. 
Die bisher festgestellten Uranvorräte sind in der 
Anlage aufgeführt. Aufgrund der geologisch-lager-
stättenkundlichen Situation wird bei dem ständig 
wachsenden Uranbedarf der Versorgungsbeitrag aus 
inländischen Vorkommen gering sein. Als Sicher-
heitspolster bei Versorgungsengpässen können sie 
jedoch Bedeutung haben. 

Granitische Gesteine enthalten im Durchschnitt 
4 g Uran pro Tonne. Der Urangehalt kann jedoch in 
besonders günstigen Fällen 100 g pro Tonne und 
mehr erreichen. Je geringer die Urangehalte sind, 
desto größer werden die technischen Schwierigkei-
ten und die Kosten der Aufbereitung. (Übliche Erz-
gehalte 2 000 g U pro Tonne.) 

Durch frühere Schwerpunktuntersuchungen in Ost-
bayern ist bekannt, daß der Falkenberger Granit 
hohe Urangehalte enthält. Im Rahmen eines For-
schungsprogramms wird überprüft, ob die Vermu-
tungen auf eine technisch ausbeutbare großräumige 
Uranlagerstätte mit niedrigen Urangehalten zutref-
fen. Die Ergebnisse werden Anfang 1978 vorliegen. 

Für Thorium zeichnen sich in absehbarer Zeit 
keine Versorgungsschwierigkeiten ab. Die bekann-
ten Thoriumvorräte können den zukünftigen Bedarf 
decken. 

In der Bundes republik konnten abbauwürdige 
Thorium-Vorräte bisher nicht nachgewiesen werden. 

Uranvorräte in den mit Bundesmitteln geförderten 
Vorhaben 

Bundesrepublik Deutschland 

Baden-Württemberg 

Menzenschwand 

Die derzeit als sicher zu bezeichnenden Uranvor-
räte auf Gang 1 betragen bis 60 m Tiefe ca. 300 t 
U3O8, die zu Kosten unter 10 $/lb gewonnen werden 
können. Die Vorräte in dieser Preisklasse sind mit 
Sicherheit höher, derzeit jedoch noch nicht berech-
net. Das gilt sowohl für den Gang 1 als auch für 
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den übrigen Lagerstättenteil. Es ist anzunehmen, 
daß in Menzenschwand mehr als 1 000 t U:308 ge-
wonnen werden können. 

Geroldsau 

Hier liegen noch keine gesicherten Vorräte vor, 
die vermuteten Vorräte können mit >300 t U3O8 
angesetzt werden. Betrachtungen über Gewinnungs-
möglichkeiten sind noch nicht vorgenommen wor-
den. 

Bayern 

Stockheim 

Die Vorratsberechnung der Uranerzbergbau 
kommt zu dem Ergebnis, daß im Flözbereich der 
aufgelassenen Grube 1 300 t U308 mit 0,1 % U:3O8 
nachgewiesen sind. Bei einem mittleren Gehalt von 
0,074 % U308 beträgt der Gesamtvorrat ca. 2 000 t 
U308. Wegen aufbereitungstechnischer Schwierig-
keiten (max. Ausbringen 75 %) ließen sich die Vor-
räte mit durchschnittlich 0,1 % U308 im günstigsten 
Fall zu Kosten von ca. 19 $/lb (Stand Ende 1973) 
gewinnen. 

Mähring 

Die wahrscheinlichen Vorräte werden mit einigen 
hundert t U :308 bei durchschnittlich < 0,1 % U308 
angegeben. Eine exakte Berechnung liegt unseres 
Wissens nicht vor. 

Poppenreuth 

Ähnlich wie bei Mähring werden die wahrschein-
lichen Vorräte mit einigen 100 t U:308 angenommen. 
Auch hier fehlen unseres Wissens Berechnungen. 

Falkenberger Granit 

Die Vorräte bei Tirschenreuth betragen zwischen 
200 und 500 t U:308 bei Gehalten von 300 bis 400 g/t. 
Betrachtungen über die Vorratsklassifizierung und 
Gewinnungskosten fehlen. 

Granit von Rudolfstein /Fichtelgebirge 

Die nachgewiesenen Vorräte wurden mit 50 bis 
60 t U308 bei ca. 600 g/t angegeben. 

Die derzeit günstigsten Aussichten einer wirt-
schaftlichen Gewinnung bieten die Vorkommen 
Menzenschwand und Geroldsau. Die sicheren, wahr-
scheinlichen und vermuteten Uranvorräte in der 

Kostenklasse bis 20 $/lb U308 für die gesamte Bun-
desrepublik können mit 2 000 his 5 000 t U:308 an-
gegeben werden. 

Anlage 75 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Sauer (Salzgitter) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Frage B 98) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die zukünftigen Arbeits-
möglichkeiten der nichtsozialistischen Studentenverbände wie z. B. 
des Rings Christlich-Demokratischer Studenten (RCDS), deren 
Finanzmittel des Bundes für politische Bildungsarbeit urn ca. 25 
Prozent gekürzt werden sollen und keine Beiträge aus der „DDR" 
erhalten? 

Die Verminderung der Förderung der politischen 
Bildungsarbeit der Studentenverbände über die Stu-
dentische Zentralstelle beträgt im Haushaltsjahr 
1976 etwa 17 % und nicht 25 %. 

Angesichts der akuten Notlage von berufsunrei-
fen, lernschwachen und arbeitslosen Jugendlichen, 
jugendlichen Aussiedlern und jungen ausländischen 
Arbeitnehmern sowie Kindern aus Gastarbeiterfa-
milien, müßten die Programme für diese Jugend-
lichen eine wirksame Verstärkung erfahren. Da zu-
sätzliche Mittel für die genannten Schwerpunktauf-
gaben nicht bereit gestellt werden konnten, blieb 
keine andere Möglichkeit, als diese Mittel durch 
entsprechende Kürzungen an anderen Stellen auf-
zubringen. Dies ist nicht nur durch Kürzung der 
Mittel für die Förderung der politischen Bildungs-
arbeit der Studentenverbände, sondern auch an an-
deren Stellen geschehen. 

Soweit die Studentenverbände jedoch Träger von 
Aktivitäten sind, die den genannten Schwerpunkt-
aufgaben entsprechen, wird das Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit sich auch für 
solche Projekte um eine wirksame Förderung be-
mühen. Damit werden Projekte, die bislang im Rah-
men der politischen Bildung gefördert wurden, in 
Zukunft aus den eigentlich im Bundesjugendplan 
dafür vorgesehenen Programmen gefördert. Es kann 
davon ausgegangen werden, daß sich auf diese 
Weise der Prozentsatz der Kürzung wesentlich, näm-
lich auf unter 10 % vermindert. 

Die zukünftigen Arbeitsmöglichkeiten der Stu-
dentenverbände beurteile ich daher nicht pessimi-
stisch. 
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